
Ausgabe 1 · 2010 

Modellprojekt GeniAL 2 
Ein neuer Arbeitgeberservice bietet Unterstüt­
zung für ein demografiefestes Unternehmen. 

Neue Geringfügigkeits-Richtlinien 4 
Rund um kurzfristige Beschäftigungen und Mini­
jobs gab es Rechtsänderungen und neue Aus­
legungen. 

Freistellung von der Arbeitsleistung 8 
Trotz Freistellung kann das Beschäftigungs­
verhältnis bestehen bleiben. 

Unfallversicherung: Beiträge aus 
Wertguthaben 10 
Seit 1. Januar 2010 gelten einheitliche Regelun­
gen für die Beitragspflicht von Wertguthaben in 
der Unfallversicherung. 

Künstlersozialabgabe: Neue Entscheidungen 12 
Bezüglich der Zahlungspflicht der Künstler­
sozialabgabe gibt es einige neue und interessan­
te Entscheidungen des Bundessozialgerichts. 



SUMMA SUMMARUM
 

wird herausgegeben von der
 
Deutschen Rentenversicherung
 
Bund, Ruhrstraße 2,
 
10709 Berlin.
 
Redaktion und Herstellung:
 
Haufe-Lexware GmbH & Co. KG,
 
Munzinger Str. 9, 79111 Freiburg,
 
Tel. 0180-5555-692(*),
 
Fax 0180-5050-441, E-Mail:
 
summa-summarum@haufe.de,
 
www.haufe.de/summa­
summarum.
 
(*) 0,14 EUR/Min. aus dem dt.
 
Festnetz, mobilmax.0,42EUR/Min.
 
Ein Service von dtms.
 

Beteiligte
 
Rentenversicherungsträger:
 
Deutsche Rentenversicherung
 
– Baden-Württemberg,
 
– Bayern Süd,
 
– Berlin-Brandenburg,
 
– Braunschweig-Hannover,
 
– Hessen,
 
– Mitteldeutschland,
 
– Nord,
 
– Nordbayern,
 
– Oldenburg-Bremen,
 
– Rheinland,
 
– Rheinland-Pfalz,
 
– Saarland,
 
– Schwaben,
 
– Westfalen,
 
Deutsche Rentenversicherung
 
Bund,
 
Deutsche Rentenversicherung
 
Knappschaft-Bahn-See.
 

Verantwortlich für den Inhalt
 
Schriftleitung:
 
Werner Föhlinger,
 
Deutsche Rentenversicherung
 
Rheinland-Pfalz;
 
Ulrich Grintsch, Deutsche
 
Rentenversicherung Bund;
 
Gundula Roßbach, Deutsche
 
Rentenversicherung
 
Berlin-Brandenburg.
 

Nachdruck oder auszugsweise
 
Wiedergabe mit Quellenangabe
 
erlaubt.
 

Redaktionsschluss: 20. 1. 2010
 

ISSN 1434-2901
 

Gemäß §§ 13 ff. Sozialgesetz­
buch I (SGB I) sind die Rentenver­
sicherungsträger gesetzlich
 
verpflichtet, die Arbeitgeber und
 
Steuerberater über ihre Rechte
 
und Pflichten im Rahmen von
 
Betriebsprüfungen aufzuklären
 
und zu beraten.
 

Die Rentenversicherungsträger
 
erfüllen diese Verpflichtung mit
 
dieser kostenlosen Publikation.
 

Modellprojekt GeniAL als neuer Arbeitgeber­
service: Unterstützung für ein demografiefestes 
Unternehmen 

In der Ausgabe 5/2008 berichtete SUMMA SUMMARUM über das 
Praxisprojekt GeniAL – Generationenmanagement im Arbeits­
leben – der Deutschen Rentenversicherung und die geplante 
Erprobung in weiteren Modellregionen. Nun ist es endlich soweit: 
Die Deutsche Rentenversicherung bietet mit ihren Auskunfts- und 
Beratungsstellen in 22 Regionen in Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie­
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thürin­
gen einen neuen Arbeitgeberservice zur regionalen demogra­
fischen Entwicklung und zum alter(n)sgerechten Arbeiten an. 

Personalverantwortliche sehen sich oft vor folgende Fragen gestellt: 
Welche Maßnahmen kann ich ergreifen, um die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter gesund, motiviert und produktiv in Beschäftigung 
zu halten? Welche Angebote der betrieblichen Gesundheitsprä­
vention werden von der Belegschaft angenommen? Kann ich 
Nachwuchskräfte auch in Zukunft vor Ort rekrutieren und lang­
fristig an unsere Firma binden? Kann ich mit meiner älter werden­
den Belegschaft auch weiterhin am Markt bestehen? 

Antworten auf diese Fragen können mit Unterstützung der Deut­
schen Rentenversicherung (DRV) Baden-Württemberg, Berlin-
Brandenburg, Braunschweig-Hannover, Hessen, Mitteldeutsch­
land, Nord, Rheinland, Schwaben und der DRV Bund im Rahmen 
des Praxisprojekts „GeniAL“ erarbeitet werden. 

Beratung für den Mittelstand 
Der Ansatz von GeniAL ist dabei so einfach, wie genial: rund 70 
speziell ausgebildete GeniAL-Beraterinnen und -Berater der bun­
desweit beteiligten 22 DRV-Beratungsstellen bieten Orientierung 
und Hilfe im Spektrum betrieblicher Maßnahmen, die von der 
Gestaltung alter(n)sgerechter Arbeitsplätze, der Arbeitsorganisa­
tion und Arbeitszeit, Motivation und Weiterbildung, betrieblichen 
Gesundheitsmaßnahmen und Eingliederungsmanagement bis zur 
Prävention und Rehabilitation reichen. Das Angebot einer GeniAL-
Beratung über die aktuelle und zukünftige Situation am Arbeits­
markt, der Bevölkerungsentwicklung und Nachwuchsgewinnung 
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zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft richtet 
sich dabei insbesondere an kleine und mittlere Unternehmen. 

Regionale Netzwerke: „Arbeit, Rente, Gesundheit und Wirtschaft“ 
Die geschulten GeniAL-Beraterinnen und -Berater sind zugleich 
auch Ansprechpartner für die Angebote der gesetzlichen Renten­
versicherung im Rahmen von Prävention, Rehabilitation und 
Rente. Außerdem sind sie Wegweiser und Vermittler an alle 
anderen Einrichtungen, die regionale Unterstützungsangebote für 
Betriebe anbieten. 

Über die beteiligten DRV-Beratungsstellen erfolgt der Kontakt und 
die Vermittlung immer entsprechend dem Handlungsbedarf im 
jeweiligen Unternehmen. Jeder Arbeitgeber entscheidet selbst über 
die Maßnahmen, die seine älter werdende Belegschaft dabei unter­
stützen können, ihre Innovations- und Leistungsfähigkeit zu erhalten 
und auszubauen. Die Aufgabe von GeniAL ist darin zu sehen, für be­
triebliche Maßnahmen zu sensibilisieren und bedarfsorientiert die 
Angebote der gesetzlichen Rentenversicherung zu unterbreiten bzw. 
an die Netzwerkakteure, etwa im Falle von Qualifizierungsbedarfen 
an die Agenturen für Arbeit, zu vermitteln. Letztlich bestimmen die 
handelnden Unternehmen jederzeit die Vorgehensweise und die 
Interventionstiefe. 

Arbeits- und Sozialministerium begrüßt die Initiative 
Aufgrund der guten Ergebnisse und der erzielten Wirkungen im 
Rahmen einer einjährigen Erprobungsphase sah sich der Projekt­
träger, die Deutsche Rentenversicherung, in Übereinstimmung mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und der Initiative 
Neue Qualität der Arbeit veranlasst, das Projekt fortzuführen. Ziel­
setzung aus Sicht des Ministeriums ist, das Praxisprojekt GeniAL 
in weiteren Modellregionen zu erproben. Bei Erfolg soll das Bera­
tungsangebot dauerhaft und bundesweit erweitert werden. 

Weitere Informationen zu den Projektinhalten von GeniAL und den 
beteiligten Auskunfts- und Beratungsstellen stehen im For­
schungsportal der Deutschen Rentenversicherung unter http:// 
www.genial-drv.de zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 

SUMMA SUMMARUM 1·2010 · Modellprojekt GeniAL 3 

http://www.genial-drv.de


Neue Geringfügigkeits-Richtlinien: 
Auslegungen und Neuregelungen 

Die Sozialversicherungsträger haben aufgrund der Auswirkun­
gen gesetzlicher Neuregelungen und neuer Auslegungen auf 
die versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Behandlung 
geringfügiger Beschäftigungen die Geringfügigkeits-Richtlinien 
aktualisiert. 

In den neuen Geringfügigkeits-Richtlinien vom 14. Oktober 2009 
wurden die Auswirkungen der gesetzlichen Neuregelungen zur Er­
weiterung des DEÜV-Meldeverfahrens um die Unfallversicherungs­
daten, zur Wiedereinführung der Sofortmeldung in bestimmten Wirt­
schaftsbranchen sowie zum Einzug der Insolvenzgeldumlage durch 
die Einzugsstellen auf geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
(Minijobs) berücksichtigt. Darüber hinaus haben die Sozialver­
sicherungsträger neue Auslegungen aufgenommen und die Aus­
wirkungen der Neuregelung der flexiblen Arbeitszeitregelungen 
dargestellt. 

Geringfügigkeits-
Richtlinien 
Download unter folgender 
Adresse im Internet: 
http://www.deutsche­
rentenversicherung.de 
(siehe Zielgruppen 
„Arbeitgeber und Steuer­
berater“ ➔ Publikationen 
➔ Gemeinsame Rund­
schreiben für das Jahr 
2009 ➔ Geringfügigkeits-
Richtlinien 2010). 

Einheitliches Beschäftigungsverhältnis 
Die Regelungen zum einheitlichen Beschäftigungsverhältnis sind 
insbesondere für die versicherungsrechtliche Beurteilung bei der 
Zusammenrechnung von (Haupt-)Beschäftigungen mit geringfügi­
gen (Neben-)Beschäftigungen von Bedeutung. Werden mehrere 
Beschäftigungen für denselben Arbeitgeber ausgeübt, liegt ein 
einheitliches Beschäftigungsverhältnis vor. Von verschiedenen 
Arbeitgebern ist regelmäßig nur dann auszugehen, wenn es sich 
um unterschiedliche natürliche oder juristische Personen han­
delt. Wird in diesen Fällen jedoch ein und dieselbe Tätigkeit im 
Rahmen derselben Betriebsorganisation erbracht, kann auch ein 
einheitliches Beschäftigungsverhältnis vorliegen. Auch die Be­
schäftigung bei verschiedenen Ein-Personen-GmbHs bzw. -Limi­
teds derselben natürlichen Person schließt nicht von vornherein 
ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis aus (vgl. SUMMA SUM­
MARUM 6/2009, Seite 4 ff.). 

Anteilige Geringfügigkeitsgrenze 
Beginnt oder endet eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im 
Laufe eines Kalendermonats, ist nicht mehr eine anteilige Gering­
fügigkeitsgrenze für die Feststellung eines geringfügigen Arbeits­
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entgelts heranzuziehen. Vielmehr gilt für diesen Kalendermonat 
ebenfalls die volle Geringfügigkeitsgrenze von 400 EUR. Demnach 
wird eine Beschäftigung auch dann geringfügig entlohnt versiche­
rungsfrei ausgeübt, wenn das regelmäßige monatliche Arbeitsent­
gelt 400 EUR beträgt und die Beschäftigung im Laufe eines Kalen­
dermonats aufgenommen wird. Lediglich wenn die (nicht nur 
kurzfristige) Beschäftigung auf weniger als einen Zeitmonat be­
fristet ist, ist die anteilige Geringfügigkeitsgrenze zugrunde zu 
legen. 

Vorausschauende Betrachtungsweise 
Zu Beginn einer Beschäftigung ist bei der Prüfung der Höhe des 
regelmäßigen Arbeitsentgelts eine vorausschauende Jahresbe­
trachtung vorzunehmen. Von einer geringfügig entlohnten Be­
schäftigung ist auszugehen, wenn das Gesamtarbeitsentgelt bei 
einer Beschäftigung, die in jedem Monat gegen Arbeitsentgelt 
ausgeübt wird, 4.800 EUR nicht übersteigt. Monate ohne Beschäf­
tigung verringern das zulässige Gesamtarbeitsentgelt. Bei einer 
auf einen kürzeren Zeitraum befristeten Beschäftigung ist der tat­
sächliche Beschäftigungszeitraum maßgebend. 

Bei jeder dauerhaften Veränderung der Verhältnisse ist ab diesem 
Zeitpunkt eine erneute vorausschauende Jahresbetrachtung vor­
zunehmen. Die Sozialversicherungsträger erheben jedoch keine 
Bedenken, wenn Arbeitgeber bei unterjährigem Beschäftigungs­
beginn und zunächst erfolgter vorausschauender Jahresbetrach­
tung aus abrechnungstechnischen Gründen zu Beginn des neuen 
Kalenderjahrs die erstmalige vorausschauende Jahresbetrach­
tung durch eine neue jährliche Betrachtung für das neue Kalen­
derjahr ersetzen, um die anschließenden regelmäßigen Jahres­
betrachtungen jeweils für volle Kalenderjahre vornehmen zu kön­
nen. 

Versicherungsfreiheit bei Unterschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze 
Wird eine mehr als geringfügige Beschäftigung durch die vertrag­
liche Reduzierung der Arbeitszeit auf eine Beschäftigung mit 
einem monatlichen Arbeitsentgelt von maximal 400 EUR umge­
stellt, ist der Beschäftigungsabschnitt ab dem Zeitpunkt bzw. für 
die Zeit der Arbeitszeitreduzierung gesondert zu beurteilen. Dem­
zufolge ist beispielsweise bei einer Reduzierung der Arbeitszeit 
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wegen einer sechsmonatigen Pflegezeit von einer geringfügig ent­
lohnten versicherungsfreien Beschäftigung auszugehen, wenn das 
regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt in dieser Zeit nicht mehr 
als 400 EUR beträgt. Eine Durchschnittsberechnung des regelmä­
ßigen Arbeitsentgelts im Rahmen einer Jahresbetrachtung hat in 
diesem Fall nicht zu erfolgen. 

Versicherungspflicht bei Überschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze 
Wird die Geringfügigkeitsgrenze von 400 EUR nicht mehr nur gele­
gentlich überschritten (mehr als zweimaliges unvorhersehbares 
Überschreiten), tritt für die Zukunft Versicherungspflicht ab dem 
Zeitpunkt ein, ab dem das mehr als gelegentliche Überschreiten 
absehbar ist. Die Versicherungsfreiheit kann erst ab dem Zeit­
punkt wieder eintreten, von dem an ein Überschreiten der Gering­
fügigkeitsgrenze nicht mehr vorliegt und das regelmäßige Arbeits­
entgelt vorausschauend betrachtet 400 EUR nicht mehr überstei­
gen wird. 

Bei einem nicht nur gelegentlichen Überschreiten der entgelt­
lichen Geringfügigkeitsgrenze tritt jedoch dann keine Versiche­
rungspflicht ein, wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt in der 
maßgebenden Jahresbetrachtung 400 EUR im Monatsdurch­
schnitt dennoch nicht übersteigt. 

Eintritt der Versicherungspflicht bei Zusammenrechnung 
mehrerer Beschäftigungen 
Stellt ein Sozialversicherungsträger im Nachhinein fest, dass 
mehrere geringfügige Beschäftigungen oder eine geringfügig ent­
lohnte Beschäftigung mit einer nicht geringfügigen versiche­
rungspflichtigen Beschäftigung zusammenzurechnen sind und 
damit Versicherungspflicht besteht, tritt diese erst mit der 
Bekanntgabe der Feststellung ein. Seit dem 1. Januar 2009 wurde 
gesetzlich klargestellt (§ 8 Abs. 2 Satz 4 SGB IV), dass dies nicht 
gilt, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig ver­
säumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beur­
teilung aufzuklären. 
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Wertguthabenvereinbarungen 
Seit 1. Januar 2009 kann auch in geringfügig entlohnten Beschäf­
tigungen im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung auf die 
Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts zum Aufbau eines Wert­
guthabens für (längerfristige) Freistellungen von der Arbeitsleis­
tung verzichtet werden (§ 7b SGB IV). Wird das Wertguthaben ent­
spart, bleibt die Beschäftigung in der Freistellungsphase als 
geringfügig entlohnt versicherungsfrei. Dies gilt selbst dann, 
wenn aus dem Wertguthaben ein Arbeitsentgelt von mehr als 
400 EUR pro Monat gezahlt wird; die Pauschalbeiträge sind auf 
das tatsächlich ausgezahlte Arbeitsentgelt zu zahlen. 

Die Umwandlung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung in 
eine versicherungsfreie Beschäftigung durch den Verzicht auf die 
Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts im Rahmen einer Wert­
guthabenvereinbarung ist nicht möglich. Entsprechende Wert­
guthabenvereinbarungen sind sozialversicherungsrechtlich nicht 
relevant. In derartigen Fällen ist für die versicherungs- und bei­
tragsrechtliche Beurteilung der Beschäftigung das tatsächlich 
erarbeitete Arbeitsentgelt maßgebend. 

Da versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigungen im Voraus auf 
einen kurzen Zeitraum begrenzt werden, sind hier Wertguthaben­
vereinbarungen für eine (längerfristige) Freistellung von der 
Arbeitsleistung nicht möglich. 

Sonstige flexible Arbeitszeitregelungen 
Soweit bei schwankender Arbeitszeit ein verstetigtes Arbeitsent­
gelt gezahlt werden soll, können seit 1. Januar 2009 auch bei 
geringfügigen Beschäftigungen Freistellungen von der Arbeits­
leistung mit einer Länge von bis zu einem Monat erfolgen. Hierzu 
sind sonstige flexible Arbeitszeitregelungen über ein Arbeitszeit­
konto zu treffen. Bei einer längeren Freistellung als ein Monat 
endet die versicherungsrechtlich relevante Beschäftigung jedoch 
nach einem Monat. Weiterhin gezahltes Arbeitsentgelt ist dann 
wie einmalig gezahltes Arbeitsentgelt zu behandeln. 

Für die Prüfung, ob das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt 
bei einer versicherungsfreien geringfügig entlohnten Beschäf­
tigung nicht mehr als 400 EUR beträgt, sind im Rahmen der 
vorausschauenden Jahresbetrachtung die sich aus der zu er-
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wartenden Gesamtjahresarbeitszeit abzuleitenden Ansprüche auf 
Arbeitsentgelt zu berücksichtigen. Demnach ist auch das zu 
erwartende Arbeitszeitguthaben zum Ende des Jahreszeitraums 
einzubeziehen. Auch bei der Einrichtung von Arbeitszeitkonten zur 
flexiblen Gestaltung der regelmäßigen Arbeitszeit geringfügig ent­
lohnter Beschäftigter gilt Folgendes: Die Arbeitsleistung darf 
lediglich in geringfügigem Umfang erbracht werden. Das tatsäch­
lich erarbeitete Arbeitsentgelt darf im Jahresdurchschnitt 400 EUR 
monatlich nicht übersteigen. 

Freistellung von der Arbeitsleistung: 
Fortbestand des Beschäftigungsverhältnisses 

Ein (versicherungspflichtiges) Beschäftigungsverhältnis be­
steht seit 1. Juli 2009 grundsätzlich auch dann, wenn Arbeit­
nehmer auf der Grundlage vertraglicher Regelungen von der 
Arbeitsleistung nach Erreichen einer Altersgrenze oder am 
Ende des Erwerbslebens bzw. während des Beschäftigungsver­
hältnisses unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder ver­
gleichbarer Bezüge freigestellt sind. 

Allgemeines 
Das Bundessozialgericht (BSG) hatte in ständiger Rechtsprechung 
an den Fortbestand eines (versicherungspflichtigen) Beschäf­
tigungsverhältnisses den Maßstab gelegt, dass einerseits der 
Arbeitnehmer seine Arbeitskraft gegen die vereinbarte Vergütung 
dem Arbeitgeber zur Verfügung stellt und andererseits der Arbeit­
geber seine Dispositionsbefugnis bzw. Verfügungsgewalt gegen­
über dem Arbeitnehmer bzw. dessen Arbeitskraft rechtlich und 
tatsächlich ausübt. 

Vom Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses ist nach jüngs­
ter Rechtsprechung (BSG, Urteile v. 24. September 2008, B 12 KR 
22/07 R und B 12 KR 27/07 R) auch dann auszugehen, wenn die 
Arbeitsvertragsparteien im gegenseitigen Einvernehmen unwider­
ruflich auf die vertragliche Arbeitsleistung verzichten (z. B. durch 
einen Aufhebungsvertrag). 
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Die für das Vorliegen einer Beschäftigung im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 
1 SGB IV und deren Fortbestand erforderliche tatsächliche Arbeit 
besteht zwar idealtypisch in der realen Erbringung der Arbeits­
leistung, eine versicherungspflichtige Beschäftigung setzt aber 
nicht zwingend eine solche tatsächliche Arbeitsleistung voraus. 

Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses 
Für das Vorliegen eines (versicherungspflichtigen) Beschäfti­
gungsverhältnisses ist es ausreichend, wenn der Beschäftigte bei 
Fortbestand der rechtlichen Beziehungen aufgrund gesetzlicher 
Anordnung oder durch eine besondere vertragliche Regelung (z. B. 
Tarifvertrag, Sozialplan) von seiner grundsätzlich vorliegenden 
Leistungspflicht befreit wird. 

Ein (versicherungspflichtiges) Beschäftigungsverhältnis wird dann 
angenommen, wenn Arbeitnehmer von der Arbeitsleistung nach 
Erreichen einer Altersgrenze oder eines anderen individuellen 
Ereignisses während eines bestehenden Beschäftigungsverhält­
nisses oder bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses unter Fortzah­
lung des Arbeitsentgelts oder vergleichbarer Bezüge freigestellt 
sind. Welche Gründe in diesem Zusammenhang für die Freistel­
lung ursächlich sind, ist dabei unbeachtlich. 

Bei einem Verzicht auf die Arbeitsleistung für eine außergewöhn­
lich lange Dauer des weiteren Erwerbslebens bzw. bis zum Ende 
des Erwerbslebens kann allerdings nicht mehr von einem 
Beschäftigungsverhältnis ausgegangen werden. Als außerge­
wöhnlich lange Dauer ist in diesem Zusammenhang ein Zeitraum 
von mehr als 10 Jahren anzusehen (vgl. auch Beschluss des BSG 
v. 21. August 1997, 12 BK 63/97). 

Entgeltzahlung 
Der Voraussetzung, dass weiterhin ein Entgelt zu zahlen ist, wird 
dadurch genügt, dass die Freistellung von der Arbeitsleistung 
durch eine auf vertraglicher Grundlage basierende Entgeltzahlung 
begleitet wird. Dabei ist die Bezeichnung der Entgeltzahlung (z. B. 
als Ausgleichszahlung, Vorruhestandsgeld, Übergangszahlung) 
unerheblich. 

Die Freistellung von der Arbeitsleistung muss darüber hinaus in 
einem angemessenen Zusammenhang zum vorherigen Arbeits-

SUMMA SUMMARUM 1·2010 · Freistellung von der Arbeitsleistung 9 



verhältnis stehen und insofern einen Bezug zum ursprünglichen 
(tatsächlich vollzogenen) Arbeitsverhältnis herstellen. Von einem 
Bezug zum ursprünglichen Arbeitsverhältnis kann allerdings nur 
dann ausgegangen werden, wenn die Höhe des Arbeitsentgelts in 
der Zeit der Freistellung in analoger Anwendung der Auslegung 
zu § 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB IV nicht unangemessen von dem für 
die letzten 12 Kalendermonate des vollzogenen Arbeitsverhältnis­
ses gezahlten Arbeitsentgelt abweicht. Demnach muss das 
Arbeitsentgelt in der Freistellung, die einen Zeitraum von 10 Jah­
ren nicht überschreiten darf, mindestens 70 % des bisher gezahl­
ten Arbeitsentgelts betragen. 

Beiträge zur Krankenversicherung 
In den Fällen, in denen davon auszugehen ist, dass die Arbeit nach 
der Freistellung nicht wieder aufgenommen wird, sind die Kran­
kenversicherungsbeiträge aus dem Arbeitsentgelt für die Zeit der 
Freistellung nach dem ermäßigten KV-Beitragssatz zu erheben, 
da ein Anspruch auf Krankengeld faktisch nicht realisiert werden 
kann. Im Übrigen ist der allgemeine KV-Beitragssatz maßgebend. 

Beiträge aus Wertguthaben in der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Wertguthaben aus flexiblen Arbeitszeitregelungen wurde 
innerhalb der Unfallversicherung bislang unterschiedlich ver­
beitragt. Das Verfahren wurde zum 1. Januar 2010 vereinheit­
licht. 

Arbeitsentgelt ist in der Unfallversicherung bis zum Höchstjahres­
arbeitsverdienst beitragspflichtig. Bei Wertguthabenvereinbarun­
gen gilt dies jedoch lediglich in der Arbeitsphase. Denn in der 
Unfallversicherung ist – anders als in den übrigen Sozialversiche­
rungszweigen – ausschließlich das Entstehungsprinzip (§ 22 SGB 
IV) maßgebend. Dies bedeutet, dass in der Arbeitsphase das volle 
Arbeitsentgelt beitragspflichtig ist. In der Freistellungsphase 
besteht dagegen keine Beitragspflicht mehr, weil auch kein 
Unfallrisiko mehr vorliegt. 
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Viele Vertragsverhältnisse wurden auch in der Unfallversicherung 
bisher im Zuflussprinzip abgewickelt, es wurde sowohl in der 
Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase auf Grundlage der 
tatsächlich gezahlten (d. h. zugeflossenen) Arbeitsentgelte die Un­
fallumlage gezahlt. Bei Vertragsverhältnissen, die vor dem 1. Januar 
2010 begonnen wurden und bisher im Zuflussprinzip abgewickelt 
wurden, tritt ab 1. Januar 2010 insoweit eine Veränderung ein: Ab die­
sem Zeitpunkt ist eine Abwicklung im Rahmen des Entstehungsprin­
zips durchzuführen. Dies bedeutet, dass ab diesem Zeitpunkt die 
Unfallumlage in der Arbeitsphase nach dem vollen Arbeitsentgelt 
zu zahlen ist. 

In der Freistellungsphase ist bei allen Bestandsfällen, d. h. bei 
Vertragsverhältnissen, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen wur­
den, zunächst das vor dem 1. Januar 2010 angesparte Wertgut­
haben zu entsparen, von dem noch Unfallumlage zu zahlen ist. 
Dies führt dazu, dass bei Bestandsfällen ggf. zwischen bereits an 
die Unfallversicherung gemeldetem und noch nicht gemeldetem 
Arbeitsentgelt zu unterscheiden ist. 

Abbildung im Meldeverfahren 
Im DEÜV-Meldeverfahren ist für Zeiten ab 1. Januar 2010 in der 
Arbeitsphase das gesamte Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung 
zu melden – anders als zu den anderen Zweigen der Sozialversi­
cherung. Während der Arbeitsphase werden daher die Arbeitsent­
gelte im Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) und im Daten­
baustein Unfallversicherung (DBUV) grundsätzlich unterschiedlich 
hoch sein. Während der Freistellungsphase ist dann im Datenbau­
stein DBUV kein Entgelt zu melden. 

Für Zeiten bis 31. Dezember 2009 stimmen Arbeitsentgelt zur Un­
fallversicherung und zu den übrigen Zweigen der Sozialversiche­
rung grundsätzlich überein (Ausnahme: Altersteilzeit). Während 
der Freistellungsphase wird zunächst das Arbeitsentgelt gemel­
det, für das aus der Arbeitsphase noch Sozialversicherungsbei­
träge und Unfallumlage zu zahlen sind. Die Angaben im DBME 
und DBUV sind grundsätzlich gleich hoch (Ausnahme: Altersteil­
zeit). Sobald dieses Arbeitsentgelt „verbraucht“ ist, wird die 
Unfallumlage nicht mehr gezahlt und im Datenbaustein DBUV ist 
kein Entgelt mehr zu melden. 
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Künstlersozialabgabe: Neue Entscheidungen 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat in 2008 und 2009 wichtige 
Entscheidungen zur Abgabepflicht der Unternehmer nach dem 
Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) getroffen. Diese 
sorgen regelmäßig für erheblichen Wirbel in den Medien, wenn 
es sich um bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
handelt. Dabei wird häufig übersehen, dass es nicht um die per­
sönliche Versicherungspflicht der Künstler oder Publizisten 
geht. Es geht vielmehr um die Abgabepflicht der Unternehmer, 
die Verträge mit diesen Leistungserbringern abschließen. Die 
Abgabe wird pauschal im Wege einer Umlage erhoben. Berech­
nungsgrundlage sind die Entgelte für künstlerische oder publi­
zistische Werke oder Leistungen. 

Künstlersozialabgabe 
Künstlersozialabgabe 
müssen Unternehmen 
entrichten, 
–	 

	 

	 

die typischerweise 
künstlerische oder 
publizistische Leistun­
gen verwerten (§ 24 Abs. 
1 Satz 1 KSVG), 

– die Eigenwerbung be­
treiben und dabei nicht 
nur gelegentlich Auf­
träge an selbstständige 
Künstler oder Publizis­
ten erteilen (§ 24 Abs. 1 
Satz 2 KSVG) und 

– die aus anderen Grün­
den für Zwecke ihres 
Unternehmens nicht nur 
gelegentlich Aufträge an 
selbstständige Künstler 
oder Publizisten ertei­
len, wenn im Zusam­
menhang mit dieser 
Nutzung Einnahmen 
erzielt werden sollen 
(§ 24 Abs. 2 KSVG). 

Werbeauftritte von Sportlern
 
(BSG, Urteil v. 24. Januar 2008, B 3 KS 1/07)
 
Zu beurteilen waren zwei Vermarktungsverträge mit den 
Klitschko-Brüdern mit folgendem Leistungsumfang: Die Boxer 
sollten dem Unternehmen mehrmals pro Jahr für TV-Werbespots, 
Fotoaufnahmen, Sprachaufnahmen für Funkspots und weitere 
PR-Aktionen zur Verfügung stehen. Vereinbart war dafür ein pau­
schales Honorar, mit dem die Mitwirkung bei den genannten Akti­
vitäten sowie sämtliche sonstigen Ansprüche einschließlich der 
Persönlichkeitsrechte, der Rechte am eigenen Bild und der 
Namensrechte der Boxer für Werbezwecke abgegolten würde. 

Das BSG hat Abgabepflicht verneint und entschieden, dass die 
Profisportler durch die Mitwirkung in Werbespots nicht zu Künst­
lern (hier: Schauspielern) werden. Dies gilt auch bei Festlegung 
aller Szenen in einem Drehbuch. Die Profisportler würden nicht 
wegen ihrer darstellerischen Fähigkeiten engagiert, sondern 
wegen ihrer Bekanntheit in weiten Teilen der Bevölkerung und 
ihrer Vorbildfunktion gerade bei jüngeren Konsumenten. 

Juroren bei DSDS (BSG, Urteil v. 1. Oktober 2009, B 3 KS 4/08 R) 
Mit Hochspannung wurde von den Medien die Entscheidung zu der 
Frage erwartet, ob die Honorarzahlungen an Juroren in der Fern­
sehshow „Deutschland sucht den Superstar“ (DSDS) für den pro­
duzierenden Sender RTL eine Abgabepflicht zur Folge haben. 
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Dazu hat das BSG Abgabepflicht festgestellt und entschieden: 
„Die aus der Musikbranche stammenden Juroren stellen keine 
außerhalb des Showgeschehens agierende Fachjury mit Experten­
status dar, sondern sie sind wesentlicher Teil des DSDS-Konzepts. 
Sie begleiten ihr Urteil über die musikalischen Bemühungen der 
Kandidaten/-innen mit unterhaltsam gemeinten, oft aber bissigen 
und die Grenzen des guten Geschmacks übersteigenden Kom­
mentaren und tragen maßgeblich zum Publikumserfolg der 
abendlichen Sendung bei, indem sie eine Mischung aus Musikkri­
tik, unterhaltsamer Information und Polemik präsentieren. Diese 
aktive und zum Teil hochdotierte Mitwirkung an den Unterhal­
tungsshows weist Elemente von Comedy, Satire, Improvisation 
und zielgruppengerichteter Fernsehunterhaltung auf, die auf 
einer eigenschöpferischen, höchstpersönlichen Leistung der 
Juroren beruhen und in ihrer Gesamtheit der darstellenden Kunst 
in Form der Unterhaltungskunst zuzuordnen sind. Dies gilt all­
gemein im Rahmen der neuen Formen der sachbezogenen TV-
Unterhaltung (sog „factual entertainment“), wie sie z. B. in DSDS, 
„Big Brother“ und „Germany’s next Topmodel“ dargeboten wird. 
Der Senat hat schon immer darauf hingewiesen, dass das Gesetz 
für die Einbeziehung einer Leistung in die Künstlersozialversiche­
rung keine besondere Gestaltungshöhe voraussetzt.“ 

Veranstaltungen mit Auslandsbezug
 
(BSG, Urteil v. 18. September 2008, B 3 KS 4/07 R)
 
Nicht ganz so medienwirksam, aber für die Veranstaltungswirt­
schaft von erheblicher Bedeutung ist die o. g. BSG-Entscheidung. 
Geklagt hat eine Gastspieldirektion, die mit dem Russischen 
Nationalballett eine Rahmenvereinbarung über künstlerische 
Darbietungen schloss, nach der eine Tournee mit 61 Veranstaltun­
gen in Deutschland und 50 Auftritten in Italien durchgeführt wer­
den sollte. Darüber hinaus verpflichtete sich das Russische Natio­
nalballett zur Entwicklung einer neuen Darbietung in Moskau. Mit 
allen teilnehmenden Tänzern wurden gleichlautende Einzelver­
träge als selbstständige Künstler geschlossen. Die an das Ensem­
ble gezahlten Gagen entfielen zum Teil auf die Entwicklung der 
neuen Darbietung, zum Teil auf die Auftritte in Deutschland und 
zu einem weiteren Teil auf die in Italien. 

Das BSG hat entschieden, dass die für die Veranstaltungen in 
Deutschland und für die Entwicklung einer neuen Darbietung in 
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Moskau gezahlten Entgelte der Abgabepflicht unterliegen, weil 
eine Verwertung in Deutschland stattgefunden hat bzw. – für die 
Entwicklung in Moskau – die Möglichkeit einer späteren Verwer­
tung der Darbietung in Deutschland bestand. Die Zahlungen für 
die Auftritte in Italien waren bei der Berechnung der Künstlerso­
zialabgabe nicht zu berücksichtigen. Es handelte sich insofern um 
eine abgeschlossene und klar abgrenzbare Veranstaltungsreihe, 
bei der der erforderliche Inlandsbezug nicht gegeben war. Der 
Abgabepflicht unterliegen danach Entgelte an ausländische 
Künstler oder Publizisten nur, wenn die Verwertung – auch – in 
Deutschland erfolgt bzw. zumindest die Möglichkeit der Verwer­
tung in Deutschland besteht. 

Luftverkehrsunternehmen und Öffentlichkeitsarbeit 
(BSG, Urteil v. 18. September 2008, B 3 KS 1/08 R) 
Ein Luftfahrtunternehmen hat regelmäßig Aufträge an ein Kom­
munikationsunternehmen (Einzelfirma) erteilt, um mit dessen 
Hilfe Werbung und Öffentlichkeitsarbeit für das eigene Unterneh­
men zu betreiben. Erstellt wurden Mitarbeitermagazine und jähr­
liche Geschäftsberichte. Die Künstlersozialkasse hatte die Ab­
gabepflicht zunächst nur dem Grunde nach festgestellt. 

Das BSG hat die Abgabepflicht bestätigt, weil mit den Mitarbeiter­
magazinen, die nicht nur intern kommuniziert wurden, und den 
Geschäftsberichten auch Öffentlichkeitsarbeit betrieben und dazu 
nicht nur gelegentlich Aufträge an selbstständige Künstler/Publi­
zisten (hier: Fachmann für Kommunikation und Design) erteilt 
wurden. Der Künstlersozialkasse stand es auch frei, die Abgabe­
pflicht zunächst nur dem Grunde nach festzustellen, da das KSVG 
grundsätzlich ein zweistufiges Verfahren vorsieht. 

Gemeinnütziger Musikverein
 
(BSG, Urteil v. 20. November 2008, B 3 KS 5/07 R)
 
Geklagt hat ein gemeinnütziger Musikverein mit 500 Mitgliedern, 
der vier Laienorchester betreibt und laufend Instrumentalunter­
richt für ca. 150 Jungmusiker an Instrumenten anbietet, die in den 
verschiedenen Orchestern benötigt werden. Die Ausbildung erfolgt 
vor allem durch Vereinsmitglieder oder bei Bedarf auch durch 
Subventionierung des Unterrichts an der örtlichen Musikschule. 
Für die Ausbildung wird von den Teilnehmern ein Ausbildungsbei­
trag erhoben. Die Orchester absolvieren jährlich ein bis zwei 
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öffentliche Auftritte gegen Entgelt und treten ansonsten unent­
geltlich bei Stadtfesten, kirchlichen Veranstaltungen, runden 
Geburtstagen und Familienfeiern auf. 

Abgabepflicht wegen Betreibens von Orchestern besteht nach der 
Änderung des KSVG zum 1. Januar 1997 nicht mehr, weil der 
Zweck der betriebenen Orchester nicht überwiegend darauf 
gerichtet ist, künstlerische Werke oder Leistungen öffentlich auf­
zuführen oder darzubieten. 

Der Musikverein betreibt aber eine Musikschule i. S. des KSVG 
(§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 KSVG), auch wenn dieser Begriff nicht im 
– nur auf den Orchesterbetrieb hinweisenden – Vereinsnamen auf­
taucht und die Schüler dem Verein angehören müssen. Entschei­
dend sind folgende Kriterien: 

➔	 

	 

	 

	 
	 

	 

Instrumentalmusikalischer Unterricht fällt auch dann unter 
den Begriff der „Lehre von Musik“ i. S. des § 2 Satz 1 KSVG, 
wenn Kinder und Jugendliche unterrichtet werden, um in 
einem Laienorchester mitzuwirken. Eine Ausbildung zum 
Berufsmusiker ist nicht erforderlich. 

➔ Jedes Kind ab sechs Jahren und jeder Jugendliche, der 
später in einem der vom Kläger betriebenen Orchester mit­
wirken möchte, hat ohne Weiteres die Möglichkeit zum 
Vereinsbeitritt. 

➔ Es wird ein strukturierter Unterricht erteilt (Jahrgangsklas­
sen; Klassen-, Gruppen- und Einzelunterricht), der außer­
halb der normalen Probenarbeit der Orchester stattfindet. 

➔ Es werden ständig ca. 150 Schüler ausgebildet. 
➔ Der Begriff „Musikschule“ wird auf dem Briefpapier und im 

Internetauftritt verwendet. 
➔ Von den Nachwuchsmusikern wird ein Ausbildungsbeitrag 

erhoben. 

Danach geht es in der Gesamtschau um eine weitgehend ver­
selbstständigte und damit um eine „institutionalisierte“ Form der 
Musikausbildung. Die Nachwuchsausbildung stellt nicht nur einen 
bloßen Annex zur Probenarbeit dar. Es besteht eine faktische Kon­
kurrenz zu öffentlichen und anderen privaten Musikschulen, die 
es rechtfertigt, den Kläger auch wegen des Betriebs einer Musik­
schule der Abgabepflicht zu unterwerfen. 
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ELENA entlastet Arbeitnehmer 

Sinn des Elektronischen Entgeltnachweises (ELENA) ist es, die 
derzeit in Papierform notwendigen Bescheinigungen der 
Arbeitgeber für die Beantragung von Sozialleistungen durch 
elektronische Meldungen zu ersetzen (siehe zuletzt SUMMA 
SUMMARUM 6/2009, Seite 9 ff.). ELENA ist daher eine Entlas­
tung für Arbeitnehmer. 

Dies betonte die Bundesarbeitsministerin, Frau Dr. Ursula von der 
Leyen, nachdem in der Öffentlichkeit Kritik an dieser Datenerfas­
sung aufgekommen ist, in einer Pressekonferenz in Berlin. Sie 
nehme die Kritik aber ernst und will das Verfahren an drei Punk­
ten ändern: 

➔	 Streikzeiten müssen nicht als solche erfasst werden. 
➔	 Der ELENA-Beirat (Teilnehmer sind u. a. der Bundesbeauf­

tragte für Datenschutz und Arbeitnehmervertreter) überprüft 
alle zu erhebenden Daten auf ihre zwingende Notwendigkeit. 

➔	 Arbeitnehmervertretern soll im SGB IV ein gesetzliches 
Anhörungsrecht bei Entscheidungen über den Inhalt der zu 
erhebenden Daten eingeräumt werden. 

Die gesetzliche Verpflichtung der Arbeitgeber, ab 1. Januar 2010 
Entgelte im Rahmen des Verfahrens ELENA zu melden, ist jedoch 
nicht aufgehoben oder verschoben worden. 
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Neues europäisches Koordinierungsrecht
 

Bislang koordinierten die Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und 
die Verordnungen (EWG) Nr. 574/72 die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer in der Europäischen Union. Ab 1. Mai 
2010 werden sie durch die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und 
die Verordnung (EG) Nr. 987/2009 abgelöst. 

Die neuen Verordnungen regeln unverändert, dass jeweils nur das 
Sozialversicherungsrecht eines Staats gelten soll. Es bleibt bei der 
allgemeinen Regel, dass eine Person grundsätzlich dort sozialver­
sichert ist, wo sie arbeitet. 

Entsendung 
Eine wesentliche Änderung gegenüber der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 besteht darin, dass die Entsendefrist von 12 auf 24 Monate 
ausgedehnt wird. Entsandte Arbeitnehmer unterliegen nun bis zu 
24 Monate lang weiterhin den Rechtsvorschriften des ursprüng­
lichen Mitgliedstaats. Sie dürfen allerdings nicht eine andere Per­
son ablösen. Entsprechende Regeln gelten auch für selbstständig 
Tätige. 

Mit dieser Ausdehnung wird das bisherige Verfahren verbessert, 
wonach bereits bei einer geplanten Entsendung von mehr als 
12 Monaten die Genehmigung des Beschäftigungs- bzw. Tätigkeit-
staats erforderlich war. Bei Entsendungen, die über 24 Monate 
hinausgehen, sind weiterhin Ausnahmegenehmigungen möglich. 

Tätigkeiten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten 
Auch bei den gewöhnlich in mehreren Mitgliedstaaten Erwerbs­
tätigen bringt die neue Verordnung Verbesserungen: Bisher war in 
der Regel immer nur der Wohnstaat zuständig. Wird eine Beschäf­
tigung nur bei einem Arbeitgeber (bzw. eine selbstständige Tätig­
keit) ausgeübt, so ist der Wohnstaat nur noch dann zuständig, 
wenn dort auch ein wesentlicher Teil der entsprechenden Tätigkeit 
ausgeübt wird. Hierbei sind die Arbeitszeit und/oder das Arbeits­
entgelt (bzw. im Fall einer selbstständigen Erwerbstätigkeit der 
Umsatz, die Arbeitszeit, die Anzahl der erbrachten Dienstleistun­
gen und/oder das Einkommen) als Kriterien heranzuziehen. Ein 
wesentlicher Teil der Tätigkeit in einem Mitgliedstaat ist dann 
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gegeben, wenn im Rahmen einer Gesamtbewertung der genann­
ten Kriterien dort ein Anteil von mindestens 25 % erreicht wird. 

Werden mehrere Beschäftigungen für mehrere Arbeitgeber in ver­
schiedenen Mitgliedstaaten ausgeübt, so ist in jedem Fall – wie 
bisher – das SV-Recht des Wohnstaats maßgebend. 

Nachweise 
Der Nachweis über das anzuwendende Sozialversicherungsrecht 
wird künftig mit der Bescheinigung A1 (bisher E101) erbracht. Die 
Bescheinigung ist vor der Aufnahme einer Tätigkeit im auslän­
dischen Mitgliedstaat bei der zuständigen Krankenkasse – oder 
bei privat krankenversicherten Personen beim zuständigen Ren­
tenversicherungsträger – zu beantragen. Künftig ist ein elektroni­
scher Informationsaustausch zwischen den Trägern der Mitglied­
staaten über ausgestellte Bescheinigungen A1 vorgesehen. 

Besonderheiten 
Im Verhältnis zu Island, Liechtenstein, Norwegen, der Schweiz 
und bei Drittstaatsangehörigen sind die Verordnungen (EG) Nr. 
883/2004 und Nr. 987/2009 noch nicht anwendbar. Hierzu bedarf 
es zunächst noch weiterer gesetzlicher Initiativen. Bei diesen 
Staaten bzw. bei Drittstaatsangehörigen gelten bis auf Weiteres 
die Regelungen der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 
und damit die bisherige Rechtslage (wie z. B. die kürzere Entsen­
defrist) fort. 

Leitfaden 
Auf europäischer Ebene wird derzeit noch an einem Leitfaden zur 
künftigen Handhabung von Entsendungen und Mehrfachbeschäf­
tigungen gearbeitet. SUMMA SUMMARUM berichtet darüber, so­
bald dieser erschienen ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 
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Kurzarbeit und Beitragsberechnung
 

Seit 1. Januar 2010 gelten für die Beitragsberechnung bei 
Arbeitnehmern in Kurzarbeit, die ein Arbeitsentgelt oberhalb 
der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung be­
ziehen, einheitliche Regelungen. Zuvor wurde unterschiedlich 
vorgegangen, wenn beim Bezug von Kurzarbeitergeld bei der 
Beitragsberechnung eine Begrenzung auf die Beitragsbemes­
sungsgrenze vorzunehmen war. Für Lohnabrechnungszeit­
räume ab 1. Januar 2010 gilt nun Folgendes: 

Zur Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Beiträge zur 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung gehört bei Kurzarbeit 
neben dem erzielten Bruttoarbeitsentgelt für die tatsächlich ge­
leistete Arbeit auch ein fiktives Entgelt für die ausgefallene 
Arbeitszeit. Dieses beträgt 80 % des Unterschiedsbetrags zwi­
schen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt nach § 179 SGB III. 

Überschreitet das Soll-Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze in 
der Rentenversicherung, so ist es nach den Festlegungen der 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zunächst in einem 
ersten Berechnungsschritt auf diese Grenze zu kürzen. Das 
gekürzte Soll-Entgelt ist sodann dem Ist-Entgelt gegenüberzu­
stellen. 80 % des Differenzbetrags wird als fiktives Arbeitsentgelt 
der Berechnung der Beiträge für das Kurzarbeitergeld zugrunde 
gelegt. 

Bei der Beitragsermittlung für die Kranken- und Pflegeversiche­
rung ist noch eine Kürzung auf die in diesen Versicherungszwei­
gen niedrigere Beitragsbemessungsgrenze vorzunehmen, wenn 
und soweit nicht bereits Versicherungsfreiheit wegen Überschrei­
tens der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V 
besteht. Vorrangig zu kürzen ist hierbei das fiktive Arbeitsentgelt. 

Leichter verständlich wird dies anhand des nachfolgenden Bei­
spiels: 

Soll-Entgelt 
Soll-Entgelt ist das 
Arbeitsentgelt, das der 
Arbeitnehmer ohne den 
Arbeitsausfall erzielt 
hätte. Nicht berücksichtigt 
werden Entgelte für Mehr­
arbeit und einmalig ge­
zahltes Arbeitsentgelt. 

Ist-Entgelt 
Ist-Entgelt ist das tatsäch­
lich erzielte Arbeitsent­
gelt. Dabei bleibt ein ein­
malig gezahltes Arbeits­
entgelt außer Ansatz, zu 
berücksichtigen sind je­
doch ggf. zustehende 
Mehrarbeitszuschläge. 

Jahresarbeits­
entgeltgrenze 
Beschäftigte, die mit ihrem 
Arbeitsentgelt die Jahres­
arbeitsentgeltgrenze 
(JAE-Grenze) überschrei­
ten und auch in den drei 
vorangegangenen Kalen­
derjahren die jeweilige 
JAE-Grenze überschritten 
haben, sind in der Kran­
kenversicherung versiche­
rungsfrei. Die JAE-Grenze 
beträgt im Jahr 2010 in 
den alten und in den neuen 
Bundesländern 49.950 
EUR. Für Arbeitnehmer, 
die am 31. Dezember 2002 
wegen Überschreitens der 
JAE-Grenze krankenver­
sicherungsfrei und aus­
reichend privat kranken­
versichert waren, gilt eine 
besondere JAE-Grenze. 
Sie beträgt 45.000 EUR im 
Kalenderjahr 2010. 
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Beispiel (Kalenderjahr 2010, Rechtskreis West) 

mtl. Bruttoarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer ohne den Arbeitsausfall 
im Entgeltabrechnungszeitraum erzielt hätte 7.000 EUR 

mtl. Bruttoarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer im Entgeltabrechnungs­
zeitraum tatsächlich erzielt hat 3.600 EUR 

Lösung: 

Soll-Entgelt nach § 179 SGB III 
(begrenzt auf die Beitragsbemessungsgrenze RV) 5.500 EUR 

Ist-Entgelt nach § 179 SGB III 3.600 EUR 

Differenz zwischen Soll-Entgelt und Ist-Entgelt 1.900 EUR 

80 % des Differenzbetrags (= fiktives Entgelt) 1.520 EUR 

Beitragsbemessungsgrundlage Rentenversicherung 
tatsächliches Arbeitsentgelt 3.600 EUR 
fiktives Entgelt 1.520 EUR 5.120 EUR 

Beitragsbemessungsgrundlage Kranken- und Pflegeversicherung 
tatsächliches Arbeitsentgelt 3.600 EUR 
fiktives Entgelt höchstens bis 
zur BBG KV 150 EUR 3.750 EUR 

Beitragsbemessungsgrundlage Arbeitslosenversicherung 
tatsächliches Arbeitsentgelt 3.600 EUR 

Das meldepflichtige RV-pflichtige Arbeitsentgelt beträgt 5.120 EUR. 

Die auf das fiktive Entgelt entfallenen Beiträge zur Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung trägt allein der Arbeitgeber. Nach 
Maßgabe der Regelung des § 175a Abs. 4 SGB III und des § 421t 
SGB III werden die Beiträge auf Antrag des Arbeitgebers zum Teil 
oder in voller Höhe von der Bundesagentur für Arbeit erstattet. 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sind aus dem fiktiven Ent­
gelt nicht zu zahlen. 
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Kurzarbeit und Arbeitsunfähigkeit 

Ist ein Arbeitnehmer arbeitsunfähig, und trifft dies mit Kurz­
arbeit im Betrieb zusammen, so muss man zwei Konstella­
tionen unterscheiden: Hinsichtlich der Beiträge und der Mel­
dungen zur Sozialversicherung kommt es darauf an, ob die 
Arbeitsunfähigkeit erst während der Kurzarbeit eingetreten ist 
oder bereits vor Beginn der Kurzarbeit bestanden hat. 

Eintritt von Arbeitsunfähigkeit während der Kurzarbeit 
Arbeitnehmer, die erst während des Bezugs von Kurzarbeitergeld 
arbeitsunfähig werden, haben für den kurzarbeitsbedingten Arbeits­
ausfall weiterhin Anspruch auf Kurzarbeitergeld (§ 172 Abs. 1a 
SGB III), solange Anspruch auf Lohnfortzahlung besteht bzw. ohne 
den Arbeitsausfall bestehen würde. Im Ergebnis ergeben sich in 
dieser Konstellation also keine beitragsrechtlichen Besonderhei­
ten. Für die nicht vom Arbeitsausfall betroffene Arbeitszeit besteht 
der gewöhnliche Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 

Der Beginn von Arbeitsunfähigkeit während der Kurzarbeit ist 
gegeben, wenn die Erkrankung in einem Kalendermonat eintritt, 
für den Kurzarbeit angemeldet ist (Kalendermonatsprinzip). Der 
erste Krankheitstag kann hierbei innerhalb des Kalendermonats 
sogar vor dem ersten Arbeitsausfalltag liegen. 

Beispiel 1 

Für den Kalendermonat März 2010 ist Kurzarbeit angemeldet. 

Eintritt von Arbeitsunfähigkeit 2.3.2010 

Kurzarbeit (Arbeitsausfall) am 5.3.2010 

Lösung: 
Die Arbeitsunfähigkeit ist während der Kurzarbeit eingetreten. Für den 
5.3.2010 besteht nach § 172 Abs. 1a SGB III Anspruch auf Kurzarbeiter­
geld. 

Wenn die Arbeitsunfähigkeit über das Ende des Entgeltfortzah­
lungszeitraums hinaus andauert, besteht kein Anspruch mehr auf 
Kurzarbeitergeld. Der Arbeitnehmer hat dann für die weitere Zeit 
der Arbeitsunfähigkeit ausschließlich einen Anspruch auf Kran­
kengeld. Der Krankengeldberechnung wird das Arbeitsentgelt 
zugrunde gelegt, das vor der Kurzarbeit erzielt wurde (§ 47b Abs. 3 
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SGB V). Der vorausgegangene Arbeitsausfall führt also beim 
Betroffenen nicht zu einer Minderung des Krankengelds. 

Beispiel 2 

Ein Arbeitnehmer, in dessen Betrieb vom 1.1.2010 bis 30.6.2010 Kurzarbeit 
angemeldet ist, wird vom 15.3.2010 bis 31.5.2010 arbeitsunfähig krank. 
Ende der Lohnfortzahlung: 25.4.2010 

Lösung: 
vom 1.1.2010 bis 25.4.2010: Arbeitsentgelt bzw. Entgeltfortzahlung und 

Kurzarbeitergeld 
vom 26.4.2010 bis 31.5.2010: Krankengeld 
vom 1.6.2010 bis 30.6.2010: Arbeitsentgelt und Kurzarbeitergeld 

Eintritt von Arbeitsunfähigkeit vor der Kurzarbeit 
Ein Entgeltfortzahlungsanspruch besteht ab dem Zeitpunkt, ab 
dem im Betrieb verkürzt gearbeitet wird, nur noch für die ver­
kürzte Arbeitszeit (§ 4 Abs. 3 EFZG). Denn für die kurzarbeitsbe­
dingten Ausfallstunden erhält der Arbeitnehmer bis zum Ende des 
Entgeltfortzahlungszeitraums ein Krankengeld in Höhe des Kurz­
arbeitergelds (§ 47b Abs. 4 SGB V), das er erhalten würde, wenn er 
nicht arbeitsunfähig wäre. Der Arbeitgeber hat dieses Kranken­
geld kostenlos zu berechnen und seinem Arbeitnehmer auszuzah­
len. Das ausgezahlte Krankengeld wird ihm dann von der zustän­
digen Krankenkasse auf Antrag erstattet. 

Für die Zahlung der Beiträge zur Pflege-, Renten- und Arbeitslo­
senversicherung aus dem Krankengeld, sowie für die Entgeltmel­
dung aufgrund des Krankengelds, ist jedoch stets die jeweilige 
Krankenkasse zuständig. 

Der Arbeitgeber hat der Krankenkasse neben dem beitragspflich­
tigen Arbeitsentgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung (ein­
schließlich Entgeltfortzahlung) auch ein fiktives Arbeitsentgelt zu 
melden, wenn und soweit im Abrechnungszeitraum neben dem 
Krankengeld in Höhe des Kurzarbeitergelds auch noch Kurzarbei­
tergeld zur Auszahlung kam, das nicht mit der Arbeitsunfähig­
keitszeit zusammentraf. In diesem Fall beträgt das fiktive Arbeits­
entgelt 80 % des Unterschiedsbetrags zwischen dem Soll-Entgelt 
und dem Ist-Entgelt, multipliziert mit dem Verhältnis „Ausfall­
stunden ohne Krankengeld in Höhe des Kurzarbeitergelds“ zu 
„Gesamtausfallstunden“. 

Soll-Entgelt 
Soll-Entgelt ist das 
Arbeitsentgelt, das der 
Arbeitnehmer ohne den 
Arbeitsausfall erzielt 
hätte. Nicht berücksichtigt 
werden Entgelte für Mehr­
arbeit und einmalig ge­
zahltes Arbeitsentgelt. 

Ist-Entgelt 
Ist-Entgelt ist das tatsäch­
lich erzielte Arbeitsentgelt 
(einschließlich Entgeltfort­
zahlung). Dabei bleibt 
ein einmalig gezahltes 
Arbeitsentgelt außer An­
satz, zu berücksichtigen 
sind jedoch ggf. zustehen­
de Mehrarbeitszuschläge. 
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Sofern die Arbeitsunfähigkeit über das Ende des Anspruchs auf 
Entgeltfortzahlung hinaus andauert, wird ab Ende der Entgeltfort­
zahlung nicht mehr Krankengeld in Höhe des Kurzarbeitergelds 
gezahlt, sondern „normales“ Krankengeld (§ 47 SGB V). 

Beispiel 3 – Monat März 2010 

Tarifliche Arbeitszeit 184 Stunden 
Tariflicher Stundenlohn 15 EUR 
Arbeitsunfähigkeit mit EFZ 
Kurzarbeit (Mo, Fr) 

26.2.2010 bis 21.3.2010 
15.3.2010 bis 31.3.2010 

Arbeitsausfall insgesamt 40 Stunden 
davon 16 Stunden mit KG in Höhe von KUG 
und 24 Stunden mit KUG 

Lösung: 
Soll-Entgelt 

184 Stunden × 15 EUR = 2.760 EUR 
Ist-Entgelt 

144 Stunden × 15 EUR = 2.160 EUR 

Unterschiedsbetrag 600 EUR 

Fiktives Arbeitsentgelt 
24 80 % von 600 EUR × = 40 288 EUR 

Beitrags- und meldepflichtiges Arbeitsentgelt 
seitens des Arbeitgebers an die Krankenkasse 
2.160 EUR + 288 EUR = 2.488 EUR 

Die Beitragszahlung und die Entgeltmeldung für die 16 Ausfallstunden mit 
KG in Höhe des KUG erfolgt durch die zuständige Krankenkasse. 

Beispiel 4 – Monat März 2010 

Tarifliche Arbeitszeit 176 Stunden 
Tariflicher Stundenlohn 15 EUR 
Arbeitsunfähigkeit 
Lohnfortzahlungsanspruch bis 
Kurzarbeit am 

13.2.2010 bis 9.3.2010 
25.3.2010 

4.3.2010 

Arbeitsausfall 8 Stunden mit KG in Höhe von KUG 

Lösung: 
Da für sämtliche Ausfallstunden Anspruch auf Krankengeld in Höhe des 
Kurzarbeitergelds besteht, errechnet sich kein fiktives Arbeitsentgelt. 
Beitrags- und meldepflichtig seitens des Arbeitgebers ist das Arbeitsent­
gelt für die tatsächliche Arbeitsleistung einschließlich Entgeltfortzahlung 
= 168 Std. × 15 EUR = 2.520 EUR. 

Für die Beitragszahlung und Entgeltmeldung für die 8 Ausfallstunden mit 
KG in Höhe des KUG ist die Krankenkasse zuständig. 
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Entgeltbescheinigungsrichtlinie 
seit 1. Januar 2010 in Kraft 

In der Ausgabe 4/2009 berichtete SUMMA SUMMARUM bereits 
über das Vorhaben des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS), eine Entgeltbescheinigungsrichtlinie zu erlas­
sen. Diese wurde nunmehr im Bundesanzeiger vom 31. Dezem­
ber 2009 (BAnz Nr. 198, S. 4575 f.) veröffentlicht. 

Allgemeines 
Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Erstellung einer Beschei­
nigung über das gezahlte Arbeitsentgelt in Textform gemäß § 108 
Gewerbeordnung besteht seit Langem. Dieser Nachweis musste 
bereits bislang zumindest den Abrechnungszeitraum sowie die 
Zusammensetzung des Arbeitsentgelts enthalten. Insbesondere 
waren Angaben über Art und Höhe der Zuschläge, Zulagen etc., 
Art und Höhe der Abzüge, Abschlagszahlungen oder Vorschüsse 
zu machen. 

Das BMAS hat nunmehr mit dem Erlass einer Entgeltbescheini­
gungsrichtlinie das Nähere zum Inhalt und Verfahren der Entgelt­
bescheinigung bestimmt, sodass diese auch zu Zwecken nach 
dem Sozialgesetzbuch verwendet werden kann (Maßgabe des § 97 
Abs. 1 SGB IV). 

Die am 1. Januar 2010 in Kraft getretene Entgeltbescheinigungs­
richtlinie schafft einen einheitlichen Mindeststandard zur Ausstel­
lung einer Entgeltbescheinigung. Bei der Erstellung dieser Richt­
linie wirkten Vertreter der Wirtschaft sowie Anbieter von Entgelt­
abrechnungsprogrammen mit. 

Durch den einheitlichen Aufbau und die Verwendung standardi­
sierter Begriffe wird die Lesbarkeit nicht nur für Arbeitnehmer, 
sondern auch für Dritte, welche die Bescheinigung vorgelegt 
bekommen, erleichtert. 

Zudem werden z. B. durch die Definition verschiedener Begriffe 
die Softwarehersteller in die Lage versetzt, ihre Entgeltabrech­
nungsprodukte entsprechend zu gestalten. 
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Arbeitgeber, die zertifizierte Entgeltabrechnungsprogramme nut­
zen, können daher sicher sein, die erweiterten Vorgaben des 
Gesetzgebers für die Entgeltbescheinigung zu erfüllen. 

Der Begriff „Gesamtbruttoentgelt“ 
In der Entgeltbescheinigungsrichtlinie wird erstmals der Begriff 
„Gesamtbruttoentgelt“ definiert. 

Der Begriff „Gesamtbruttoentgelt“ unterscheidet sich von dem 
herkömmlich benutzten Begriff „Brutto“. Für die Zurechnung zum 
Gesamtbruttoentgelt ist es ohne Belang, ob der Wert lohnsteuer­
pflichtig oder sozialversicherungspflichtig ist. 

Das auszuweisende Gesamtbruttoentgelt erfasst u. a. auch geld­
werte Vorteile sowie den Aufstockungsbetrag zur Altersteilzeit. 
Mindernd wirken sich dagegen vom Arbeitnehmer übernommene 
Arbeitgeberleistungen (z. B. auf den Arbeitnehmer übertragene 
Pauschalsteuern) aus. 

Kennzeichnung/Nachweis 
Eine Entgeltbescheinigung, welche die Voraussetzungen des § 1 
Abs. 1 und 2 der Richtlinie erfüllt, ist als Bescheinigung nach 
§ 108 Abs. 3 Satz 1 der Gewerbeordnung zu kennzeichnen. 

Grundsätzlich muss die Bescheinigung nur dann ausgestellt wer­
den, wenn eine Änderung gegenüber dem letzten Abrechnungs­
zeitraum vorliegt. 

Neben der Entgeltbescheinigung hat der Arbeitgeber bestimmte 
Entgeltdaten im Rahmen des ELENA-Verfahrens mit dem multi­
funktionellen Verdienstdatensatz (MVDS) an die Zentrale Spei­
cherstelle (ZSS) zu melden. Er ist verpflichtet, den Beschäftigten 
über die Übermittlung seiner Daten an die ZSS zu informieren. 
Diese Information kann mit einem Hinweis auf der Entgeltbe­
scheinigung erfolgen (siehe SUMMA SUMMARUM 6/2009, S. 9 ff.). 

ELENA 
Dies ist die Abkürzung für 
den Elektronischen Ent­
geltnachweis. Die Arbeit­
geber sind gemäß § 97 
SGB IV seit 1. Januar 2010 
verpflichtet, für jeden 
Beschäftigten, Beamten, 
Richter oder Soldaten 
monatlich gleichzeitig mit 
der Entgeltabrechnung 
eine Meldung an die Zent­
rale Speicherstelle (ZSS) 
bei der Datenstelle der 
Träger der Rentenver­
sicherung (DSRV) in Würz­
burg zu erstatten. 
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Aufzeichnungspflichten der Arbeitgeber 

Der Arbeitgeber hat nach § 28f Abs. 1 SGB IV für jeden Beschäf­
tigten Lohnunterlagen in deutscher Sprache zu führen. Sie sind 
bis zum Ablauf des auf die letzte Betriebsprüfung folgenden 
Kalenderjahrs, getrennt nach Kalenderjahren, aufzubewahren. 
Das gilt uneingeschränkt auch für Beschäftigte, die nicht der 
Versicherungspflicht unterliegen (z. B. geringfügig Beschäf­
tigte). Näheres zur Führung der Lohn- bzw. Entgeltunterlagen 
ist in § 8 der Beitragsverfahrensverordnung und in § 2 des 
Nachweisgesetzes geregelt. 

In den Entgeltunterlagen sind neben den persönlichen Daten des 
Beschäftigten insbesondere folgende Angaben aufzunehmen: 

➔	 Beginn und das Ende der Beschäftigung, 
➔	 Beschäftigungsart, 
➔	 für jeden Entgeltabrechnungszeitraum (Kalendermonat) das 

Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV und seine Zusammensetzung. 
Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt bis zur Beitragsbemes­
sungsgrenze in der Rentenversicherung, der Beitragsgrup­
penschlüssel, die Einzugsstelle und die vom Beschäftigten zu 
tragenden Beitragsanteile am Gesamtsozialversicherungs­
beitrag (nach Beitragsgruppen getrennt), 

➔	 die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich 
geleisteten Arbeitsstunden. 

Zu den Entgeltunterlagen gehören des Weiteren: 

➔	 Aufzeichnungen über die Zahlung der Umlagen nach dem 
Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG), 

➔	 Aufzeichnungen über die Beitragspflicht zur gesetzlichen 
Unfallversicherung: insbesondere das in der Unfallversiche­
rung beitragspflichtige Entgelt und die anzuwendenden 
Gefahrtarifstellen, 

➔	 Aufzeichnungen über die Umlage für das Insolvenzgeld. 

Außerdem sind u. a. – fallbezogen – zu den Entgeltunterlagen fol­
gende Unterlagen zu nehmen: 
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➔	 Aufzeichnungen über die Beitragsfreiheit einzelner Lohn­
bestandteile (z. B. Reisekosten, Stundenaufzeichnungen zu 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschlägen), 

➔	 Nachweise über das Vorliegen von Versicherungsfreiheit 
oder die Befreiung von der Sozialversicherungspflicht (z. B. 
Studiennachweis, Befreiungsbescheid), 

➔	 Erklärungen von kurzfristig geringfügig Beschäftigten über 
eventuelle weitere kurzfristige Beschäftigungen im Kalender­
jahr, 

➔	 Erklärungen von geringfügig entlohnten Beschäftigten bei 
einem Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der gesetz­
lichen Rentenversicherung, 

➔	 Erklärungen von Beschäftigten bei einem Verzicht auf die 
Anwendung der Gleitzonenberechnung in der Rentenver­
sicherung, 

➔	 Bescheide der Einzugsstelle oder der Clearingstelle der Deut­
schen Rentenversicherung Bund zur Feststellung von Versi­
cherungspflicht, 

➔	 Vordrucke E 101, ab 1. Mai 2010 Vordruck A1, wenn Arbeits­
kräfte aus dem EU-Ausland der Sozialversicherungspflicht 
ihres Heimatlands unterliegen, 

➔	 Nachweise über Insolvenzschutzregelungen bei Wertgut­
habenvereinbarungen. 

Beispiel – kurzfristige Beschäftigungen 

Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt werden, unterliegen 
grundsätzlich der Sozialversicherungspflicht. Arbeitgeber, die ab­
weichend von dieser Grundnorm von Versicherungs- und Beitragsfreiheit 
ausgehen, stehen insoweit grundsätzlich in der Beweispflicht. So sind 
z. B. zeitlich befristete Beschäftigungen versicherungsfrei, wenn sie 
innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder 50 
Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegen oder im Voraus 
vertraglich begrenzt sind, es sei denn, die Beschäftigung wird berufs­
mäßig ausgeübt und das Entgelt übersteigt 400 EUR im Monat. Zum 
Nachweis der Einhaltung der kalenderjährlichen Zeitgrenzen ist in 
§ 8 Abs. 2 Nr. 7 Beitragsverfahrensverordnung geregelt, dass eine 
Erklärung des kurzfristig Beschäftigten über vorangegangene oder 
vorgesehene künftige Beschäftigungen im jeweiligen Kalenderjahr zu 
den Entgeltunterlagen zu nehmen ist. 
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Rechtsfolgen bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten 
Hat ein Arbeitgeber die Aufzeichnungspflichten nicht ordnungs­
gemäß erfüllt und kann dadurch die Versicherungs- und Beitrags­
pflicht für einzelne Arbeitnehmer oder die Beitragshöhe nicht kon­
kret festgestellt werden, so kann der prüfende Träger die Beiträge 
zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung von 
der Summe der vom Arbeitgeber gezahlten Arbeitsentgelte (durch 
Summenbeitragsbescheid) geltend machen (§ 28f Abs. 2 Satz 1 
SGB IV). Das gilt nur dann nicht, soweit ohne großen Verwaltungs­
aufwand festgestellt werden kann, dass keine Beiträge zu zahlen 
waren oder das Arbeitsentgelt einem bestimmten Beschäftigten 
zugeordnet werden kann. 

Soweit die Aufzeichnungen über die konkrete Höhe von Zuwen­
dungen unvollständig sind und deren Höhe nicht ohne unverhält­
nismäßig großen Verwaltungsaufwand ermittelt werden kann, hat 
der prüfende Träger der Rentenversicherung diese zu schätzen 
(§ 28f Abs. 2 Satz 3 SGB IV). 

Wer vorsätzlich oder leichtfertig Lohnunterlagen entgegen § 28f 
Abs. 1 Satz 1 SGB IV nicht führt oder nicht aufbewahrt, handelt 
ordnungswidrig (§ 111 Abs. 1 Nr. 3 SGB IV). Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße geahndet werden (§ 111 Abs. 4 SGB IV). 
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Statusfeststellung von Erwerbstätigen 

Ein neues Rundschreiben der Sozialversicherungsträger zum 
besonderen Statusfeststellungsverfahren der Clearingstelle 
der Deutschen Rentenversicherung Bund ist in Vorbereitung. 
Es erläutert ausführlich die sich daraus ergebenden Auswir­
kungen auf das Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht. Das 
Rundschreiben war aufgrund gesetzlicher Änderungen sowie 
zwischenzeitlich ergangener Rechtsprechung und neuer Be­
sprechungsergebnisse zu überarbeiten. 

Erwerbstätige können durch die Clearingstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund in einem Statusfeststellungsverfahren 
prüfen lassen, ob sie in einem sozialversicherungsrechtlich rele­
vanten Beschäftigungsverhältnis stehen oder eine selbstständige 
Tätigkeit ausüben. Das Statusfeststellungsverfahren wurde einge­
führt, um voneinander abweichende Statusentscheidungen unter­
schiedlicher Versicherungsträger zu vermeiden. So erhalten die 
Betroffenen Rechtssicherheit. Seit 2005 wird stets ein Statusfest­
stellungsverfahren durchgeführt, sobald die Beschäftigungsauf­
nahme eines Ehegatten oder Lebenspartners des Arbeitgebers 
bzw. eines Gesellschafter-Geschäftsführers einer GmbH gemeldet 
wird. Die Bundesagentur für Arbeit ist im Leistungsfall seither an 
die Statusentscheidungen über das Vorliegen einer versiche­
rungspflichtigen Beschäftigung gebunden. 

Die Sozialversicherungsträger haben zuletzt in ihrem Rundschrei­
ben zum Gesetz zur Förderung der Selbstständigkeit vom 5. Juli 
2005 sowie in den Grundsätzen zur leistungsrechtlichen Bindung 
der Arbeitslosenversicherung vom 11. November 2004 die Aus­
gestaltung und die Auswirkungen des optionalen und obligatori­
schen Statusfeststellungsverfahrens dargestellt. 

2008 wurde das obligatorische Statusfeststellungsverfahren auf 
die Beschäftigung von mitarbeitenden Kindern des Arbeitgebers 
erweitert. 

Ab Juni 2010 wird das Verwaltungsverfahren zur obligatorischen 
Statusfeststellung von mitarbeitenden Ehegatten und Lebenspart­
nern geändert und die optionale Statusfeststellung auch für 
bereits beendete Vertragsverhältnisse ermöglicht. 
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Zukünftig wird im Rahmen des Statusfeststellungsverfahrens 
über die Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversiche­
rung nicht mehr nur dem Grunde nach, sondern konkret zu ent­
scheiden sein. Der Statusfeststellungsantrag wurde daher erwei­
tert. Außerdem wurden neben der Aufnahme von Festlegungen 
zur Auswirkung bestimmter Gesellschaftsformen von Auftrag­
nehmern auf deren Statusbeurteilung Änderungen zur bisherigen 
aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen gegen Statusfest­
stellungen über das Vorliegen versicherungspflichtiger Beschäfti­
gungen berücksichtigt. 

SUMMA SUMMARUM wird in der nächsten Ausgabe ausführlich 
über die Änderungen zum Statusfeststellungsverfahren und die 
damit verbundenen Auswirkungen berichten. 
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Prüfdienste der Rentenversicherungsträger 
haben hohe Akzeptanz bei den Arbeitgebern 
und Steuerberatern 

Eine Kundenbefragung der Rentenversicherung während der 
Zeit vom 1. Oktober 2009 bis 5. November 2009 brachte interes­
sante Ergebnisse. Für den Bereich der Betriebsprüfung wurden 
rund 17.000 Arbeitgeber und Steuerberater befragt. 

Im Rahmen der Kundenbefragung wurden solche Arbeitgeber und 
Steuerberater angesprochen, die vor kurzem geprüft worden 
waren. In dem Fragenkatalog ging es u. a. um das Auftreten der 
Prüferinnen und Prüfer, ihre fachliche Kompetenz, die Verständ­
lichkeit der Bescheide, das Eingehen auf die individuelle Situation 
des Arbeitgebers/Steuerberaters sowie um die einheitliche An­
wendung des Rechts und die Nachvollziehbarkeit der Prüf­
ergebnisse. Das Ergebnis der Kundenbefragung zeigt auf, dass die 
Prüfdienste bei Arbeitgebern und Steuerberatern auf ein sehr 
hohes Maß an Akzeptanz stoßen. Das gute Ergebnis ist sicherlich 
Ausdruck und Folge des fachlich geprägten persönlichen Kontakts 
zwischen der Verwaltung und dem Kunden. Es ist für die Prüf­
dienste Bestätigung und Ansporn zugleich. 
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ELENA-Klarstellungen 2 
Summa Summarum nimmt Stellung zu Fehl­
informationen, die im Rahmen der ELENA-
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Flexible Arbeitszeitregelungen: 
Die wichtigsten Fragen und Antworten 4 
Durch das Flexi-II-Gesetz ergibt sich eine Fülle 
neuer Möglichkeiten. Diese werfen zahlreiche 
Fragen auf. Die Sozialversicherungsträger 
beantworten die wichtigsten Punkte. 

Statusfeststellung von Erwerbstätigen 8 
Am 1. Juni 2010 traten wichtige Änderungen 
bezüglich der Zuständigkeit der Clearingstelle 
und deren Beurteilung der Versicherungspflicht 
in Kraft. 
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Sieben (Un)richtigkeiten zu ELENA 

In den letzten Monaten und Wochen ist das Verfahren ELENA in 
der breiten Öffentlichkeit und in der Fachwelt sehr kontrovers 
diskutiert worden. Nicht jede Information oder Behauptung hält 
dabei kritischer Betrachtung stand. SUMMA SUMMARUM hat 
sich mit häufig vorgetragenen Behauptungen befasst. 

1. Behauptet wird, ELENA sei eine Altlast aus früheren Jahren 
und werde tatsächlich nicht mehr gebraucht. 
Richtig ist, dass mit den derzeit im Verfahren ELENA enthaltenen 
Bescheinigungen die deutsche Wirtschaft jährlich um ca. 85 Mio. 
EUR entlastet wird; die Einbeziehung jeder weiteren Bescheini­
gung wird mit Einsparungen in Höhe von 5 Mio. EUR jährlich bezif­
fert. 

2. Behauptet wird, aus der Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts zur Vorratsdatenspeicherung könne auf die 
Verfassungswidrigkeit von ELENA geschlossen werden. 
Richtig ist, dass das Urteil des Bundesverfassungsgerichts prinzi­
piell eine Vorratsdatenspeicherung erlaubt. Gefordert wird aller­
dings eine Verschlüsselung der Daten und eine strenge Zweckbin­
dung. Diese Voraussetzungen werden von ELENA in vorbildlicher 
Weise alle erfüllt. 

3. Behauptet wird, das Verfahren ELENA sei auszusetzen, weil 
Verfassungsbeschwerde dagegen erhoben worden ist. 
Richtig ist, dass Verfassungsbeschwerde gegen das Gesetz erho­
ben wurde, was aber nicht automatisch zur Nichtanwendung der 
Regelungen führt. Es liegt vielmehr ein nach wie vor gültiges 
deutsches Gesetz vor, dessen Verfassungsmäßigkeit im Gesetzge­
bungsverfahren von den dafür zuständigen Bundesministerien der 
Justiz und des Innern bestätigt wurde. Dass dies von den 
Beschwerdeführern bestritten wird, hat keinerlei Auswirkung auf 
die Gültigkeit des Gesetzes, d. h. die Arbeitgeber sind zur Meldung 
verpflichtet. Solange das Gesetz nicht für verfassungswidrig 
erklärt wird, muss es befolgt werden. 
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4. Behauptet wird, das derzeitige Fehlen einer Möglichkeit zur 
Selbstauskunft des Teilnehmers mache das gesamte Verfahren 
datenschutzrechtlich unzulässig. 
Richtig ist, dass den gesetzlichen Regelungen nicht eindeutig 
entnommen werden kann, wann das Recht zur Selbstauskunft 
realisiert sein muss. Hierüber bestehen unterschiedliche Auffas­
sungen. Einigkeit besteht aber darüber, dass die Selbstauskunft 
realisiert sein muss, sobald das Verfahren ELENA funktionsfähig 
ist – also Abrufe gespeicherter ELENA-Daten durch die zuständi­
gen Leistungsträger (ab 2012) möglich sind. 

5. Behauptet wird, jeder Systemadministrator könne die ELENA 
Daten lesen. 
Diese Behauptung ist nicht richtig. Die Daten werden verschlüs­
selt unter einem Pseudonym bei einer Zentralen Speicherstelle 
gespeichert. Entschlüsselt werden können die Daten nur mithilfe 
des vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor­
mationsfreiheit verwalteten Datenbankhauptschlüssels. 

6. Behauptet wird, dass Arbeitgeber Papierrückmeldungen er­
halten, obwohl es sich um ein elektronisches Verfahren handele 
und sie dies überhaupt nicht möchten. 
Richtig ist, dass Absender von ELENA-Daten eine Papiermeldung 
bei fehlerhaften Meldungen dann erhalten, wenn sie dies so aus­
drücklich im Datensatz der Zentralen Speicherstelle gemeldet 
haben. Möglicherweise ist aber bei den Absendern fälschlicher­
weise im Datensatz Kommunikation (DSKO) an der Stelle 412 eine 
falsche Voreinstellung getroffen worden. Es gibt auch die Möglich­
keit, derartige Fehlermeldungen über einen Kommunikations­
server abzuholen oder per E-Mail gesendet zu bekommen. 

7. Behauptet wird, dass es nur Annahmebestätigungen, nicht 
aber eine Bestätigung über die korrekte Verarbeitung gibt. 
Richtig ist, dass in dem o. g. Datensatz im Feld 411 auch die Mög­
lichkeit vorgesehen ist, bei fehlerfreier Verarbeitung eine Bestäti­
gung zu erhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 
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Flexible Arbeitszeitregelungen:
 
Die wichtigsten Fragen und Antworten
 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben die 
Änderungen, die sich aus dem „Gesetz zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Absicherung flexibler Arbeitszeit­
regelungen und zur Änderung anderer Gesetze vom 21. Dezem­
ber 2008“ (BGBl. I S. 2940) (Flexi-II-Gesetz) für das Versiche­
rungs-, Beitrags- und Melderecht der Sozialversicherung 
ergeben haben, in einem Rundschreiben zusammengefasst (vgl. 
SUMMA SUMMARUM 3/2009). Nach Veröffentlichung dieses 
Rundschreibens vom 31. März 2009 haben sich weitere Sach­
verhalte ergeben, zu denen Festlegungen erforderlich wurden. 
Sie wurden von den Spitzenorganisationen der Sozialversiche­
rung in einem ergänzenden Frage-/Antwortkatalog dargestellt. 

Wesentliche Festlegungen betreffen den Arbeitgeberbeitragsanteil 
im Wertguthaben, die Wertguthabenverwendung für die betrieb­
liche Altersversorgung sowie die Kombination von Altersteilzeit­
modellen mit weiteren Wertguthabenvereinbarungen. 

Arbeitgeberbeitragsanteil im Wertguthaben 
Seit dem 1. Januar 2009 ist der Arbeitgeberbeitragsanteil 
Bestandteil des Wertguthabens. Dieses setzt sich seit diesem 
Zeitpunkt aus dem Entgeltguthaben und dem hierauf entfallenden 
Arbeitgeberbeitragsanteil zusammen (§ 7d Abs. 1 SGB IV). Der 
Arbeitgeberbeitragsanteil, der auf das ab 2009 angesparte 
Arbeitsentgelt entfällt, ist demnach ins Wertguthaben einzustel­
len. Da auch oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze erzieltes 
und ins Wertguthaben eingestelltes Arbeitsentgelt später in der 
Freistellungsphase regelmäßig beitragspflichtig entspart wird, gilt 
Folgendes: Der Arbeitgeberbeitragsanteil ist auf die volle Höhe 
des Arbeitsentgelts bezogen – also ohne Begrenzung auf die Bei­
tragsbemessungsgrenze – einzustellen. 

Die Vorschriften zu den flexiblen Arbeitszeitregelungen sehen 
keine Nachschusspflicht des Arbeitgebers vor, falls die Beitrags­
sätze während der Freistellungsphase höher liegen als während 
der Ansparphase: In dieser Konstellation ist der während der 
Ansparphase eingestellte Arbeitgeberbeitragsanteil zu niedrig, 
wenn man ihn mit dem Arbeitgeberbeitragsanteil vergleicht, wie 
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er sich aufgrund der Beitragssätze zum Zeitpunkt der Freistellung 
ergeben würde. Zu ähnlichen Effekten kann es aufgrund eines 
Wertzuwachses des Entgeltguthabens kommen, oder auch bei 
einem Wechsel des Versicherungsstatus. Doch auch hierfür exis­
tiert keine Nachschusspflicht des Arbeitgebers. 

Soweit Wertguthaben den Arbeitgeberbeitragsanteil beinhalten, 
ist dieser daher in der Freistellungsphase oder bei Übertragung 
des Wertguthabens nach den aktuellen Rechengrößen und dem 
aktuellen Versicherungsstatus aus dem – vorbehaltlich der Wert­
erhaltungsgarantie bei planmäßiger Freistellung – vorhandenen 
Wertguthaben zu finanzieren. Da wie oben erwähnt keine Nach­
schusspflicht des Arbeitgebers besteht, gilt auch im umgekehrten 
Fall kein Entnahmerecht des Arbeitgebers hinsichtlich der Arbeit­
geberbeitragsanteile. 

Sofern die während der Entsparung des Wertguthabens bzw. im 
Übertragungsfall vom Arbeitgeber zu tragenden Beiträge höher 
sind als die in der Ansparphase eingestellten Arbeitgeber­
beitragsanteile, vermindert sich das Entgeltguthaben des Arbeit­
nehmers entsprechend. Im umgekehrten Fall erhöht sich das zur 
Verfügung stehende Entgeltguthaben. 

Die vorgenannten Grundsätze gelten im Störfall analog. Zur 
Berechnungsgrundlage zählt im Störfall allerdings neben dem 
tatsächlich eingestellten Entgeltguthaben, sowie den zum Zeit­
punkt der Fälligkeit der Beiträge im Störfall geltenden Beitrags­
sätzen, auch die SV-Luft. 

Für Bestandswertguthaben gilt im Übertragungs- oder Störfall 
Folgendes: Für das in der Freistellungsphase fällige Arbeitsent­
gelt, das auf bereits am 31. Dezember 2008 bestandenem und 
bereits aus anderen Gründen in den Entgeltunterlagen auszuwei­
sendem Wertguthaben beruht, sind die Arbeitgeberbeitragsanteile 
(nach den aktuellen Beitragssätzen) vom Arbeitgeber zusätzlich 
aufzubringen. Sie sind also nicht aus dem Wertguthaben zu finan­
zieren. 

Im Rahmen der Freistellungsphase sind die Arbeitgeberbeitrags­
anteile – zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Beiträge – auf das aus 
dem Wertguthaben entnommene Arbeitsentgelt zu zahlen. Im 
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Übertragungsfall sind die Arbeitgeberbeitragsanteile vor der 
Übertragung zu ermitteln und in das Wertguthaben einzustellen. 

Bei den nach der Übergangsregelung des § 116 Abs. 1 SGB IV wei­
terhin in Arbeitszeit geführten Zeitguthaben, die an einen 
bestimmten Wertmaßstab gebunden sind, müssen die Arbeit­
geberbeitragsanteile bei der Umwandlung in Entgeltguthaben in 
das Wertguthaben eingebracht werden. Eine Umwandlung ist 
hierbei spätestens bei einer Übertragung von Wertguthaben vor­
zunehmen. 

Wertguthabenverwendung für betriebliche Altersversorgung 
Unabhängig von der Regelung in § 23b Abs. 3a SGB IV besteht die 
Möglichkeit zur beitragsfreien Entgeltumwandlung von Wertgut­
haben zugunsten der betrieblichen Altersversorgung: Möglich ist 
dies im Rahmen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 9 SvEV bzw. des 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV während der Freistellungsphase bzw. im 
Störfall, wenn bereits vor der Freistellungsphase mit der Entgelt­
umwandlung begonnen wurde. 

Im Rahmen der Altersteilzeit galt dies bereits bisher unter der 
Bedingung, dass der Arbeitgeber während der Arbeitsphase die 
Hälfte des Vollzeitarbeitsentgelts (vor der Entgeltumwandlung) ins 
Wertguthaben einstellt und dabei festgelegt wird, dass auch wäh­
rend der Freistellungsphase aus diesem Wertguthaben eine ent­
sprechende Entgeltumwandlung erfolgt. Hierbei war ausreichend, 
wenn mindestens im letzten Monat der Arbeitsphase mit der 
Entgeltumwandlung begonnen wurde. 

Im Zusammenhang mit der Änderung der Vorschriften zu den fle­
xiblen Arbeitszeitregelungen ist dies im Rahmen des § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 und Nr. 9 SvEV bzw. des § 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV auch 
für sonstige Wertguthabenvereinbarungen außerhalb von Alters­
teilzeitvereinbarungen möglich. Bei Vorliegen der o. g. Vorausset­
zungen gilt dies – unter Berücksichtigung der bereits im betref­
fenden Kalenderjahr erfolgten beitragsfreien Entgeltumwandlung 
– auch im Störfall. Dabei ist unerheblich, ob mit der Entgelt­
umwandlung innerhalb oder vor der Arbeitsphase (für den Wert­
guthabenaufbau) begonnen wurde. Gleiches gilt bezüglich der 
Frage, ob die Entgeltumwandlung regelmäßig oder unregelmäßig 
erfolgt. 
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Altersteilzeit und weitere Wertguthabenvereinbarungen 
Für die Altersteilzeit gelten in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung besondere beitragsrechtliche Regelungen. Daher dürfen 
Wertguthaben aus einer anderen flexiblen Arbeitszeitregelung 
nicht zur Reduzierung der vom Arbeitgeber nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Altersteilzeitgesetz zu zahlenden zusätzlichen Aufstockungs- und 
Rentenversicherungsbeiträge verwendet werden. Für das Wert­
guthaben aus der weiteren flexiblen Arbeitszeitregelung tritt spä­
testens mit der Freistellungsphase der Altersteilzeit ein Störfall 
ein. Das aus der Störfallverbeitragung des Wertguthabens resul­
tierende Nettoentgeltguthaben kann dann für die Freistellungs­
phase der Altersteilzeitvereinbarung als Nettolohnaufstockung 
verwendet werden. 

Weitergehende Ausführungen 
Der Frage-Antwortkatalog vom 13. April 2010 ist auf den Internet­
seiten der Rentenversicherungsträger (z. B. unter www.deutsche­
rentenversicherung.de, Zielgruppe „Arbeitgeber und Steuerbe­
rater“) veröffentlicht und enthält darüber hinaus detaillierte Aus­
führungen u. a. 

➔	 zum Forbestand der Beschäftigung während der Freistellung 
im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen 

➔	 zur beitragsrechtlichen Behandlung von nicht vergüteten Zeit­
guthaben aus sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen 

➔	 zu den Auswirkungen von Änderungen der Beitragssätze und 
Beitragsbemessungsgrenzen während der Freistellung auf 
die Angemessenheit des Arbeitsentgelts 

➔	 zum Mindestsicherungsumfang von Insolvenzschutzmaß­
nahmen 

➔	 zur Berücksichtigung der Unfallversicherung bei Wertgut­
habenvereinbarungen 
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Statusfeststellung von Erwerbstätigen 

Das in SUMMA SUMMARUM 2/2010 (Seite 14 f.) angekündigte 
neue Rundschreiben „Statusfeststellung von Erwerbstätigen“ 
ist zwischenzeitlich erschienen. Es informiert über maßgebli­
che Regelungen zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht 
und beinhaltet auch gesetzliche Änderungen, die jüngere 
Rechtsprechung sowie neuere Besprechungsergebnisse zum 
besonderen Statusfeststellungsverfahren bei der Clearing­
stelle der Deutschen Rentenversicherung Bund. 

Das Rundschreiben „Statusfeststellung von Erwerbstätigen“ 
vom 13. April 2010 vereint inhaltlich das überarbeitete Rund­
schreiben „Gesetz zur Förderung der Selbstständigkeit“ vom 
5. Juli 2005 zum optionalen Statusfeststellungsverfahren sowie die 
überarbeiteten „Grundsätze zur leistungsrechtlichen Bindung der 
Arbeitslosenversicherung“ vom 11. November 2004 zum ob­
ligatorischen Statusfeststellungsverfahren. Zudem wurde die bis­
herige „Verlautbarung zur versicherungsrechtlichen Beurteilung 
von Angehörigen“ vom 11. November 2004 unverändert aufgenom­
men. 

Statusfeststellung von 
Erwerbstätigen 
Download unter folgender 
Adresse im Internet: 
http://www.deutsche­
rentenversicherung.de 
(siehe Zielgruppen 
„Arbeitgeber und Steuer­
berater“ ➔ Publikationen 
➔ Gemeinsame Rund­
schreiben für das Jahr 
2010 ➔ Statusfeststellung 
von Erwerbstätigen) 

Mit Wirkung vom 1. Juni 2010 löst das Rundschreiben diese bishe­
rigen Veröffentlichungen ab. Die Sozialversicherungsträger legen 
damit ein benutzerfreundliches Gesamtpaket vor, das umfassend 
sämtliche Ausführungen zur optionalen und obligatorischen Sta­
tusfeststellung von Erwerbstätigen beinhaltet. Im Folgenden wer­
den die Änderungen der Statusfeststellungsverfahren und die 
damit verbundenen Auswirkungen ausführlich erläutert. Zunächst 
werden das optionale und obligatorische Statusfeststellungsver­
fahren kurz vorgestellt. 

Optionales Statusfeststellungsverfahren 
Auftraggeber und Auftragnehmer (Erwerbstätige) können einzeln 
oder auch gemeinsam ein optionales Statusfeststellungsverfahren 
bei der Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund 
beantragen. So kann optional eine Klärung herbeigeführt werden, 
ob ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vorliegt 
oder eine selbstständige Tätigkeit ausgeübt wird (§ 7a Abs. 1 Satz 
1 SGB IV). Damit sollen abweichende Statusentscheidungen unter­
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schiedlicher Sozialversicherungsträger vermieden und den Betei­
ligten Rechtssicherheit gegeben werden. 

Obligatorisches Statusfeststellungsverfahren 
Seit 1. Januar 2005 ist obligatorisch – das heißt zwingend – ein 
Statusfeststellungsverfahren durchzuführen, sobald bei der Ein­
zugsstelle die Aufnahme der Beschäftigung des Ehegatten oder 
Lebenspartners eines Arbeitgebers bzw. eines Gesellschafter-
Geschäftsführers einer GmbH angemeldet wird (§ 7a Abs. 1 Satz 2 
i. V. m. § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d und e SGB IV). Das 
obligatorische Statusfeststellungsverfahren wurde bereits mit 
Wirkung vom 1. Januar 2008 auf die Beschäftigung von mitarbei­
tenden Kindern des Arbeitgebers ausgedehnt. 

Änderungen im optionalen Statusfeststellungsverfahren 
Änderungen im optionalen Statusfeststellungsverfahren ergeben 
sich durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) 
und durch Gesetzesänderungen sowie Festlegungen der Sozial­
versicherungsträger zur Auswirkung bestimmter Gesellschafts­
formen von Auftragnehmern auf deren Statusbeurteilungen. 

Versicherungspflichtiges/-freies Beschäftigungsverhältnis 
Die Clearingstelle hat bisher (nur) entschieden, ob ein Auftrags­
verhältnis im Rahmen eines abhängigen Beschäftigungsverhält­
nisses oder als selbstständige Tätigkeit vollzogen wird. Die Frage, 
ob im Fall der Feststellung einer abhängigen Beschäftigung Ver­
sicherungspflicht bzw. Versicherungsfreiheit besteht, wurde in 
diesem Verfahren bisher nicht geklärt. Das BSG hatte mit seinen 
Urteilen vom 11. März 2009, B 12 R 11/07 R – und vom 4. Juni 
2009, B 12 R 6/08 R – entschieden, dass es im optionalen Status­
feststellungsverfahren nicht ausreicht, ausschließlich über die 
Abhängigkeit einer Beschäftigung zu befinden. Zukünftig wird im 
Rahmen eines optionalen Statusfeststellungsverfahrens auch mit 
geprüft und durch rechtsmittelfähigen Bescheid entschieden, ob 
eine versicherungspflichtige bzw. versicherungsfreie Beschäf­
tigung in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenver­
sicherung vorliegt. 

Beendete Auftragsverhältnisse 
Die Clearingstelle entscheidet im optionalen Statusfeststellungs­
verfahren nunmehr auch über bereits beendete Auftragsverhält-
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nisse, das heißt auch dann, wenn dieses Verfahren erst nach 
Beendigung des zu beurteilenden Auftragsverhältnisses beantragt 
wird. Die Sozialversicherungsträger folgen damit nunmehr dem 
Urteil des BSG vom 4. Juni 2009, B 12 KR 31/07 R. Danach erfolgt 
die Zuständigkeitsabgrenzung gegenüber den Verfahren bei den 
Einzugsstellen nach § 28h Abs. 2 SGB IV bzw. den Rentenversiche­
rungsträgern als Prüfstellen nach § 28p SGB IV ausschließlich 
nach dem Kriterium der zeitlichen Vorrangigkeit der Antragstel­
lung: Dementsprechend kann die Statusfeststellung für beendete 
Auftragsverhältnisse wahlweise bei der Clearingstelle oder der 
Einzugsstelle beantragt werden. 

Beginn der Versicherungspflicht 
Mit dem Wegfall des § 7b SGB IV (i. d. F. bis zum 31. Dezember 
2007) kann es bei verspätet eingeleiteten optionalen Statusfest­
stellungsverfahren, das heißt später als einen Monat nach 
Beschäftigungsaufnahme eingeleitet, nicht mehr zum späteren 
Beginn der Versicherungspflicht kommen. Damit beginnt die Ver­
sicherungspflicht bei verspätet eingeleiteten optionalen Status­
feststellungsverfahren stets rückwirkend mit dem Eintritt in das 
festgestellte versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis. 

Beitragsfälligkeit 
Infolge des rückwirkenden Beginns der Versicherungspflicht wird 
der Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht mehr erst zu dem 
Zeitpunkt fällig, zu dem die Entscheidung bezüglich des Be­
stehens eines versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis­
ses unanfechtbar geworden ist. Entsprechend den allgemeinen 
Regelungen wird der Gesamtsozialversicherungsbeitrag rückwir­
kend nach Feststellung eines versicherungspflichtigen Beschäfti­
gungsverhältnisses spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des 
Monats fällig, in dem die Beschäftigung ausgeübt worden ist, 
wobei ein verbleibender Restbetrag am drittletzten Bankarbeits­
tag des Folgemonats fällig wird (§ 23 Abs. 1 SGB IV). Der unter­
bliebene Abzug des Arbeitnehmerbeitragsanteils kann lediglich 
für die letzten drei Lohn- bzw. Gehaltsabrechnungen nachgeholt 
werden (§ 28g Satz 3 SGB IV). Im Übrigen können unter den 
Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 SGB IV auf die nachzuzahlenden 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge für die Vergangenheit Säum­
niszuschläge anfallen. 
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Auswirkung bestimmter Gesellschaftsformen der 
Auftragnehmer auf deren Statusbeurteilungen 
Auftragnehmer sind nicht ausnahmslos natürliche Personen, son­
dern auch juristische Personen oder rechtsfähige Personenge­
sellschaften. Ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zum Auf­
traggeber ist dabei grundsätzlich ausgeschlossen, sofern der Auf­
tragnehmer eine Gesellschaft in Form einer juristischen Person 
ist (z. B. AG, SE, GmbH, Unternehmergesellschaft – UG – [haf­
tungsbeschränkt]). Ausgeschlossen wird für natürliche Personen 
insoweit allerdings nur ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 
zum Auftraggeber, nicht jedoch zur Gesellschaft (z. B. GmbH). Im 
Regelfall ausgeschlossen ist ein abhängiges Beschäftigungsver­
hältnis zum Auftraggeber auch, sofern es sich beim Auftragneh­
mer um eine rechtsfähige Personengesellschaft handelt (z. B. 
OHG, KG, GmbH & Co. KG, Partnerschaftsgesellschaft, BGB-
Gesellschaft). Überwiegen allerdings im zu beurteilenden Auf­
tragsverhältnis ausnahmsweise die Merkmale einer abhängigen 
Beschäftigung mit einer entsprechenden Weisungsgebundenheit 
gegenüber den Merkmalen einer selbstständigen Tätigkeit, 
kommt es auch bei Gründung einer Personengesellschaft aus 
sozialversicherungsrechtlicher Sicht zu keiner anderen Bewer­
tung. Denn Arbeitnehmer kann – anders als beim Arbeitgeber – 
ausschließlich eine natürliche Person sein. Auch die Gründung 
einer Ein-Personen-GmbH oder Ein-Personen-Limited kann in 
derartigen Fällen nicht zur Umgehung eines sozialversicherungs­
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses einer natürlichen Person 
führen. 

Änderungen im obligatorischen Statusfeststellungsverfahren 
Das obligatorische Statusfeststellungsverfahren wurde auf zwei 
weitere Personenkreise ausgedehnt und wird zukünftig aus­
schließlich von der Clearingstelle durchgeführt. 

Abkömmlinge 
Das obligatorische Statusfeststellungsverfahren war seit seiner 
Einführung zum 1. Januar 2005 zunächst auf den bei der Ein­
zugsstelle neu angemeldeten mitarbeitenden Ehegatten bzw. 
Lebenspartner des Arbeitgebers sowie auf geschäftsführende 
Gesellschafter einer GmbH begrenzt (§ 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe d und e SGB IV i. d. F. bis 31. Dezember 2007). 
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Bereits zum 1. Januar 2008 wurde das Verfahren auf neu ange­
meldete mitarbeitende Abkömmlinge des Arbeitgebers ausge­
dehnt (§ 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d SGB IV i. d. F. ab 
1. Januar 2008). Abkömmlinge im Sinne dieser Vorschrift sind die 
Kinder oder weitere Nachkommen einer Person, die in gerader 
Linie voneinander abstammen. Daher zählen dazu nicht nur die im 
ersten Grad verwandten Kinder, sondern auch Enkel, Urenkel und 
so weiter. Zudem erfasst werden Adoptivkinder, nicht hingegen 
Stief- oder Pflegekinder. 

Geschäftsführer einer Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt) 
Durch das Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur 
Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) vom 23. Oktober 2008 
(BGBl I S. 2026) wurde zum 1. November 2008 die haftungsbe­
schränkte Unternehmergesellschaft (UG) eingeführt (vgl. SUMMA 
SUMMARUM 3/2009, Seite 4 f.). Bei der UG (haftungsbeschränkt) 
handelt es sich um keine eigene Rechtsform, sondern um eine 
besondere Variante der GmbH. Demzufolge ist das obligatorische 
Statusfeststellungsverfahren auch bei der Anmeldung eines ge­
schäftsführenden Gesellschafters einer UG (haftungsbeschränkt) 
in Gang zu setzen (Statuskennzeichen „2“). 

Ausschließliche Zuständigkeit der Clearingstelle 
Bisher führten teilweise die Einzugsstellen das obligatorische Sta­
tusfeststellungsverfahren für den Ehegatten bzw. Lebenspartner 
des Arbeitgebers durch, sofern bestimmte Voraussetzungen vorla­
gen. Seit 1. Juni 2010 wird das Verwaltungsverfahren zur obligato­
rischen Statusfeststellung für Neuanmeldungen des Ehegatten 
bzw. Lebenspartners eines Arbeitgebers, die nach dem 31. Mai 
2010 erfolgen, ausschließlich von der Clearingstelle durchgeführt. 
Bei Abkömmlingen des Arbeitgebers und geschäftsführenden 
Gesellschaftern einer GmbH war Letzteres schon bisher der Fall. 

Leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit 
An die rechtskräftige Feststellung der Clearingstelle – im optiona­
len wie auch im obligatorischen Statusfeststellungsverfahren –, 
dass ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vor­
liegt, ist die Bundesagentur für Arbeit im Leistungsfall gebunden 
(§ 336 SGB III). Der Bundesagentur für Arbeit steht – z. B. bei der 
Beantragung von Arbeitslosengeld – kein eigenes Prüfungsrecht 
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im Leistungsfall zu. Sie kann sich nachträglich nicht darauf beru­
fen, dass kein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 
bestanden hat und folglich die Gewährung beantragter Leistungen 
verweigern. Für den betroffenen Beschäftigten tritt damit die 
gewünschte Rechtssicherheit ein. 

Über den Wortlaut des § 336 SGB III (i. d. F. ab 1. Januar 2005) 
hinaus, bindet sich die Bundesagentur für Arbeit nach wie vor 
auch an Statusentscheidungen der Rentenversicherungsträger im 
Rahmen von Betriebsprüfungen nach § 28p SGB IV. 

Optionale Statusentscheidungen können grds. auch bei der Einzugs­
stelle beantragt werden. Ist die Statusfeststellung jedoch ausdrück­
lich auf die leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für 
Arbeit ausgerichtet, ist zu beachten, dass nunmehr nur eine von der 
Clearingstelle getroffene Entscheidung zur leistungsrechtlichen 
Bindung der Bundesagentur für Arbeit führt. 

Wurde der Ehegatte bzw. Lebenspartner oder ein Abkömmling des 
Arbeitgebers bzw. ein geschäftsführender GmbH-Gesellschafter 
vom Arbeitgeber zunächst nicht als Beschäftigter angesehen und 
daher folgerichtig auch nicht als abhängig Beschäftigter bei der 
Einzugsstelle angemeldet, kann bei späteren Zweifeln an dieser 
Einschätzung ein optionales Statusfeststellungsverfahren zu 
deren Überprüfung eingeleitet werden. Wegen der nur bei der 
Clearingstelle zu erlangenden leistungsrechtlichen Bindung der 
Bundesagentur für Arbeit sollte auch ein solches Verfahren nur 
bei der Clearingstelle beantragt werden. 

Leistungsrechtliche Bindung in Bestands- und Übergangsfällen 
Die Bundesagentur für Arbeit erklärt sich leistungsrechtlich auch 
gebunden an Entscheidungen der Einzugsstellen im Rahmen von 
Statusfeststellungsverfahren nach § 28h Abs. 2 SGB IV, die in den 
folgenden Zeiträumen durchgeführt bzw. noch eingeleitet wurden: 

➔	 Vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Mai 2010 für geschäfts­
führende Gesellschafter einer GmbH, mit Aufnahme der 
Beschäftigung vor dem 1. Januar 2005. 

➔	 Vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Mai 2010 für den Ehegatten 
bzw. Lebenspartner des Arbeitgebers – und zwar unabhängig 
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davon, ob die Beschäftigung vor oder ab dem 1. Januar 2005 
aufgenommen wurde. 

➔	 Vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Mai 2010 für Abkömmlinge 
des Arbeitgebers, mit Aufnahme der Beschäftigung vor dem 
1. Januar 2008. 

Darüber hinaus bindet sich die Bundesagentur für Arbeit weiter­
hin an Statusentscheidungen, für die von einer Agentur für Arbeit 
auf Antrag des versicherungspflichtig Beschäftigten eine Zustim­
mungserklärung nach § 336 SGB III (i. d. F. bis 31. Dezember 2004) 
abgegeben wurde. Nach der damaligen Fassung dieser Vorschrift 
war die Bundesagentur für Arbeit allerdings längstens für fünf 
Jahre an ihre Zustimmungserklärung gebunden. 

Änderung in den Verhältnissen 
Bei einer Änderung in den Verhältnissen (z. B. höhere oder nied­
rigere Kapitalbeteiligung des geschäftsführenden GmbH-Gesell­
schafters) sind die Adressaten der Statusbescheide gehalten, von 
sich aus tätig zu werden. Insbesondere im Hinblick auf die ggf. 
entfallende Bindungswirkung der Bundesagentur für Arbeit soll­
ten sie sich zur Überprüfung des Bescheids umgehend an die 
Stelle wenden, die die Statusentscheidung getroffen hat. Die 
Statusfeststellungsbescheide enthalten dazu ausdrücklich einen 
aufklärenden Hinweis. 

Anlagen des Rundschreibens 
Das Rundschreiben zur Statusfeststellung von Erwerbstätigen be­
inhaltet sechs Anlagen. Keine Änderungen erfahren haben Anlage 
2 (Versicherungsrechtliche Beurteilung von Handelsvertretern) 
und die neu aufgenommene Anlage 4 (bisher „Verlautbarung zur 
versicherungsrechtlichen Beurteilung von mitarbeitenden Ange­
hörigen“ vom 11. November 2004). Geringfügig zu einzelnen Per­
sonenkreisen überarbeitet wurde die Anlage 1 (Abgrenzungskata­
log für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernseh­
anbieter, Film- und Fernsehproduktionen tätige Personen). Die 
bisherige Anlage 4 wurde zu Anlage 5 („Katalog bestimmter 
Berufsgruppen zur Abgrenzung zwischen abhängiger Beschäfti­
gung und selbstständiger Tätigkeit“). Hier waren Ergänzungen zu 
einzelnen Berufsgruppen insbesondere aufgrund ergangener 
Urteile der Landessozialgerichte und des BSG erforderlich. 
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Hinsichtlich dreier Gesichtspunkte wurde Anlage 3 (Versiche­
rungsrechtliche Beurteilung von Gesellschafter-Geschäftsführern, 
Fremdgeschäftsführern und mitarbeitenden Gesellschaftern einer 
GmbH sowie Geschäftsführern einer Familien-GmbH) aufgrund 
jüngerer BSG-Rechtsprechung überarbeitet: 

➔	 Der Kapitalanteil eines mitarbeitenden – nicht zum 
Geschäftsführer bestellten – Gesellschafters einer GmbH 
schließt ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis nunmehr 
erst von vornherein ohne weitere Prüfung aus, sofern er mehr 
als 50 % beträgt (bisher mindestens 50 %). 

➔	 Bei der Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse ist ins­
besondere die den Beteiligten zustehende Rechtsmacht zu 
berücksichtigen. Das heißt, maßgebend ist die Rechtsbezie­
hung so wie sie praktiziert wird, und die praktizierte Bezie­
hung so wie sie rechtlich zulässig ist (Anlage 3 – Anhang 1 – 
[Entscheidungshilfe]). 

➔	 Nach Auffassung des BSG ist der im Arbeitnehmer-/Arbeit­
geberverhältnis (angeblich) fehlende typische Interessen­
gegensatz bei Personenidentität von Gesellschaftern und 
Geschäftsführern einer GmbH nicht (mehr) als geeignetes 
Abgrenzungskriterium zu sehen (Anlage 3 – Anhang 2 – 
[Rechtsprechungsübersicht, lfd. Nrn. 6 und 34]). 

Die Statusfeststellungsanträge zum optionalen (Anlage 6) und 
obligatorischen Verfahren für GmbH-Gesellschafter-Geschäfts­
führer (Anlage 3 – Anhang 3) sowie für mitarbeitende Angehörige 
(Anlage 4 – Anhang) sind weitere Bestandteile der Anlagen. Der 
Antrag zum optionalen Verfahren (V027) beinhaltet nunmehr auch 
Fragen zur Feststellung der Versicherungspflicht/-freiheit von 
abhängig Beschäftigten. Darüber hinaus enthält er drei personen­
spezifische Anlagen, zur Statusfeststellung für sonstige Erwerbs­
tätige (Anlage 6.1), für Gesellschafter/Geschäftsführer einer 
GmbH (Anlage 6.2) und für mitarbeitende Angehörige (Anlage 6.3). 
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Rentenantrag – nun auch online möglich 

Anträge auf Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
können jetzt auch online gestellt werden. Damit bietet die 
Deutsche Gesetzliche Rentenversicherung ihren Kunden eine 
moderne, wirtschaftliche und bürgernahe Dienstleistung. 

Die Beantragung von Leistungen bei der Deutschen Renten­
versicherung ist online über die Internetseite www.deutsche­
rentenversicherung.de (Beratung) möglich. Der über das Internet 
ausgefüllte Antrag wird anschließend auf sicherem Weg elektro­
nisch an den zuständigen Rentenversicherungsträger versandt 
und dort bearbeitet. 

Fragen, die bei der Antragstellung aufkommen, werden unter ande­
rem von den Mitarbeitern des Servicetelefons der Deutschen Ren­
tenversicherung unter der kostenlosen Nummer 0800 1000 4800 
beantwortet. 

Ähnlich wie beim Verfahren Elster der Finanzämter muss vom 
Antragsteller zusätzlich ein Unterschriftenblatt per Post an den 
zuständigen Rentenversicherungsträger gesandt werden. Für 
Antragsteller, die bereits eine Signaturchipkarte mit elektroni­
scher Unterschrift verwenden, entfällt dies. 

Selbstverständlich können Anträge weiterhin bei den antragauf­
nehmenden Stellen gestellt werden. Hierfür stehen Auskunfts­
und Beratungsstellen der Rentenversicherungsträger, Versiche­
rungsämter und Gemeindebehörden sowie die Versichertenältes­
ten bzw. Versichertenberater der Deutschen Rentenversicherung 
zur Verfügung. 

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/
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Gesundheitsreform: Regierungskoalition einigt
sich auf Eckpunkte

Nach monatelangen Diskussionen hat sich die schwarz-gelbe
Regierungskoalition Anfang Juli auf Eckpunkte für eine Finanz-
reform der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) verstän-
digt. Kernstücke sind einkommensunabhängige Zusatzbeiträge
sowie ein steuerfinanzierter Sozialausgleich. Außerdem soll
der allgemeine Beitragssatz zur GKV um 0,6 Prozentpunkte
angehoben werden.

Die im Juli 2009 vorgenommene Senkung des allgemeinen Bei-
tragssatzes in der gesetzlichen Krankenversicherung von 15,5 auf
14,9 % soll zum Jahresende 2010 auslaufen. Die Mehrbelastung
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber beträgt jeweils 0,3 %. Der
Arbeitnehmerbeitragsanteil zur Krankenversicherung wird hier-
durch ab dem 1. Januar 2011 insgesamt 8,2 % betragen, der neue
Arbeitgeberbeitragsanteil 7,3 %. Sie sollen auf diesem Niveau
dauerhaft festgeschrieben werden, um zukünftig die Gesundheits-
kosten von den Arbeitskosten zu entkoppeln. Unvermeidbare Aus-
gabensteigerungen in der Krankenversicherung sollen künftig
ausschließlich vom Versicherten (Arbeitnehmer) durch einkom-
mensunabhängige Zusatzbeiträge finanziert werden.

Jede Krankenkasse soll in Zukunft frei entscheiden können, in wel-
cher Höhe sie einen Zusatzbeitrag von ihren Mitgliedern erhebt. Die
Zusatzbeiträge sollen ab 2011 einkommensunabhängig nur noch als
fester Euro-Betrag erhobenwerden. Sie sindweiterhin von allenMit-
gliedern in gleicherHöhe unabhängig von Gesundheitszustand, Alter
und Geschlecht direkt an die jeweilige Krankenkasse zu zahlen.
Kostenfrei Familienversicherte zahlen keine Zusatzbeiträge.

Die einkommensunabhängigen Zusatzbeiträge sollen mit einem
steuerfinanzierten Sozialausgleich verbunden werden, damit die
Beitragszahler nicht über Gebühr belastet werden.

Die Durchführung bzw. Berechnung des Sozialausgleichs ist zum
einen abhängig von der Höhe des individuellen sozialversiche-
rungspflichtigen Einkommens des Mitglieds (Belastungsgrenze),
zum anderen von der Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitrags
aller Kassen. Die Berechnung des Sozialausgleichs soll sich also
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nicht an der Höhe des tatsächlich an die jeweilige Krankenkasse
zu zahlenden Zusatzbeitrags orientieren, sondern an einem fest-
gelegten Durchschnittsbetrag. Der durchschnittliche Zusatzbei-
trag soll künftig im Herbst vom Bundesversicherungsamt (BVA)
jeweils für das Folgejahr berechnet werden. Übersteigt dieser
dann 2 % des individuellen sozialversicherungspflichtigen Ein-
kommens des Mitglieds, wird die Differenz ausgeglichen. In den
Sozialausgleich einbezogen werden soll also immer nur der
Betrag, um den der durchschnittliche Zusatzbeitrag aller Kran-
kenkassen die persönliche Belastungsgrenze von 2 % des indivi-
duellen beitragspflichtigen Einkommens des Mitglieds übersteigt.

Der Sozialausgleich soll für Beschäftigte von den Arbeitgebern
umgesetzt werden. Sie sollen den einkommensbezogenen Bei-
tragsanteil des Arbeitnehmers um den entsprechenden Aus-
gleichsbetrag reduzieren. Der Sozialausgleich erhöht somit das
Netto-Entgelt:

Beispiel

Arbeitnehmermit beitragspflichtigem Einkommen von 900 EUR, indiv. Be-
lastungsgrenze (2 %), liegt daher bei 18 EUR, durchschnittlicher Zusatz-
beitrag 20 EUR, bisheriger KV-Arbeitnehmerbeitrag 73,80 EUR.

Lösung: Sozialausgleich von2 EUR ist zu zahlen, der vomArbeitnehmer zu
tragendeGKV-Beitragsanteil reduziert sich auf 71,80 EUR (73,80–2,00EUR).

Die vorgesehene Umsetzung des Sozialausgleichs durch die
Arbeitgeber wirft derzeit zahlreiche Detailfragen auf. So ist etwa
unklar, wie der Sozialausgleich erfolgen soll, wenn mehrere bei-
tragspflichtige Einnahmen (Arbeitsentgelt, Rente, Betriebsrente)
bezogen werden.

Bis Ende der parlamentarischen Sommerpause wird ein entspre-
chender Gesetzentwurf erarbeitet. Danach beginnt das Gesetzge-
bungsverfahren mit den parlamentarischen Beratungen. SUMMA
SUMMARUM wird Sie über die weitere Entwicklung informieren.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Geringfügige Beschäftigung: Minijob-Zentrale
stellt Versicherungspflicht fest

Die Minijob-Zentrale bei der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See prüft die Einhaltung der Arbeitsentgelt-
grenze bei geringfügig entlohnter Beschäftigung. Sie entschei-
det bei deren Überschreiten über die Versicherungspflicht in
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem
Recht der Arbeitsförderung. Ebenso erlässt sie ggf. den Wider-
spruchsbescheid.

Die Minijob-Zentrale ist zuständige Einzugsstelle bei geringfügigen
Beschäftigungen. Bei ihr gehen alle Meldungen für geringfügig ent-
lohnte und kurzfristige Beschäftigungen ein. Werden für eine Person
mehrere geringfügige Beschäftigungen gemeldet, so überprüft die
Minijob-Zentrale, ob die Voraussetzungen für eine versicherungs-
freie geringfügige Beschäftigung weiterhin vorliegen.

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV sind

➔ mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen, und
➔ mehrere kurzfristige Beschäftigungen

für die Prüfung der Geringfügigkeit nach § 8 SGB IV zusammenzu-
rechnen.

Werden neben einer versicherungspflichtigen Beschäftigung auch
geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, bleibt lediglich
die zuerst aufgenommene geringfügig entlohnte Beschäftigung
versicherungsfrei.

Im Rahmen eines sozialgerichtlichen Verfahrens hatte das
Bundessozialgericht im Jahr 2009 Zweifel an der Zulässigkeit von
Verwaltungsakten der Minijob-Zentrale zur Versicherungspflicht
geäußert.

Zuständigkeit der Minijob-Zentrale gesetzlich geregelt
Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze wurde jetzt klargestellt, dass die
Befugnisse der Minijob-Zentrale über die bloße Mitteilung des
Nichtvorliegens einer versicherungsfreien geringfügigen Beschäf-
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Einzugsstelle
Einzugsstellen sind die
Krankenkassen, an die der
Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag abzführen
ist. Dies sind die Orts-, Be-
triebs-, Innungs-, Ersatz-
und landwirtschaftlichen
Krankenkassen und die
Knappschaft (Krankenver-
sicherung). Nach § 28h
Abs. 2 SGBIV entscheidet
die Einzugsstelle unter an-
derem über die Versiche-
rungspflicht und die Bei-
tragshöhe zur Kranken-,
Pflege-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung.
Einzugsstelle für geringfü-
gig entlohnte Beschäftigte
ist die Minijob-Zentrale.



tigung hinausgehen. Sie kann durch verbindlichen Bescheid Ver-
sicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits-
losenversicherung feststellen.

Die Minijob-Zentrale teilt dem Arbeitgeber in dem Feststellungs-
bescheid den Tag des Beginns der Versicherungspflicht mit und
fordert ihn zur Anmeldung der versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung bei der zuständigen Krankenkasse auf. Die Abmeldung der
versicherungsfreien geringfügigen Beschäftigung bei der Minijob-
Zentrale hat zum Vortag zu erfolgen.

Pflichten des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat jeden versicherungspflichtigen und jeden
geringfügig Beschäftigten zu melden und den Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag zu zahlen (§§ 28a, 28e SGB IV). Hieraus er-
wächst für den Arbeitgeber die Verpflichtung, das Versicherungs-
verhältnis des jeweiligen Arbeitnehmers zu beurteilen, Beiträge
zu berechnen und ggf. vom Arbeitsentgelt einzubehalten sowie an
die Einzugsstelle abzuführen.

Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, seinem Arbeitgeber die zur
Durchführung des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung
erforderlichen Angaben zu machen und, soweit erforderlich,
Unterlagen vorzulegen (§ 28o SGB IV). Letzteres gilt bei mehreren
Beschäftigungen gegenüber allen beteiligten Arbeitgebern. Dazu
gehört auch, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitgeber über even-
tuelle Vorbeschäftigungen oder über weitere aktuelle Beschäfti-
gungen bei anderen Arbeitgebern informiert. Nur so kann der
jeweilige Arbeitgeber beurteilen, ob bei kurzfristigen oder gering-
fügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen Versicherungsfrei-
heit besteht. Dies ermöglicht die Feststellung, ob sich infolge
einer Zusammenrechnung mit anderen Beschäftigungen ein
Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenzen und damit Versiche-
rungspflicht ergibt.

Nachweisführung in den Entgeltunterlagen
Nach §8 Abs. 2 Nr. 7 Beitragsverfahrensverordnung sind

➔ die Erklärung des kurzfristig geringfügig Beschäftigten über
weitere kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr sowie
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Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag
Zum Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag gehören
die Pflichtbeiträge zur
Kranken-, Pflege-, Ren-
ten- und Arbeitslosenver-
sicherung, die aufgrund
eines Beschäftigungsver-
hältnisses vom Arbeit-
geber an die jeweils zu-
ständige Krankenkasse zu
zahlen sind.



➔ die Erklärung des geringfügig entlohnten Beschäftigten über
weitere Beschäftigungen und

➔ die Zusage des Beschäftigten, die Aufnahme weiterer
Beschäftigungen dem Arbeitgeber anzuzeigen,

zu den Entgeltunterlagen zu nehmen.

Die Dokumentation einer Erklärung des geringfügig entlohnt
Beschäftigten wurde durch das 3. SGB IV Änderungsgesetz neu
eingeführt.

Dieser gesetzlichen Verpflichtung zur Nachweisführung entspricht
der Arbeitgeber, wenn er die notwendigen Angaben zur versiche-
rungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung mittels eines
Einstellungsbogens oder Personalfragebogens beim Arbeitneh-
mer erfragt und sich vom Arbeitnehmer zudem schriftlich bestäti-
gen lässt, dass er die künftige Aufnahme weiterer Beschäftigun-
gen umgehend anzeigt.

Der Personalfragebogen ist eine wertvolle Hilfe für den Arbeitge-
ber zur versicherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung
eines neu angestellten Arbeitnehmers. In diesem wird der Arbeit-
nehmer unter anderem gebeten, Angaben zu seinem Status
(Schüler, Student, Rentner, Arbeitsuchender etc.), zu weiteren
Beschäftigungen bei anderen Arbeitgebern oder zu Vorbeschäfti-
gungszeiten zu machen. Unter www.minijob-zentrale.de (Down-
loadcenter) wird ein Personalfragebogen für geringfügig Beschäf-
tigte, in dem die notwendigen Angaben für eine versicherungs-
rechtliche Beurteilung abgefragt werden, angeboten.

Eintritt der Versicherungspflicht
Sofern die Minijob-Zentrale durch Zusammenrechnung mehrerer
kurzfristiger Beschäftigungen oder mehrerer geringfügig entlohn-
ter Beschäftigungen feststellt, dass ein Überschreiten der Zeit-
grenze von 2 Monaten oder 50 Arbeitstagen bzw. der Entgelt-
grenze von 400 EUR vorliegt, tritt Versicherungspflicht grundsätz-
lich erst mit dem Tag der Bekanntgabe der Feststellung durch die
Minijob-Zentrale ein. Gleiches gilt für die Feststellung eines Ren-
tenversicherungsträgers im Rahmen einer Arbeitgeberprüfung.
Hat es der Arbeitgeber allerdings vorsätzlich oder grob fahrlässig
versäumt, die Beschäftigung sozialversicherungsrechtlich korrekt
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Arbeitgeberprüfung
Die Träger der Rentenver-
sicherung prüfen nach
§ 28p SGBIV bei den
Arbeitgebern, ob diese ihre
Meldepflichten und ihre
sonstigen Pflichten nach
dem SGB, die im Zusam-
menhang mit dem
Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag (= Beiträge
zur Kranken-, Renten-,
Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung) und den
Umlagebeiträgen nach
dem Aufwendungsaus-
gleichsgesetz stehen, ord-
nungsgemäß erfüllen; sie
prüfen insbesondere die
Richtigkeit der Beitrags-
zahlungen und der Mel-
dungen. Prüfungen er-
folgen mindestens alle
4 Jahre.



zu beurteilen, kann Versicherungspflicht durchaus auch rück-
wirkend eintreten.

Als vorsätzliches Handeln bezeichnet man das Wissen und Wollen
des rechtswidrigen Erfolgs. Vorsätzlich werden Sozialversiche-
rungsbeiträge schon dann vorenthalten, wenn der Beitrags-
schuldner die Beitragspflicht für möglich hielt, dabei billigend in
Kauf nahm, den Beitrag nicht abzuführen. Vorsätzlich handelt der
Arbeitgeber zum Beispiel dann, wenn er Hinweise des Beschäftig-
ten oder anderer Personen, die zwangsläufig zu einer anderen
versicherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung hätten
führen müssen, bewusst ignoriert hat.

Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn die Beteiligten die verkehrs-
übliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt haben. Ein-
fachste, jedem einleuchtende Überlegungen wurden also nicht
angestellt. Der Arbeitgeber handelt zum Beispiel dann grob fahr-
lässig, wenn er bei der Einstellung oder bei Vorliegen entspre-
chender Hinweise nichts unternimmt, um den Sachverhalt aufzu-
klären.

Für die Feststellung der Minijob-Zentrale, oder eines Rentenver-
sicherungsträgers im Rahmen der Betriebsprüfung, sind daher
folgende Punkte entscheidungsrelevant bezüglich des Eintritts der
Versicherungspflicht:

➔ Sind in den Entgeltunterlagen die vorgegebenen Nachweise
enthalten? Ist der Arbeitgeber also seinen Aufzeichnungs-
pflichten nachgekommen?

➔ Nahm der Arbeitgeber die sozialversicherungsrechtliche
Beurteilung anhand der vom Arbeitnehmer gemachten
Angaben korrekt vor?
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Kapitalbeteiligung vonMitarbeitern am
Unternehmen

Kapitalbeteiligungen von Mitarbeitern an ihrem Unternehmen
sind jährlich bis zu einem Betrag von 360 EUR steuerfrei. Den-
noch führen sie aber nur in besonderen Fällen zu einer Bei-
tragsfreiheit in der Sozialversicherung.

Viele Unternehmen ermöglichen ihren Mitarbeitern eine Kapital-
beteiligung am Unternehmen. Formen der Vermögensbeteiligung
sind z. B. Belegschaftsaktien, Wandelschuldverschreibungen,
Genussrechte und Genussscheine, Geschäftsanteile, Stammeinla-
gen und stille Beteiligungen. Ziele der Mitarbeiterbeteiligung sind
u. a. die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der finanziel-
len Stabilität des Unternehmens sowie die nachhaltige Bindung
der Mitarbeiter und die Stärkung der Identifikation mit dem Unter-
nehmen. Durch die Vermögensbeteiligung partizipieren die Mit-
arbeiter am wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens.

Die steuerliche Bewertung
Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung der Mitarbeiterkapi-
talbeteiligung (Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz) vom 7. März
2009 (BGBl I S. 451) wurde im Jahr 2009 die Regelung über die
Steuerfreiheit nach § 19a EStG aufgehoben und durch die Vor-
schrift des § 3 Nr. 39 EStG ersetzt. Der Steuerfreibetrag für Vor-
teile des Arbeitnehmers aus der unentgeltlichen oder verbilligten
Überlassung von Vermögensbeteiligungen im Sinne von § 2 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a, b und d bis i und Absatz 2 bis 5 des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes wurde von jährlich 135 EUR auf 360EUR
angehoben. Die Steuerfreiheit wurde zunächst davon abhängig ge-
macht, dass

a) die Vermögensbeteiligung als freiwillige Leistung zusätzlich
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn überlassen und nicht
auf bestehende oder künftige Ansprüche angerechnet wird
und

b) die Beteiligung mindestens allen Arbeitnehmern offensteht,
die im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Angebots ein Jahr oder
länger ununterbrochen in einem gegenwärtigen Dienstver-
hältnis zum Unternehmen stehen.
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Mit dem Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU–Vorgaben sowie
zur Änderung steuerlicher Vorschriften vom 8. April 2010 (BGBl I
S. 386) wurde rückwirkend ab 2. April 2009 die unter Buchstabe a)
genannte Einschränkung gestrichen. Steuerbegünstigt sind dem-
nach auch wieder Mitarbeiterkapitalbeteiligungen, die nicht zu-
sätzlich, sondern durch Entgeltumwandlung finanziert werden.
Dies entspricht der bereits bis 2008 relevanten Rechtslage.

Die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung
Die vorstehend beschriebene Steuerfreiheit führt allerdings nicht
generell zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung. So besteht
in Entgeltumwandlungsfällen – abweichend von der steuerlichen
Behandlung – keine Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung.
Das ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Sozialversicherungsent-
geltverordnung (SvEV). Danach sind nur solche lohnsteuerfreien
Zuwendungen des Arbeitgebers nicht dem Arbeitsentgelt nach
§ 14 SGB IV zuzuordnen, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern
gewährt werden. Sie dürfen also nicht an die Stelle tarifvertraglich
oder arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitslohns treten. Hierbei
spielt es keine Rolle, ob es sich um Ansprüche auf laufendes Ent-
gelt oder auf eine Einmalzahlung handelt.

Beispiel 1

Ein Arbeitgeber überlässt einem Arbeitnehmer als freiwillige zusätzliche
Leistung – also nicht als Ersatz oder anstelle von tariflich oder arbeits-
vertraglich zustehendemLohn– 10 Aktien, aktueller Kurswert 50 EUR.

Lösung:

Der geldwerte Vorteil beträgt 500 EUR (10 × 50 EUR). Nach Abzug des
Freibetrags von 360 EUR verbleibt ein steuerpflichtiger Lohn bzw. ein bei-
tragspflichtiges Arbeitsentgelt in Höhe von 140 EUR.
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Beispiel 2

Ein Arbeitnehmer verwendet kalenderjährlich 400 EUR seinesWeih-
nachtsgeldes für vermögenswirksame Leistungen in Form einer Kapital-
beteiligung im eigenen Unternehmen. Der Arbeitgeber ergänzt diese Ver-
mögensbeteiligung freiwillig um einen Zuschuss von 80 % = 320 EUR.

Lösung:

Der Zuschuss zur Vermögensbeteiligung ist eine zusätzliche Leistung
zum tariflich oder arbeitsvertraglich zustehenden Lohn oder Gehalt. Er ist
lohnsteuerfrei und kein beitragspflichtiges Entgelt, da der Freibetrag von
360 EUR nicht überschritten wird.

Beispiel 3

Ein Arbeitgeber bietet seinen Mitarbeitern den Erwerb von Aktien eines
Unternehmens zum Vorzugspreis von 30 EUR an. Die Aktie wird an der
Börsemit 50 EUR gehandelt. Ein Mitarbeiter erwirbt 30 Aktien und ver-
wendet dafür einen Teil des vertraglich zustehendenWeihnachtsgeldes.

Lösung:

Es handelt sich um eine Entgeltumwandlung. Ermittlung des lohnsteuer-
pflichtigen Betrags:

Betrag Entgeltumwandlung: 900 EUR (30 × 30 EUR)
plus geldwerter Vorteil: 600 EUR (30 × 20 EUR)

1.500 EUR
abzüglich Steuerfreibetrag 360 EUR

1.140 EUR

Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung besteht bei Entgeltumwandlun-
gen nicht. Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt sind sowohl der verwendete
Teil des Weihnachtsgeldes als auch der geldwerte Vorteil = 1.500 EUR.
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Rente und Hinzuverdienst

Rentner der gesetzlichen Rentenversicherung, die sich durch
die Ausübung einer Beschäftigung oder selbstständigen Tätig-
keit noch etwas zur Rente hinzuverdienen, sollten gewisse Hin-
zuverdienstgrenzen beachten. Werden diese überschritten, so
muss der Rentenbezieher mit einer Kürzung seiner Rente rech-
nen. Das Gesetz sieht hierbei unterschiedliche Regelungen vor,
abhängig von der Art der bezogenen Rente (Altersrente, Rente
wegen Erwerbsminderung, Hinterbliebenenrente). Im Einzel-
nen:

Hinzuverdienst zu einer Altersrente
Vor Erreichen der Altersgrenze für eine Regelaltersrente (d. h.
momentan mit Vollendung des 65. Lebensjahrs) ist nur ein Hinzu-
verdienst bis zu monatlich 400EUR rentenunschädlich. Ein
höherer Hinzuverdienst führt grundsätzlich dazu, dass nur noch
eine 2/3-Teilrente, 1/2-Teilrente oder eine 1/3-Teilrente gezahlt
oder die Rente vollständig eingestellt wird. Dies orientiert sich an
individuellen Hinzuverdienstgrenzen unter Berücksichtigung der
Beitragszahlung in den letzten 3 Kalenderjahren vor dem Renten-
beginn (§ 34 SGBVI).

Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft die aktuellen Hinzuver-
dienstgrenzen für einen Altersrentner, der in den letzten 3 Kalen-
derjahren vor Rentenbeginn ein Arbeitsentgelt in Höhe des Durch-
schnittsverdienstes aller Versicherten erzielte.

Anspruch auf
Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Hinzuverdienst zulässig bis zu monatlich

Vollrente
2/3-Teilrente
1/2-Teilrente
1/3-Teilrente

400,00 EUR
996,45 EUR

1.456,35 EUR
1.916,25 EUR

400,00 EUR
883,98 EUR

1.291,98 EUR
1.699,97 EUR

Ein höherer Hinzuverdienst als 1.916,25 EUR/1.699,97 EUR führt zum voll-
ständigenWegfall des Rentenanspruchs.
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Durchschnittsverdienst
Das Durchschnittsentgelt
aller beschäftigten Arbeit-
nehmer wird jährlich
durch die Bundesregie-
rung durch Rechtsverord-
nung bestimmt. Es wird
u. a. für die Entgeltpunkte-
ermittlung bei der Renten-
berechnung benötigt. Der
für das Jahr 2010 vorläufig
bestimmte Durchschnitts-
verdienst beträgt 32.003
EUR (mtl. 2.666,92 EUR).



Beispiel

Der 61-jährige Ewald K. bezieht seit 1.2.2010 eine Vollrente wegen Alters
in Höhe von 1.200 EUR. Er beabsichtigt, ab 1.9.2010 eine Teilzeitbeschäfti-
gung gegen ein Arbeitsentgelt von 500 EUR aufzunehmen.

Lösung:

Die Aufnahme der Beschäftigung hat zur Folge, dass nur noch eine Teil-
rente von 2/3 =monatlich 800 EUR gezahlt werden kann. Wenn die Teilzeit-
beschäftigung reduziert wird und nur ein Arbeitsentgelt bis zumonatlich
400 EUR erzielt wird, verbleibt es bei der Vollrente vonmonatlich
1.200 EUR.

Wer vor dem Rentenbeginn mehr als den Durchschnittsverdienst
erzielt hatte, für den gelten für eine 2/3-Teilrente, 1/2-Teilrente
oder 1/3-Teilrente entsprechend höhere Hinzuverdienstgrenzen,
bei einem geringeren Arbeitsentgelt niedrigere Werte, mindestens
jedoch die Hälfte der genannten Beträge.

Nach Erreichen der Altersgrenze für eine Regelaltersrente darf
unbegrenzt hinzuverdient werden, ohne dass dies den Rentenan-
spruch schmälert.

Hinzuverdienst zu einer Rente wegen Erwerbsminderung
Bei Bezug einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller
Höhe ist nur ein Hinzuverdienst bis zu monatlich 400 EUR renten-
unschädlich.

Bei einem höheren (Brutto-)Hinzuverdienst kann grundsätzlich nur
noch eine 3/4-Teilrente, 1/2-Teilrente oder eine 1/4-Teilrente gezahlt
werden bzw. es kommt zu einer vollständigen Renteneinstellung.
Dies orientiert sich an individuellen Hinzuverdienstgrenzen unter
Berücksichtigung der Beitragszahlung in den letzten 3 Kalender-
jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung (§ 96a SGBVI). Des Wei-
teren wird der Rentenversicherungsträger bei höheren Hinzuver-
diensten grundsätzlich prüfen, ob der Rentner überhaupt noch die
medizinischen Voraussetzungen für einen Rentenanspruch erfüllt.
Für Bezieher einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
gelten ähnliche Regelungen.

Die folgende Tabelle enthält beispielhaft die aktuellen Hinzuver-
dienstgrenzen für Bezieher einer Rente wegen Erwerbsminde-
rung, die in den letzten 3 Kalenderjahren vor Eintritt der Erwerbs-
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minderung ein Arbeitsentgelt in Höhe des Durchschnittsverdien-
stes aller Versicherten erzielten:

Anspruch auf
Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Hinzuverdienst zulässig bis zu monatlich

Rente wegen voller Erwerbsminderung

Vollrente
3/4-Teilrente
1/2-Teilrente
1/4-Teilrente

400,00 EUR
1.303,05 EUR
1.762,95 EUR
2.146,20 EUR

400,00 EUR
1.155,98 EUR
1.563,97 EUR
1.903,96 EUR

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung

Vollrente
1/2-Teilrente

1.762,95 EUR
2.146,20 EUR

1.563,97 EUR
1.903,96 EUR

Ein höherer Hinzuverdienst als 2.146,20 EUR/1.903,96 EUR führt zum
vollständigen Ruhen der Rente.

Beispiel

Kurt B. erhält eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung in voller
Höhe vonmonatlich 650 EUR. Vor Eintritt der Erwerbsminderung war er
Durchschnittsverdiener. Er arbeitet jetzt im Rahmen seines verbliebenen
Leistungsvermögens in Speyer gegen ein Arbeitsentgelt in Höhe von
monatlich 1.600 EUR. Es wurde ihm eine Erhöhung der Arbeitszeit und
eine Erhöhung desmonatlichen Arbeitsentgelts auf 1.800 EUR in Aussicht
gestellt.

Lösung:

Mit dem bisherigen Arbeitsentgelt wird die Hinzuverdienstgrenze nicht
überschritten. Ein höheres Arbeitsentgelt vonmonatlich 1.800 EUR hätte
zur Folge, dass seine Erwerbsminderungsrente nur noch zur Hälfte =
monatlich 325 EUR gezahlt werden würde.

Wer vor dem Rentenbeginn mehr als den Durchschnittsverdienst
erzielte, für den gelten für eine Teilrente wegen voller Erwerbs-
minderung oder einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
entsprechend höhere Hinzuverdienstgrenzen. Bei einem geringe-
ren Arbeitsentgelt gelten niedrigere Werte. Mindestens jedoch ist
die Hälfte der genannten Beträge maßgeblich.

Grenzwertüberschreitung
Die vorgenannten monatlichen Grenzwerte dürfen während eines
laufenden Beschäftigungsverhältnisses zweimal pro Kalenderjahr
bis zum doppelten Wert überschritten werden (z. B. durch Weih-
nachtsgeld, Urlaubsgeld, Überstunden oder Änderung der Ver-
tragsverhältnisse), ohne dass dies die Höhe des Rentenanspruchs
beeinträchtigt.
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Mitteilungen zumHinzuverdienst
Die zum Zeitpunkt des Rentenbeginns maßgebenden individuellen
Hinzuverdienstgrenzen werden dem Rentner in seinem Rentenbe-
scheid mitgeteilt. Die hierin genannten Werte haben aber nur im
Jahr des Rentenbeginns aktuelle Gültigkeit. Rentner, die künftig
eine Beschäftigung aufnehmen möchten oder bereits beschäftigt
sind, haben die Möglichkeit, ihre aktuell gültigen individuellen
Hinzuverdienstgrenzen bei ihrem Rentenversicherungsträger zu
erfragen. Damit können sie ungewollte Grenzwertüberschreitun-
gen und Rentenminderungen vermeiden.

Anrechnung von Einkommen auf Hinterbliebenenrenten
Nach §97 SGBVI werden Renten an Hinterbliebene (z. B. Witwen-
renten, Witwerrenten, Waisenrenten) gekürzt, wenn ihr sonstiges
Einkommen bestimmte Freibeträge überschreitet. Zu dem anre-
chenbaren Einkommen zählt unter anderem auch der Verdienst
aus einer Beschäftigung.

Die Regelungen zur Einkommensanrechnung sehen vor, dass aus
dem Bruttoarbeitsentgelt durch Kürzung um 40 % ein pauschales
Nettoarbeitsentgelt ermittelt wird. Hiervon ist dann folgender der-
zeitiger monatlicher Freibetrag abzuziehen:

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Freibetrag für Witwen-, Wit-
wer- und Erziehungsrenten

Erhöhungsbetrag für jedes
waisenrentenberechtigte Kind

718,08 EUR

152,32 EUR

637,03 EUR

135,13 EUR

Freibetrag für Waisenrente 478,72 EUR 424,69 EUR

Überschreitet das pauschale Nettoarbeitsentgelt den Freibetrag,
so werden von dem verbleibenden Betrag 40% auf die Hinter-
bliebenenrente angerechnet.
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Beispiel

Eine Rentnerin aus München bezieht monatlich eine Witwenrente in Höhe
von 600EUR. Sie hat ein Kind im Alter von 6 Jahren und nimmt am
1.7.2010 eine Beschäftigung mit einem Arbeitsentgelt vonmonatlich
1.800 EUR (Brutto) auf.

Prüfung der Einkommensanrechnung

Monatliches Bruttoarbeitsentgelt 1.800,00 EUR
abzüglich 40 % 720,00 EUR

Pauschales Nettoarbeitsentgelt 1.080,00 EUR
abzüglich Freibetrag (718,08 EUR + 152,32 EUR =) 870,40 EUR

verbleiben 209,60 EUR
Einkommensanrechnung 40 % 83,84 EUR

DiemonatlicheWitwenrente ist um 83,84 EUR zu kürzen.

Keine Einkommensanrechnung erfolgt bei Witwen- und Witwer-
renten bis zum Ende des dritten Kalendermonats nach Ablauf des
Monats, in dem der Ehegatte verstorben ist, sowie bei Waisenren-
ten bis zum 18. Lebensjahr der Waise.

Auswirkungen eines Rentenbezugs auf die Sozialversicherungs-
pflicht und Beitragspflicht einer zeitgleichen Beschäftigung
Die einschlägigen Sozialversicherungsgesetze sehen folgende
Ausnahmen von der Versicherungs- und Beitragspflicht einer
Beschäftigung vor:

➔ Beschäftigte, die eine Vollrente wegen Alters beziehen, sind
rentenversicherungsfrei (§ 5 Abs. 4 Nr. 1 SGBVI). Der Arbeit-
geber hat jedoch gleichwohl seinen Beitragsanteil zu zahlen,
der bei Vorliegen von Versicherungspflicht fällig wäre.

➔ Beschäftigte, die eine Rente wegen voller Erwerbsminderung
beziehen, sind versicherungsfrei in der Arbeitslosenversiche-
rung.
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Berufseinsteigerbonus –
heute schon anmorgen denken

Gerade mit der Schule fertig, beginnt für viele Schulabgänger
ein neuer Abschnitt: der Einstieg in das Berufsleben. Zwar sind
Auszubildende mit der ersten Vergütung automatisch gesetz-
lich rentenversichert. Doch in ihre Altersvorsorge sollten auch
sie zusätzlich investieren, und zwar frühzeitig. Dann winkt auch
ein Bonus.

Die Bundesregierung weist für die neuen Berufseinsteiger darauf
hin, dass es sich für sie lohnt, einen Riester-Vertrag abzuschlie-
ßen. Ab einer jährlichen Zusatzversicherung in Höhe von 4 % des
rentenversicherungspflichtigen Einkommens gibt es einen An-
spruch auf 154 EUR staatliche Zulage. Der Eigenbetrag muss
mindestens 60 EUR jährlich oder 5 EUR monatlich betragen. Für
die Auszubildenden gibt es noch eine zusätzliche Finanzspritze
vom Staat. Wer bis zu seinem 25. Lebensjahr einen solchen Ver-
trag abschließt, erhält einen einmaligen Bonus von 200 EUR.
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Aufgeschoben ist nicht aufgehoben 

Die Einrichtung von Weiterleitungsstellen ist zunächst auf das 
Jahr 2012 verschoben worden. 

Ab dem 1. Januar 2011 sollten die Arbeitgeber auf Wunsch Bei­
träge, Beitragsnachweise und Meldungen gebündelt an eine soge­
nannte Weiterleitungsstelle statt an eine oder mehrere Einzugs­
stellen entrichten bzw. abgeben können. Als Weiterleitungsstellen 
sollten Krankenkassen sowie Verbünde, Arbeitsgemeinschaften 
oder Verbände von Krankenkassen fungieren. 

Festgelegt wurde dies bereits im Jahr 2007 im Rahmen des dama­
ligen „Gesetzes zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen 
Krankenversicherung“. Beabsichtigt waren damit eine Vereinfa­
chung im Beitragseinzug und eine administrative Entlastung der 
Arbeitgeber. 

Trotz dieser begrüßenswerten Zielsetzung begegnete der Rege­
lung allerdings Kritik. Denn die Einrichtung zusätzlicher Stellen 
bringt zusätzlichen Verwaltungsaufwand mit sich. Einsparungen 
waren demgegenüber allenfalls in geringem Maße zu erwarten, 
da seit 2007 die Anzahl von Einzugsstellen weiter gesunken und 
die Automatisierung der Datenerfassung und -übermittlung wei­
ter fortgeschritten ist. Hinzu kam im Jahr 2009 die Einführung des 
einheitlichen Beitragssatzes zur gesetzlichen Krankenversiche­
rung, die eine weitere Vereinfachung der Beitragsabrechnung mit 
sich brachte. 

In dem vor Kurzem abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahren 
zum „Dritten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial­
gesetzbuch und anderer Gesetze“ (BGBl. I S. 1127) war daher ur­
sprünglich beabsichtigt, gänzlich auf Weiterleitungsstellen zu ver­
zichten. Entschieden hat sich der Gesetzgeber dann letzten Endes 
dazu, den Termin für ihre Einführung um ein Jahr zu verschieben, 
um „die Option für eine Weiterentwicklung des Konzepts offenzu­
halten.“ 
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Die nunmehr zur Verfügung stehende Zeit soll insbesondere 
genutzt werden, zu analysieren, ob die zu erwartenden geringen 
Einsparungen bei den Unternehmen die Kosten der Kranken­
kassen zum Einrichten und Betreiben der Weiterleitungsstellen 
rechtfertigen. Ferner wird geprüft, ob diese Stellen mit weiteren 
Funktionen betraut werden können, welche die Wirtschaft als 
auch die Krankenkassen spürbar entlasten. 

Wie ein verändertes Konzept aussieht und welche Neuerungen 
sich möglicherweise ergeben, ist derzeit noch offen und bleibt 
abzuwarten. 

SUMMA SUMMARUM wird Sie über die weitere Entwicklung infor­
mieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 
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Versicherungsrechtliche Beurteilung von 
Teilnehmern dualer Studiengänge 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 1. Dezember 
2009, B 12 R 4/08 R festgestellt, dass Teilnehmer an dualen 
praxisintegrierten Studiengängen regelmäßig nicht als Be­
schäftigte gegen Arbeitsentgelt sozialversicherungspflichtig 
sind. Die bisherige Rechtsauffassung der Sozialversicherungs­
träger wurde damit nicht bestätigt. 

Die Sozialversicherungsträger folgen der BSG-Rechtsprechung 
und haben deren Auswirkungen in der gemeinsamen Verlaut­
barung „Versicherungsrechtliche Beurteilung von Teilnehmern 
an dualen Studiengängen“ dargestellt und mit Datum vom 5. Juli 
2010 veröffentlicht. Die folgenden Ausführungen fassen den Inhalt 
dieser ausführlichen Verlautbarung zusammen. 

Gemeinsame Verlautba­
rung „Versicherungs­
rechtliche Beurteilung 
von Teilnehmern an dua­
len Studiengängen“ 
Download unter folgender 
Adresse im Internet: 
http://www.deutsche­
rentenversicherung.de 
(siehe dort unter Zielgrup­
pen „Arbeitgeber und 
Steuerberater“ ➔ Publika­
tionen ➔ Gemeinsame 
Rundschreiben für das 
Jahr 2010 ➔ Versiche­
rungsrechtliche Beurtei­
lung von Teilnehmern dua­
ler Studiengänge) 

Duale Studiengänge 
Duale Studiengänge verbinden die betriebliche Aus- bzw. Weiter­
bildung oder bisherige Berufstätigkeit mit einem theoretischen 
Hochschulstudium. Sie beinhalten neben den theoretischen Lern­
phasen regelmäßig einen hohen Anteil an Lernphasen in betrieb­
licher Praxis, wobei beide Phasen sowohl organisatorisch als auch 
bezogen auf die Lernprozesse miteinander verzahnt sind. Zwi­
schen Studierenden und Kooperationsbetrieben bestehen vertrag­
liche Vereinbarungen (z. B. Ausbildungs-, Praktikanten- oder 
Arbeitsvertrag). 

Teilnehmer dualer Studiengänge lassen sich ihrem Erscheinungs­
bild nach nicht klar und eindeutig dem Typus Beschäftigter oder 
Student zuordnen. Für die versicherungsrechtliche Einordnung ist 
bedeutend, ob ein prägender oder enger innerer Zusammenhang 
zwischen Studium und Tätigkeit besteht und ob die praktische 
Ausbildung im Wesentlichen betrieblich oder nichtbetrieblich 
gelenkt und geregelt wird. 

Nachfolgend werden die verschiedenen dualen Studiengänge defi­
niert und versicherungsrechtlich beurteilt sowie abschließend 
abgegrenzt zu vorgeschriebenen Zwischenpraktika klassischer 
Studiengänge. 
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Ausbildungsintegrierte duale Studiengänge 
Ausbildungsintegrierte duale Studiengänge dienen der berufli­
chen Erstausbildung und verbinden das Studium mit einer 
betrieblichen Ausbildung, regelmäßig in einem anerkannten Aus­
bildungsberuf. Voraussetzung für die Aufnahme eines ausbil­
dungsintegrierten dualen Studiengangs ist daher in der Regel ein 
abgeschlossener Ausbildungsvertrag mit einem Betrieb. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung 
Teilnehmer an ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 
sind zur Berufsausbildung versicherungspflichtig Beschäftigte in 
den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung, auch wenn aus­
nahmsweise kein Arbeitsentgelt gezahlt wird. Endet die Berufs­
ausbildung vor Abschluss des Studiums, besteht das versiche­
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnis fort, sofern der Betrieb 
(weiter) Arbeitsentgelt zahlt. Ohne Entgeltzahlung endet die Versi­
cherungspflicht, da keine Beschäftigung zur Berufsausbildung 
mehr vorliegt. 

Berufsintegrierte und berufsbegleitende duale Studiengänge 
Berufsintegrierte/berufsbegleitende duale Studiengänge sind auf 
berufliche Weiterbildung nach bereits beendeter Berufsausbil­
dung ausgerichtet. Die Tätigkeit im Betrieb wird zeitlich den Erfor­
dernissen des Studiums angepasst. In der Regel besteht keine 
inhaltliche Verzahnung von theoretischer und praktischer Ausbil­
dung, aber regelmäßig ein inhaltlicher Bezug zwischen berufli­
cher Tätigkeit und Studium. Berufsintegrierte duale Studiengänge 
können in enger zeitlicher Verzahnung mit der weiterhin ausgeüb­
ten Berufstätigkeit stehen (regelmäßiger Wechsel von Studium 
und Beschäftigung). Berufsbegleitende duale Studiengänge wer­
den neben der bisherigen Berufstätigkeit absolviert und können 
sowohl in klassischer Weise als auch in einer dem Fern-/Abend­
studium ähnlichen Weise durchlaufen werden. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung 
Ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis gegen 
Arbeitsentgelt in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung 
besteht während der gesamten Dauer des Studiums fort, wenn 
das beruflich weiterführende (berufsintegrierte/-begleitende) Stu­
dium mit der Beschäftigung in einem prägenden oder engen inne­
ren Zusammenhang steht. Die Frage dieses Zusammenhangs ist 
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für die Würdigung des Erscheinungsbilds als Beschäftigter oder 
Student primär maßgeblich. Weniger oder gar nicht relevant ist für 
diese Feststellung der Umstand, inwieweit die Beschäftigung in 
der vorlesungsfreien Zeit dem Studium (nach Zweck und Dauer) 
zugeordnet ist. Ein prägender oder enger innerer Zusammenhang 
zwischen bisheriger Beschäftigung und Studium ist anzunehmen, 
wenn 

➔	 das Arbeitsverhältnis vom Umfang her den Erfordernissen des 
Studiums anpasst wird und der Arbeitnehmer während der 
Vorlesungszeit vom Arbeitgeber von der Arbeitsleistung frei­
gestellt ist, 

➔	 die Beschäftigung im erlernten Beruf (nicht berufsfremd) 
während der vorlesungsfreien Zeit grundsätzlich in Vollzeit 
ausübt wird, und 

➔	 während des Studiums weiterhin Arbeitsentgelt – ggf. gekürzt 
– oder in Form einer Ausbildungs- oder Studienförderung 
(fort-)gezahlt wird. 

Die Freistellung von der Arbeitsleistung auch in der vorlesungs­
freien Zeit, die Auflösung des ursprünglichen Arbeitsverhältnisses 
mit anschließendem Abschluss eines als „Ausbildungsdienstver­
hältnis“ bezeichneten neuen Vertrags oder ein brancheninterner 
Arbeitgeberwechsel zu Beginn des Studiums vermögen nichts am 
Fortbestand der Sozialversicherungspflicht zu ändern. 

Arbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit und damit anteilig ihr Arbeits­
entgelt nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz reduzieren, um 
ein Studium aufzunehmen, gehören nicht zu Teilnehmern an 
berufsintegrierten/-begleitenden dualen Studiengängen. In diesen 
Fällen besteht regelmäßig kein prägender oder enger innerer 
Zusammenhang zwischen der allein vom Umfang her den Erfor­
dernissen des Studiums angepassten Beschäftigung (ohne Frei­
stellung) und dem Studium. Die Grenzen verlaufen hier allerdings 
fließend. Diese Studierenden stehen grundsätzlich in einem 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis; sie kön­
nen unter das Werkstudentenprivileg fallen. 
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Werkstudentenprivileg 
Gegen Arbeitsentgelt be­
schäftigte, ordentliche 
Studierende sind in der 
Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung 
unter bestimmten Voraus­
setzungen nach § 6 Abs. 1 
Nr. 3 SGB V und § 27 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 SGB III ver­
sicherungsfrei. 



Praxisintegrierte duale Studiengänge 
Praxisintegrierte duale Studiengänge weisen einen hohen Anteil 
berufspraktischer Phasen auf. Im Unterschied zu klassischen Stu­
diengängen (mit Praxisbezug) wird das Studium mit einer Tätigkeit 
in Betrieben derart verbunden, dass die Praxis inhaltlich und zeit­
lich mit der theoretischen Ausbildung verknüpft ist. Durch eine 
enge organisatorische und lehrplanmäßige Verzahnung zwischen 
den Lernorten Hochschule und Betrieb wird ein Teil der für den 
Studienabschluss erforderlichen Kompetenzen im Betrieb erwor­
ben und bewertet. Instrumente der Verzahnung sind u. a. Rah­
menausbildungspläne der kooperierenden Betriebe, Abstim­
mungsverfahren zwischen Betrieb und Hochschule, Zielvereinba­
rungen oder Grundsätze für die Eignung von Betrieben und ähn­
lichen Abkommen. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung 
Aufgrund der neuen BSG-Rechtsprechung sind Teilnehmer an 
praxisintegrierten dualen Studiengängen – unabhängig von einer 
finanziellen Förderung durch einen Arbeitgeber/Kooperations­
betrieb – weder als gegen Arbeitsentgelt noch als zur Berufsaus­
bildung versicherungspflichtig Beschäftigte anzusehen, auch 
nicht in berufspraktischen Phasen; diese werden im Rahmen und 
als Bestandteil einer Hochschulausbildung absolviert. 

Demgegenüber liegt eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
vor, wenn dem Studium ein entgeltliches Beschäftigungsverhält­
nis beim Kooperationsbetrieb voran geht und auch – gemäß den 
Voraussetzungen, wie sie für Teilnehmer berufsintegrierter/-be­
gleitender dualer Studiengänge gelten – fortbesteht. 

Umsetzung der BSG-Rechtsprechung 
Da die Sozialversicherungsträger aufgrund des BSG-Urteils vom 
1. Dezember 2009 ihre bisherige Rechtsauffassung aufgeben und 
dieser Entscheidung folgen, sind die Teilnehmer an praxisinte­
grierten dualen Studiengängen von den Arbeitgebern spätestens 
ab dem Wintersemester 2010/2011 nach den dargestellten Grund­
sätzen versicherungsrechtlich zu beurteilen und die Versiche­
rungsverhältnisse ggf. umzustellen. 
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Praxisintegrierte duale Studiengänge der öffentlichen 
Verwaltung 
Praxisintegrierte duale Studiengänge an den Fachhochschulen für 
öffentliche Verwaltung dienen der Ausbildung der Anwärter für die 
Laufbahn des gehobenen Dienstes, wobei der Zugang zur Ausbil­
dung und damit auch zum Studium über die Einstellungsbehörde 
erfolgt. Die Studierenden stehen während ihrer Ausbildung bei 
Zahlung laufender Bezüge in einem Beamtenverhältnis auf Wider­
ruf oder in einem privatrechtlichen Anstellungs-/Ausbildungs­
verhältnis. Mit dem erfolgreichen Abschluss der Ausbildung (Lauf­
bahnprüfung) erlangt der Studienteilnehmer die Laufbahnbefähi­
gung für den gehobenen Dienst. Die Besonderheit dieser Studien­
gänge liegt darin, dass vordergründig ein Arbeits-/Beamtenver­
hältnis auf Widerruf begründet wird, das ein Studium einschließt. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung 
Teilnehmer an praxisintegrierten dualen Studiengängen an den 
Fachhochschulen für öffentliche Verwaltung stehen in einem ver­
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis im Rahmen 
betrieblicher Berufsbildung; im Beamtenverhältnis auf Widerruf 
sind sie grundsätzlich sozialversicherungsfrei. 

Beamte auf Widerruf 
sind in ihrem Dienstver­
hältnis versicherungsfrei 
in der Kranken-, Renten-
und Arbeitslosenversiche­
rung. Sofern sie sich frei­
willig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ver­
sichern, unterliegen sie 
der Pflichtversicherung in 
der gesetzlichen Pflege­
versicherung. 

Vorgeschriebene Praktika klassischer Studiengänge 
Die in einer Ausbildungs-, Studien- oder Prüfungsordnung vorge­
schriebenen Zwischenpraktika klassischer Studiengänge dienen 
dem Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrun­
gen zur Vorbereitung, Unterstützung oder Vervollständigung der 
Ausbildung für den künftigen Beruf. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung 
Diese Praktika werden regelmäßig betrieblich gelenkt und daher 
als Beschäftigung im Rahmen betrieblicher Berufsbildung ausge­
übt. Die Praktikanten fallen unter das Werkstudentenprivileg und 
sind zudem rentenversicherungsfrei, sofern sie als ordentlich 
Studierende immatrikuliert bleiben. Praktika, die ausnahmsweise 
im Wesentlichen nicht betrieblich, sondern durch die Hoch- oder 
Fachhochschule aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Vor­
schriften geregelt und gelenkt werden, werden nicht als Beschäf­
tigung im Rahmen betrieblicher Berufsbildung ausgeübt, sondern 
sind Bestandteil des Hoch- bzw. Fachhochschulstudiums und 
daher nicht versicherungspflichtig. 

Werkstudentenprivileg 
Siehe Anmerkung auf 
Seite 6! 

Ordentlich Studierende, 
die während der Dauer 
ihres Studiums an einer 
Hoch- oder Fachhoch­
schule ein Zwischenprak­
tikum absolvieren, das in 
einer Ausbildungs-, Stu­
dien- oder Prüfungsord­
nung vorgeschrieben ist, 
sind nach § 5 Abs. 3 SGB VI 
rentenversicherungsfrei. 
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Verlängerung der Sonderregelungen beim 
Kurzarbeitergeld 

Das arbeitsmarktpolitische Instrument der Kurzarbeit trug 
erheblich dazu bei, den deutschen Arbeitsmarkt seit Beginn der 
Wirtschafts- und Finanzkrise zu stabilisieren. Ein Anstieg der 
Arbeitslosigkeit in größerem Umfang konnte verhindert wer­
den. 

Seit 1. Februar 2009 werden den Arbeitgebern die von ihnen allein 
zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge durch die Bundesagen­
tur für Arbeit hälftig in pauschalierter Form erstattet. Wenn der 
Arbeitgeber die von Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in der Zeit der Kurzarbeit qualifiziert, geschieht 
dies sogar in voller Höhe (SUMMA SUMMARUM Ausgabe 2/2009). 

Seit dem 1. Juli 2009 werden ab dem siebten Monat der Kurzarbeit 
die vom Arbeitgeber allein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge 
auch dann in voller Höhe von der Bundesagentur für Arbeit über­
nommen, wenn der Arbeitgeber seine Mitarbeiter während der Kurz­
arbeit nicht qualifiziert (SUMMA SUMMARUM Ausgabe 4/2009). 

Höhepunkt der Kurzarbeit ist bereits überschritten 
Zwar geht die Zahl der Kurzarbeiter kontinuierlich zurück und 
erreichte im April 2010 nur noch rund ein Drittel des Höhepunkts 
vom Mai 2009, aber nach wie vor entlastet Kurzarbeit den Arbeits­
markt. Am 8. Juli 2010 hat der Bundestag in Dritter Lesung den 
Entwurf des Beschäftigungschancengesetzes beschlossen 
(Beschluss im Bundesrat: 24. September 2010). Durch dieses 
Gesetz werden die bisherigen, bis zum 31. Dezember 2010 befri­
steten Regelungen bis zum 31. März 2012 verlängert und modifi­
ziert. 

Die Regelungen hier noch einmal im Einzelnen: 

Erstattung der vom Arbeitgeber allein zu tragenden 
Sozialversicherungsbeiträge 
Die vom Arbeitgeber allein zu tragenden Sozialversicherungsbei­
träge bei Kurzarbeit werden durch die Bundesagentur für Arbeit 
auch weiterhin, bis einschließlich März 2012, von Beginn der 
Kurzarbeit hälftig in pauschalierter Form erstattet. Wenn der 
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Arbeitgeber die von Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in der Zeit der Kurzarbeit qualifiziert, werden 
ihm diese Beiträge in pauschalierter Form sogar voll erstattet. 

Auch die Regelung der vollen pauschalierten Erstattung der auf die 
Kurzarbeit entfallenden Sozialversicherungsbeiträge für Arbeit­
geber, bei denen in einem Betrieb seit dem 1. Januar 2009 mindes­
tens 6 Monate Kurzarbeit durchgeführt wurde, wird entsprechend 
verlängert. Die Regelung wird aber in einem Punkt modifiziert: 
Gemäß der noch bis 31. Dezember 2010 geltenden Fassung reicht 
es für eine volle Erstattung aus, dass in irgendeinem Betrieb des 
Arbeitgebers 6 Monate kurzgearbeitet wurde. Ab 1. Januar 2011 
bis 31. März 2012 wird es bei Arbeitgebern mit mehreren Betriebs­
standorten hierzu nötig sein, dass zuvor im konkreten Betrieb 
selbst mindestens 6 Monate kurzgearbeitet wurde. 

Da das Gesetz keine Übergangsregelung enthält, bedeutet dies, 
dass ein Betrieb eines Arbeitgebers, für den die vollen vom Arbeit­
geber allein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge deshalb 
pauschal erstattet wurden, weil schon in einem anderen Betrieb 
des Arbeitgebers 6 Monate kurz gearbeitet wurde, ab Januar 2011 
die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge nur noch hälftig 
erfolgt. Dies gilt dann so lange, bis der Zeitpunkt erreicht ist, dass 
im konkreten Betrieb selbst 6 Monate lang kurzgearbeitet wurde. 

Umfang des Arbeitsausfalls 
Der Bezug von Kurzarbeitergeld kommt auch für einzelne Arbeit­
nehmer in Betracht, soweit diese von einem Entgeltausfall von 
jeweils mehr als 10 % betroffen sind, also auch wenn das Drittel­
erfordernis bei den Mindestvoraussetzungen nicht erfüllt wird. Drittelerfordernis 

Ein Arbeitsausfall ist 
erheblich, wenn im jewei­
ligen Kalendermonat 
(Anspruchszeitraum) 
mindestens ein Drittel der 
in dem Betrieb beschäftig­
ten Arbeitnehmer von 
einem Entgeltausfall von 
jeweils mehr als 10 % ihres 
monatlichen Bruttoent­
gelts betroffen ist; dabei 
sind Auszubildende nicht 
mitzuzählen. 

Abbau von Arbeitszeitguthaben 
Arbeitszeitsalden müssen auch weiterhin nicht vorrangig vor der 
Einführung von Kurzarbeit abgebaut werden. 

Bemessung des Kurzarbeitergeldes 
Bei der Ermittlung der Höhe des Kurzarbeitergeldes bleiben bis 
zum 31. März 2012 vorangegangene kollektivrechtliche Beschäfti­
gungssicherungsvereinbarungen, die ab dem 1. Januar 2008 vor­
übergehende Änderungen der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit 
zum Inhalt haben und somit zu einem geringeren Einkommen füh­
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ren, bei der Feststellung der Differenz zwischen Soll- und Ist-Ent­
gelt weiterhin außer Betracht. Diese Regelung gilt im Übrigen 
auch für die Berechnung des Arbeitslosengeldes. 

Sonderregelung für Leiharbeitnehmer 
Auch die Sonderregelung für Leiharbeitnehmerwird bis zum 31. März 
2012 verlängert, sodass auch bei einem Verleiher Beschäftigte 
weiterhin einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben können. 

Bezugsdauer 
Nicht erfasst vom Beschäftigungschancengesetz wird die Bezugs­
dauer des Kurzarbeitergeldes. Hier gelten die bisherigen durch 
Rechtsverordnung festgelegten Bezugsdauern weiter. 

Wurde mit der Kurzarbeit in der Zeit vom 1. Januar 2009 bis zum 
31. Dezember 2009 begonnen, beträgt die maximale Bezugsdauer 
24 Monate. Für Kurzarbeit, die in der Zeit vom 1. Januar 2010 bis 
zum 31. Dezember 2010 begonnen wurde, beträgt die maximale 
Bezugsdauer 18 Monate. 

Die Rechtsverordnungen stellen sicher, dass Betriebe, die mit der 
Kurzarbeit zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb des Jahres 2009 
bzw. 2010 begonnen haben, generell die maximale 24-monatige 
bzw. 18-monatige Regelbezugsdauer nutzen können. 

Sonderregelung für das Gerüstbauhandwerk 
Auch die Sonderregelung für das Gerüstbauhandwerk wird bis 
zum 31. März 2012 verlängert, sodass das bisherige spezifische 
System der Winterbauförderung (sogenanntes Überbrückungs­
geld) fortgeführt werden kann. Damit wird dem Gerüstbauerhand­
werk die Möglichkeit eröffnet, die bislang noch nicht erfolgte 
Anpassung der maßgeblichen Tarifverträge vorzunehmen. Die 
Sonderregelung stellt für den Gerüstbau sicher, dass auch für Zei­
ten mit Überbrückungsgeld Zuschuss-Wintergeld gezahlt werden 
kann. 
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Ausgleichsverfahren nach dem AAG: 
Klarstellungen für die betriebliche Praxis 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben in jün­
gerer Vergangenheit verschiedene Fragen im Zusammenhang 
mit dem Ausgleich von Arbeitgeberaufwendungen nach dem 
Aufwendungsausgleichgesetz (AAG), dem sogenannten U1- und 
U2-Verfahren, erörtert. SUMMA SUMMARUM hat die Ergebnisse 
für Sie zusammengefasst. 

Allgemeines 
Am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzah­
lung bei Arbeitsunfähigkeit (U1-Verfahren) nehmen die Arbeitge­
ber teil, die in der Regel nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschäf­
tigen. Die zur Berufsausbildung Beschäftigten bleiben hierbei 
unberücksichtigt. Am Aufwendungsausgleich für Mutterschafts­
leistungen (U2-Verfahren) sind Arbeitgeber hingegen unabhängig 
von der Anzahl der Arbeitnehmer immer beteiligt. 

U1-Verfahren 
Die Krankenkassen erstat­
ten denjenigen Arbeitge­
bern, die in der Regel nicht 
mehr als 30 Arbeitnehmer 
beschäftigen (ohne die zu 
ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten), bis zu 80 % 
des von ihnen bei Arbeits­
unfähigkeit oder während 
Rehabilitationsmaß­
nahmen fortgezahlten 
Arbeitsentgelts zuzüglich 
der darauf entfallenden 
Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung. Die 
Arbeitgeber zahlen dafür 
eine Umlage. 

U2-Verfahren 
Während der Schutzfristen 
gezahlte MuG-Zuschüsse 
(§ 14 MuSchG) sowie bei 
Beschäftigungsverbot 
(§ 11 MuSchG) gezahltes 
Arbeitsentgelt werden er­
stattet (inkl. AG-Anteile 
zur Sozialversicherung). 

Die Gesamtzahl der beschäftigten Arbeitnehmer bei einem Arbeit­
geber ist aus allen zu diesem gehörigen Betrieben oder Betriebs­
teilen zu ermitteln. 

Die Mittel für die Durchführung der Ausgleichsverfahren werden 
durch Umlagebeträge der Arbeitgeber aufgebracht. Dabei sind die 
Aufwendungen im U1-Verfahren einerseits und im U2-Verfahren 
andererseits getrennt zu finanzieren. Bemessungsgrundlage für 
die Umlagebeträge ist das Arbeitsentgelt, nach dem die Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung der im Betrieb beschäftigten 
Arbeitnehmer bemessen werden bzw. bei Versicherungspflicht zu 
bemessen wären. 

Die Höhe der Umlagen im U1- und U2-Verfahren wird von der 
jeweiligen Einzugsstelle festgelegt. Die Einzugsstellen erstatten 
den Arbeitgebern im U1-Verfahren bis zu 80 % und im U2-Verfah­
ren stets 100 % ihrer Aufwendungen für die Entgeltfortzahlung bei 
Arbeitsunfähigkeit bzw. im Fall der Mutterschaft. 

Einzugsstelle 
Einzugsstellen sind die 
Krankenkassen, an die der 
Gesamtsozialversiche­
rungsbeitrag abzuführen 
ist. Dies sind die Orts-, Be­
triebs- und Innungskran­
kenkassen, die landwirt­
schaftlichen Krankenkas­
sen, die Knappschaft als 
Krankenversicherungsträ­
ger und die Ersatzkassen. 
Nach § 28h Abs. 2 SGB IV 
entscheidet die Einzugs­
stelle unter anderem über 
die Versicherungspflicht 
und die Beitragshöhe zur 
Kranken-, Pflege-, Ren-
ten- und Arbeitslosenver­
sicherung. Einzugsstelle 
für geringfügig entlohnte 
Beschäftigte ist die Mini­
job-Zentrale. 

Betriebssitz im Ausland 
In die Bemessung der Umlagen nach dem AAG sind auch die 
Arbeitsentgelte der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer einzu­
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beziehen, für die nach den Regelungen des europäischen Gemein­
schaftsrechts die deutschen Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit gelten. Dies gilt auch für solche Arbeitgeber, die ihren 
Betriebssitz im Ausland haben und Arbeitnehmer in Gebieten 
außerhalb des Betriebssitz-Staates beschäftigen. 

Für vom Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (bis 
zum 30. April 2010 EWG-Verordnung Nr. 1408/71) erfasste Arbeit­
nehmer regeln die diesbezüglichen näheren Bestimmungen, wel­
che Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates jeweils anzuwenden 
sind. Umlagen sind nur für die Arbeitnehmer zu entrichten, die 
den deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit unter­
liegen. Damit hat beispielsweise ein Arbeitgeber (Spediteur) mit 
Betriebssitz in Dänemark für die von ihm überwiegend in 
Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer (Berufskraftfahrer) 
neben den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen Umlagen nach 
dem AAG zu zahlen, wenn die Arbeitnehmer in Deutschland woh­
nen und für sie die Rechtsvorschriften des Wohnstaates gelten. 

Gesamtsozial­
versicherungsbeitrag 
Zum Gesamtsozialversi­
cherungsbeitrag gehören 
die Pflichtbeiträge zur 
Kranken-, Pflege-, Ren-
ten- und Arbeitslosenver­
sicherung, die aufgrund 
eines Beschäftigungsver­
hältnisses vom Arbeitge­
ber an die jeweils zustän­
dige Krankenkasse zu 
zahlen sind. 

Die Aufwendungen des Arbeitgebers für die Entgeltfortzahlung bei 
Arbeitsunfähigkeit bzw. im Fall der Mutterschaft sind nach Maßgabe 
der Regelungen im AAG dementsprechend erstattungsfähig. Die Ein­
beziehung der in Rede stehenden Personen in das Verfahren zum 
Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen ist sachlich gerechtfertigt, 
da die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall als Leistung bei 
Krankheit und Mutterschaft nach der o. g. Verordnung gilt und 
damit vom Geltungsbereich des Gemeinschaftsrechts erfasst ist. 

Nach Auffassung der Spitzenorganisationen der Sozialversiche­
rung ist es unerheblich, ob der Arbeitsvertrag des Arbeitnehmers 
dem deutschen Recht oder unter Beachtung der arbeitsrecht­
lichen Kollisionsregelungen (vgl. Artikel 8 der EG-Verordnung 
Nr. 593/2008) dem Recht eines anderen Mitgliedstaates unterliegt. 
Demgemäß hat beispielsweise ein Arbeitgeber mit Sitz in den Nie­
derlanden für einen am Betriebssitz in Teilzeit beschäftigten 
Arbeitnehmer, der eine weitere (Teilzeit-)Beschäftigung in 
Deutschland ausübt und für den aufgrund seines Wohnsitzes in 
Deutschland die deutschen Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit gelten, neben den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen 
Umlagen nach dem AAG zu entrichten. Dies gilt ungeachtet des­
sen, dass das in den Niederlanden ausgeübte Teilzeitarbeitsver­
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hältnis regelmäßig zur Anwendung des niederländischen Arbeits­
bzw. Entgeltfortzahlungsrechts führt. 

Saisonarbeitskräfte aus EU-/EWR-Staaten 
Saisonarbeitskräfte, die im Besitz einer Bescheinigung A1 (bisher 
E101) über die anzuwendenden Rechtsvorschriften des Wohn-
oder Herkunftsstaates sind, und aufgrund dessen auch Anspruch 
auf Geldleistungen im Krankheitsfall sowie bei Mutterschaft nach 
Maßgabe der EG-Verordnung Nr. 883/2004 haben, sind nicht in das 
Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem 
AAG einzubeziehen. Sie bleiben daher bei der Feststellung der 
Arbeitnehmerzahl zur Bestimmung der Teilnahme am U1-Verfah­
ren unberücksichtigt. Umlagebeträge sind für diese Personen 
ebenfalls nicht zu entrichten. Etwaige Aufwendungen des Arbeit­
gebers für Entgeltfortzahlung bzw. im Fall der Mutterschaft sind 
nicht erstattungsfähig. 

Die Ausführungen gelten gleichermaßen für Arbeitnehmer, für die 
aufgrund einer Regelung des überstaatlichen Rechts die Rechts­
vorschriften über die soziale Sicherheit eines anderen EU-/EWR-
Mitgliedstaats gelten. 

Mitglieder der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
Die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege einschließlich 
ihrer selbstständigen und nichtselbstständigen Untergliede­
rungen, Einrichtungen und Anstalten sind vom Ausgleich der 
Arbeitgeberaufwendungen im U1-Verfahren ausgenommen. Nicht 
betroffen hiervon sind Spitzenverbände der freien Wohlfahrts­
pflege, die schriftlich und unwiderruflich gegenüber einer Kran­
kenkasse mit Wirkung für alle durchführenden Krankenkassen 
und Verbände ihre Teilnahme am Umlageverfahren erklären. 

Vor Inkrafttreten des AAG wurden die Begriffe „ihrer Untergliede­
rungen, Einrichtungen und Anstalten“ unterschiedlich ausgelegt. 
In der Folge haben zum Teil regionale Organisationen der freien 
Wohlfahrtspflege am Ausgleichsverfahren teilgenommen, zum Teil 
aber auch nicht. Angesichts dieser in der unklaren Rechtssitua­
tion begründeten Ausgangslage ist den Spitzenorganisationen der 
freien Wohlfahrtspflege mit dem AAG ein Wahlrecht zur Teilnahme 
am U1-Verfahren eingeräumt worden. 
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Wird die Teilnahme am U1-Verfahren nicht erklärt, gilt der gesetz­
lich vorgesehene Ausschluss. Dabei erfasst der Ausschluss auch 
solche (rechtlich selbstständigen oder unselbstständigen) „Unter­
gliederungen“, die sich lediglich als Mitglied dem Spitzenverband 
der freien Wohlfahrtspflege angeschlossen haben, ohne (persön­
lich und sachlich) in die Struktur der übergeordneten Organisati­
onseinheit eingegliedert zu sein. 

Einstellung der Arbeit im Laufe eines Arbeitstages bzw. einer 
Arbeitsschicht 
Wird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfähigkeit an seiner Arbeits­
leistung verhindert, so hat er nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz 
(EFZG) Anspruch auf Entgeltfortzahlung durch den Arbeitgeber bis 
zur Dauer von 6 Wochen. Arbeitgebern, die am U1-Verfahren teil­
nehmen, werden bis zu 80 % des an den Arbeitnehmer fortgezahl­
ten Arbeitsentgelts erstattet. 

Wird die Arbeitsleistung krankheitsbedingt erst im Laufe eines 
Arbeitstages bzw. einer Arbeitsschicht eingestellt, stellt sich die 
Frage, ob für diesen Tag oder für Teile dieses Tages Entgeltfort­
zahlung nach den Regelungen des EFZG zu leisten ist und mithin 
eine Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen verlangt werden 
kann. 

Das bei krankheitsbedingter Einstellung der Arbeitsleistung im 
Laufe eines Arbeitstages bzw. einer Arbeitsschicht (weiter) 
gezahlte Arbeitsentgelt (für die ausgefallenen Arbeitsstunden die­
ses Tages bzw. dieser Schicht) stellt nach herrschender Rechts­
meinung keine Entgeltfortzahlung im Sinne des EFZG dar. Aus 
diesem Grund ist es nach den Regelungen des AAG nicht erstat­
tungsfähig. Ein Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für die 
Entgeltfortzahlung erfolgt frühestens ab dem Folgetag für die wei­
tere Zeit der Entgeltfortzahlung wegen der Arbeitsunfähigkeit bis 
zur Dauer von 6 Wochen. An der von diesem Ergebnis abweichen­
den Auffassung im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorga­
nisationen der Sozialversicherung vom 21. Dezember 2005 zum 
Aufwendungsausgleichsgesetz in der ergänzten Fassung vom 13. 
Februar 2006 (vgl. Abschnitt 2.5.2) wird daher nicht weiter fest­
gehalten. 
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Krankenversicherungsfreiheit für Höher­
verdiener: Neuregelung ab 2011 beabsichtigt 

Die Bundesregierung beabsichtigt im Rahmen des GKV – Finan­
zierungsgesetzes eine wichtige Änderung für Höherverdie­
nende: Ein Wechsel zur PKV soll bereits wieder nach einmali­
gem Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze möglich 
sein. Dadurch würde die Rechtslage wieder hergestellt, wie sie 
bis Anfang 2007 (vor Inkrafttreten der Änderungen durch das 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz) anzuwenden war. 

Die Neuregelung soll bereits zum 31. Dezember 2010 in Kraft tre­
ten, damit diejenigen Personen, deren Gehalt die Jahresarbeits­
entgeltgrenze im Jahr 2010 überstiegen hat, die aber zum Ende 
des Jahres 2010 die (bisherige) dreijährige Wartefrist noch nicht 
erfüllen, bereits zum Jahresbeginn 2011 in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung versicherungsfrei werden. 

Diesen Personen soll ein einmaliges Beitrittsrecht zur gesetz­
lichen Krankenversicherung eingeräumt werden. Sie können zum 
1. Januar 2011 aber auch in die private Krankenversicherung 
(PKV) wechseln. 

Der erforderliche Gesetzentwurf soll Ende September 2010 in den 
Bundestag eingebracht und das Gesetzgebungsverfahren im 
Dezember 2010 abgeschlossen werden. 
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Zeitarbeit: Entscheidung des Bundesarbeits­
gerichts zur CGZP steht bevor 

Voraussichtlich am 14. Dezember 2010 wird das Bundesarbeits­
gericht (BAG) über die Tariffähigkeit der „Tarifgemeinschaft 
Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personalservice­
agenturen“ (CGZP) entscheiden. Zeitarbeitsunternehmen, die 
Tarifverträge der CGZP anwenden, wissen dann, ob sie tatsäch­
lich die Vergütung ihrer Beschäftigten anhand dieser Tarifver­
träge festlegen konnten oder ob stattdessen ein höherer 
gesetzlicher Lohnanspruch maßgeblich ist – auch was die 
Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge betrifft. Nicht nur 
für die Zeitarbeitsunternehmen, sondern auch für deren Kun­
den hat die bevorstehende Entscheidung große Bedeutung. 

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) schreibt den Grund­
satz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ vor. Leiharbeitnehmer 
haben danach grundsätzlich denselben Lohnanspruch wie die 
Stammbelegschaft des Betriebs (Entleiher), in den sie ihr Arbeit­
geber (Verleiher) zum Arbeitseinsatz schickt. Dieses sogenannte 
„equal-pay“-Prinzip gilt allerdings dann nicht, wenn tarifvertrag­
liche Festlegungen zum Lohn existieren und diese Inhalt des 
Arbeitsvertrags sind – beispielsweise also auch durch Verweisung 
in den Arbeitsverträgen. Dann sind diese tarifvertraglichen Rege­
lungen maßgeblich, und zwar auch dann, wenn das einen geringe­
ren Lohn bedeutet (§ 9 Nr. 2 AÜG). 

In der Zeitarbeitsbranche finden nahezu flächendeckend Tarifver­
träge Anwendung. Neben der DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit 
hat auf Arbeitnehmerseite auch die CGZP entsprechende Tarifver­
träge mit einzelnen Arbeitgebern, aber auch mit Arbeitgeberver­
bänden geschlossen. 

Bei dem vor dem BAG anhängigen Rechtsstreit (1 ABR 19/10) geht 
es um die Frage, ob die CGZP tariffähig ist. Tariffähigkeit bedeutet 
die Fähigkeit, Tarifverträge abzuschließen. Sollte sich die CGZP 
auch nach Auffassung des BAG und in Einklang mit den Entschei­
dungen der vorherigen Instanzen als nicht tariffähig erweisen, 
könnte also auch den mit ihr abgeschlossenen Tarifverträgen 
keine Wirksamkeit zukommen. In diesem Fall würde rückwirkend 
der gesetzliche Lohnanspruch und das „equal-pay“-Prinzip grei­
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fen. Außerdem stünde dann fest, dass sich die Beiträge zur Sozial­
versicherung am gesetzlichen Lohnanspruch und nicht an einem 
in geringerer Höhe gezahlten Entgelt bemessen. Denn im Bei­
tragsrecht der Sozialversicherung gilt das Anspruchs- oder Ent­
stehungsprinzip. Der Beitragsanspruch richtet sich nicht nach 
dem gezahlten, sondern mindestens nach dem geschuldeten Ent­
gelt (§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB IV). 

Sollte das BAG in der für den 14. Dezember 2010 erwarteten Ent­
scheidung der CGZP die Tariffähigkeit absprechen, müssten daher 
betroffene Zeitarbeitsunternehmen von sich aus die Beitragsab­
führung auch für die Vergangenheit umstellen und entsprechende 
Meldungen für ihre Mitarbeiter abgeben bzw. erstattete Meldun­
gen korrigieren. Die Prüfdienste der Rentenversicherungsträger 
werden kontrollieren, ob die betroffenen Arbeitgeber dieser Ver­
pflichtung nachgekommen sind und nötigenfalls entsprechende 
Nachforderungen erheben. 

Für offene Beitragsansprüche haften auch die Kunden betroffener 
Zeitarbeitsunternehmen. Denn nach § 28e Abs. 2 Satz 1 SGB IV 
haftet der Entleiher für den jeweiligen Überlassungszeitraum wie 
ein selbstschuldnerischer Bürge. Die anstehende Entscheidung 
des BAG könnte daher Auswirkungen auch über die Zeitarbeits­
branche hinaus entfalten. 

Überdie weitere Entwicklung werden wir Sie in SUMMA SUMMARUM 
informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 

SUMMA SUMMARUM 6·2010 · Tarifrecht Zeitarbeitsbranche 3 



Insolvenzsicherung von Wertguthaben: 
Erste Erfahrungen aus der Praxis 

Seit dem 1. Januar 2009 gelten verschärfte Regelungen zur 
Insolvenzsicherung von Wertguthaben aus Langzeitkonten. Die 
Rentenversicherungsträger stellen nun im Rahmen der 
Betriebsprüfung fest, ob eine den gesetzlichen Erfordernissen 
entsprechende Insolvenzschutzmaßnahme durch den Arbeit­
geber ergriffen wurde. Bei den bisherigen Betriebsprüfungen 
wurden folgende Problemfelder erkannt. 

Rechtsgrundlage 
§ 7e Abs. 6 SGB IV regelt 
Zuständigkeit und Umfang 
der Prüfung von Insolvenz­
sicherungsmaßnahmen 
und beschreibt die Konse­
quenzen beim Vorliegen 
eines ungeeigneten Siche­
rungsmittels. 

Wertguthabenvereinbarung führt zur Insolvenzsicherungs­
pflicht 
Die gegen Insolvenz zu sichernden Wertguthaben sind von Gutha­
ben aufgrund „sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen“ abzu­
grenzen. Werden Gleitzeitkonten ausschließlich geführt, um die 
werktägliche oder wöchentliche Arbeitszeit flexibel zu gestalten 
oder betriebliche Produktions- und Arbeitszeitzyklen auszuglei­
chen, stellt eine so formulierte Betriebsvereinbarung keine Wert­
guthabenvereinbarung dar. In diesen Fällen bedarf es keiner Insol­
venzsicherung. 

Wertguthaben­
vereinbarung 
Eine Wertguthabenverein­
barung liegt vor, wenn 
– der Aufbau eines Wert­

guthabens schriftlich 
vereinbart wurde, 

– die Vereinbarung nicht 
lediglich das Ziel der 
flexiblen Gestaltung der 
werktäglichen oder 
wöchentlichen Arbeits­
zeit oder den Ausgleich 
betrieblicher Produk­
tions- und Arbeitszeit­
zyklen verfolgt, 

– Arbeitsentgelt ins Wert­
guthaben eingebracht 
wird, um es für Zeiten 
der Freistellung von der 
Arbeitsleistung oder der 
Verringerung der Ar­
beitszeit zu entnehmen, 

– das aus dem Wertgutha­
ben fällige Arbeitsentgelt 
mit einer vor oder nach 
der Freistellung von der 
Arbeitsleistung oder der 
Verringerung der Ar­
beitszeit erbrachten Ar­
beitsleistung erzielt wird, 

– das fällige Arbeitsentgelt 
insgesamt 400 EUR mo­
natlich übersteigt, es sei 
denn, die Beschäftigung 
wurde vor der Freistel­
lung als geringfügige 
Beschäftigung ausgeübt 
(§ 7b SGB IV). 

Werden in solchen Betriebsvereinbarungen neben reinen Gleitzeit­
regelungen auch längerfristige Freistellungen z. B. anlässlich der 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Durchfüh­
rung von Weiterbildungsmaßnahmen oder eines Sabbaticals vor­
gesehen, liegt eine Wertguthabenvereinbarung im Sinne des § 7b 
SGB IV vor. Eine Insolvenzsicherung ist dann erforderlich. 

Den Unternehmen sind diese Unterschiede vielfach nicht bewusst. 
Oftmals steht lediglich der Ausgleich von Arbeitszeitspitzen im 
Vordergrund und nicht das Ansparen von Wertguthaben. 

Insolvenzsicherung ab dem ersten Euro 
Die Verpflichtung zur Insolvenzsicherung besteht seit 1. Januar 
2009 immer dann, wenn das Wertguthaben die monatliche 
Bezugsgröße übersteigt. Bei Wertguthabenvereinbarungen, die 
aus der Zeit vor diesem Stichtag stammen, wird zuweilen ver­
säumt, die Insolvenzsicherung entsprechend anzupassen. 
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Sofern sich aus der Wertguthabenvereinbarung ergibt, dass das 
Wertguthaben in der Ansparphase die monatliche Bezugsgröße 
überschreiten und die Freistellungsphase den Zeitraum des 
Anspruchs auf Insolvenzgeld übersteigen kann, ist bereits mit der 
erstmaligen Einstellung von Arbeitsentgelt in ein Wertguthaben 
für die Insolvenzsicherung zu sorgen. 

Bezugsgröße 
2010/2011: 
West: 2.555/2.555 EUR mtl. 
Ost: 2.170/2.240 EUR mtl. 

Insolvenzsicherung der Arbeitgeberbeitragsanteile 
Das Wertguthaben umfasst seit dem 1. Januar 2009 neben den 
Arbeitsentgelten aus einer Beschäftigung auch die Arbeitgeber­
beitragsanteile. Dies wird gelegentlich bei der Insolvenzsicherung 
des Wertguthabens übersehen. Auch für Entgeltbestandteile, die 
aus Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze 
stammen, sind entsprechende Arbeitgeberbeitragsanteile am 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag ins Wertguthaben einzustellen. 
Bei der späteren Auszahlung in der Freistellungsphase tritt Bei­
tragspflicht ein, damit fallen auch hierauf entsprechende Bei­
tragsanteile an. 

Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers 
Häufig ist unklar, welche Beträge für die Prüfung der Insolvenz­
sicherung relevant und daher in den Entgeltunterlagen bereit zu 
halten sind. Entscheidend für den Betriebsprüfer ist die Gegen­
überstellung des Wertguthabens (zuzüglich des Arbeitgeberbei­
tragsanteils für Zeiten vor 2009) mit dem aktuellen Wert des 
Sicherungsmittels zum Prüfzeitpunkt. Abhängig von der gewähl­
ten Anlageform wird Letzterer durch Depotauszüge (bei Fonds), 
Mitteilungen über den Rückkaufswert (bei Rückdeckungsver­
sicherungen) oder ähnliche Ausfertigungen der Sicherungsgeber 
bescheinigt. 

Entgeltunterlagen 
Gem. § 8 Abs. 1 Nr. 7 BVV 
hat der Arbeitgeber in den 
Entgeltunterlagen folgen­
de Angaben über den Be­
schäftigten aufzunehmen: 
Wertguthaben aus flexibler 
Arbeitszeit einschließlich 
der Änderungen (Zu- und 
Abgänge), den Abrech­
nungsmonat der ersten 
Gutschrift sowie den Ab­
rechnungsmonat für jede 
Änderung und einen Nach­
weis über die getroffenen 
Vorkehrungen zum Insol­
venzschutz; bei auf Dritte 
übertragenen Wertgutha­
ben sind diese beim Drit­
ten zu kennzeichnen. 
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Altersteilzeitarbeit 

Altersteilzeitarbeit ist weiterhin möglich. Mit dem Jahres­
steuergesetz 2008 vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150) 
wurde klargestellt, dass Altersteilzeitarbeit unabhängig vom 
Auslaufen der Förderung durch die Bundesagentur für Arbeit 
auch nach dem 31. Dezember 2009 begonnen werden kann. Die 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben daraufhin 
das Rundschreiben zur Altersteilzeit aktualisiert, in dem die 
Konsequenzen für das Versicherungs-, Beitrags- und Melde­
recht der Sozialversicherung erläutert werden. 

Förderung 
Altersteilzeitarbeit soll älteren Arbeitnehmern einen gleitenden 
Übergang vom Erwerbsleben in die Altersrente ermöglichen, 
indem die Arbeitszeit auf die Hälfte reduziert wird. Das aufgrund 
der Arbeitszeitreduzierung verringerte Arbeitsentgelt wird dabei 
durch den Arbeitgeber aufgestockt. Darüber hinaus zahlt der 
Arbeitgeber zusätzliche Rentenversicherungsbeiträge. Während 
eine Erstattung dieser Arbeitgeberleistungen durch die Bundes­
agentur für Arbeit nur noch für vor 2010 begonnene Altersteilzeit­
arbeit möglich ist, bleibt die Steuer- und Beitragsfreiheit der Auf­
stockungsbeträge und des geldwerten Vorteils aus den zusätz­
lichen Rentenversicherungsbeiträgen unbefristet bestehen. 

Aufstockungsbetrag bei 
Altersteilzeitarbeit 
Für eine nach dem 30. Juni 
2004 beginnende Alters­
teilzeit hat der Arbeitgeber 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a Altersteilzeit­
gesetz (AltTZG) das 
Regelarbeitsentgelt um 
mindestens 20 % aufzu­
stocken, wobei die Auf­
stockung auch weitere 
Entgeltbestandteile um­
fassen kann (z. B. einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt). 
Der Aufstockungsbetrag 
ist steuer- und beitrags­
frei. 

Dauer der Altersteilzeitarbeit 
Höchstdauer 
Die maximale Laufzeit von Altersteilzeitarbeit erhöht sich für Arbeit­
nehmer, die nach 1946 geboren worden sind, schrittweise von 10 auf 
12 Jahre. Dies ergibt sich daraus, dass Altersteilzeitarbeit nach Voll­
endung des 55. Lebensjahres möglich ist und in der Altersteilzeit­
beschäftigung Arbeitslosenversicherungspflicht bestehen muss. Da 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenver­
sicherung Arbeitslosenversicherungsfreiheit eintritt, kann Alters­
teilzeitarbeit höchstens bis zum Ablauf des Kalendermonats verein­
bart werden, in dem die Regelaltersgrenze erreicht wird (§ 2 Abs. 1 
Nr. 2 letzter Halbsatz AltTZG i. V. m. § 28 Abs. 1 Nr. 1 SGB III). 

Die bisherige Regelaltersgrenze von 65 Jahren wird für Ver­
sicherte, die nach 1946 geboren worden sind, ab 2012 schrittweise 
auf 67 Jahre angehoben (§ 35 i. V. m. § 235 SGB VI). Versicherte, die 

Regelaltersgrenze 
Ab Erreichen der Regel­
altersgrenze besteht bei 
Erfüllung der allgemeinen 
Wartezeit von 60 Monaten 
Anspruch auf Regelalters­
rente. Wer zu diesem Zeit­
punkt in Rente geht, erhält 
die Rente stets ohne Ab­
schlag. 
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nach 1963 geboren worden sind, erreichen die Regelaltersgrenze 
erst mit Vollendung des 67. Lebensjahres (vgl. SUMMA SUMMARUM 
5/2007). Demnach können nach 1963 geborene Arbeitnehmer bis 
zu 12 Jahre Altersteilzeitarbeit leisten. Für Arbeitnehmer der 
Jahrgänge von 1947 bis 1963 ergeben sich individuelle Regel­
altersgrenzen zwischen 65 und 67 Jahren. 

Auswirkungen längerer Vereinbarungen 
Bei Altersteilzeitarbeit im Teilzeitmodell (kontinuierliche Vertei­
lung der hälftigen Arbeitszeit), die für einen längeren Zeitraum 
vereinbart wird, endet Altersteilzeitarbeit mit Eintritt der Arbeits­
losenversicherungsfreiheit nach dem Kalendermonat, in dem die 
maßgebende Regelaltersgrenze erreicht wird. 

Wird hingegen Altersteilzeitarbeit im Blockmodell (diskontinuier­
liche Verteilung der Arbeitszeit) für einen längeren Zeitraum ver­
einbart, besteht von Beginn an keine Altersteilzeitarbeit nach dem 
Altersteilzeitgesetz, da bis zum Eintritt der Arbeitslosenversiche­
rungsfreiheit die Hälftigkeit der wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
gegeben wäre. Bei der Verlängerung einer zunächst zulässigen 
Altersteilzeitvereinbarung über die Regelaltersgrenze hinaus, 
besteht ab der Vereinbarung über die Verlängerung keine Alters­
teilzeitarbeit mehr. Allerdings könnte in diesen Fällen die unzuläs­
sige Altersteilzeitvereinbarung dennoch die Voraussetzungen 
einer Wertguthabenvereinbarung nach § 7b SGB IV erfüllen und 
eine Beschäftigung nach § 7 Abs. 1 SGB IV in der Arbeitsphase und 
nach § 7 Abs. 1a SGB IV in der Freistellungsphase fortbestehen. 

Die Auswirkungen einer längeren Altersteilzeitvereinbarung treten 
auch für von der Rentenversicherungspflicht befreite Mitglieder 
berufsständischer Versorgungseinrichtungen (z. B. Ärzte, Rechts­
anwälte, Wirtschaftsprüfer) ein, wenn deren Beschäftigung nicht 
mit dem Kalendermonat endet, in dem die Regelaltersgrenze der 
gesetzlichen Rentenversicherung erreicht wird, weil nach den Ver­
sorgungsregelungen der Versorgungseinrichtungen erst zu einem 
späteren Zeitpunkt das Regelaltersruhegeld der Versorgung bezo­
gen werden kann. Dies tritt häufig ein, da verschiedene Versor­
gungseinrichtungen die Altersgrenzen für die Regelaltersruhegel­
der schneller auf 67 Jahre angehoben haben als die gesetzliche 
Rentenversicherung. Hier endet die Altersteilzeitarbeit im Teilzeit­
modell nach Erreichen der Regelaltersgrenze. Altersteilzeitarbeit 
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im Blockmodell darf nicht über das Ende des Kalendermonats des 
Erreichens der Regelaltersgrenze vereinbart werden. 

Besonderheiten im Blockmodell 
Im Blockmodell kann Altersteilzeitarbeit vom Gesetz her nur für 
einen Zeitraum von bis zu 3 Jahren vereinbart werden. Länger ist 
sie nur bei entsprechender tarifvertraglicher, tarifvertraglich zu­
gelassener betrieblicher oder kirchlicher Regelung bzw. der Rege­
lung einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft möglich. 
Soweit Altersteilzeitarbeit über mehr als 6 Jahre hinaus vereinbart 
wird, reicht es aus, wenn innerhalb eines Zeitraums von 6 Jahren 
die hälftige Verteilung der Arbeitszeit erfüllt ist und die Auf­
stockungsleistungen des Arbeitgebers zum Arbeitsentgelt und zu 
den Rentenversicherungsbeiträgen erbracht werden (§ 2 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 AltTZG). Dabei ist die zeitliche Lage dieses 
Zeitraums im Gesamtzeitraum unerheblich. In der übrigen Zeit 
muss jedoch die Beschäftigung fortgesetzt werden, da Altersteil­
zeitarbeit die fortbestehende Arbeitslosenversicherungspflicht er­
fordert. 

Altersteilzeitarbeit ist im kombinierten Teilzeit- und Blockmodell 
auch ohne tarifliche Regelung über einen Gesamtzeitraum von 
mehr als 3 Jahren möglich, wenn die diskontinuierliche Verteilung 
der Arbeitszeit im Gesamtzeitraum auf 3 Jahre beschränkt wird. 

Beispiel 

Vereinbarung von Altersteilzeitarbeit über 8 Jahre im kombinierten Block-
und Teilzeitmodell. Eine tarifvertragliche Regelung nach § 2 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 zweite Alternative AltTZG besteht nicht. 

Arbeitsphase (Vollzeit) 01.01.2010 – 30.06.2011 
Arbeitsphase (hälftige Teilzeit) 01.07.2011 – 30.06.2016 
Freistellungsphase 01.07.2016 – 31.12.2017 

Lösung: 

Für den Gesamtzeitraum von 8 Jahren liegt Altersteilzeitarbeit vor. Da in­
nerhalb des Gesamtzeitraums der Zeitraum der diskontinuierlichen Ver­
teilung der Arbeitszeit insgesamt 3 Jahre nicht überschreitet, ist eine 
tarifvertragliche Regelung nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zweite Alternative 
AltTZG hierfür nicht erforderlich. 

Wird sie im Blockmodell ohne entsprechende tarifliche bzw. be­
triebliche Regelung über mehr als 3 Jahre vereinbart, liegt von 
Beginn an keine Altersteilzeit nach dem Altersteilzeitgesetz vor. 
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In Bereichen, wo tarifliche Regelungen zur Verteilung der Arbeits­
zeit nicht getroffen sind oder üblicherweise nicht getroffen werden 
(z. B. bei Ausübung freier Berufe, bei AT-Angestellten, bei Arbeit­
geberverbänden und Gewerkschaften, in Bereichen der freien 
Wohlfahrtspflege), ist ein Blockmodell im Rahmen einer betrieb­
lichen oder individuellen Vereinbarung ebenfalls über 3 Jahre 
hinaus möglich (§ 2 Abs. 2 Satz 5 i. V. m. Abs. 3 AltTZG). 

Mindestdauer 
Die Altersteilzeitarbeit ist nicht an eine konkrete Mindestdauer 
gebunden. Allerdings ist in den Fällen, in denen nach der Altersteil­
zeitarbeit die besondere Altersrente wegen Altersteilzeitarbeit (§ 237 
SGB VI) beansprucht werden soll, die für diese Rente erforderliche 
Mindestdauer der Altersteilzeitarbeit von 24 Monaten zu beachten. 

Darüber hinaus muss die Altersteilzeitarbeit mindestens bis zur 
Erfüllung eines Anspruchs auf Altersrente vereinbart werden. 
Dabei handelt es sich um den Zeitpunkt, zu dem 

➔	 eine (ggf. geminderte) Altersrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 

➔	 bei Befreiung von der Rentenversicherungspflicht das 
65. Lebensjahr vollendet wird bzw. vorher eine der Altersrente 
vergleichbare Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungs­
einrichtung oder eines Versicherungsunternehmens oder 

➔	 eine ähnliche Leistung öffentlich-rechtlicher Art (z. B. eine 
ausländische Altersrente) 

beansprucht werden kann (analog zu § 5 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 
AltTZG). 

Bei Vereinbarungen über eine kürzere Laufzeit liegt von Beginn an 
Altersteilzeitarbeit nicht vor. 

Rentenbezug während Altersteilzeitarbeit 
Während der Altersteilzeitarbeit sind grundsätzlich zusätzliche Ren­
tenversicherungsbeiträge vom Arbeitgeber zu zahlen. Sind Arbeit­
nehmer aufgrund des Bezugs einer Altersvollrente der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder einer Versorgung nach Erreichen einer 
Altersgrenze nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsät­
zen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen oder nach 

Zusätzliche Renten­
versicherungsbeiträge 
des Arbeitgebers 
Während der Altersteilzeit 
ist die Arbeitszeit und da­
mit das Regelarbeitsent­
gelt um die Hälfte redu­
ziert. Zur Ergänzung der 
Absicherung in der gesetz­
lichen Rentenversicherung 
hat der Arbeitgeber für 
seine Beschäftigten in 
Altersteilzeit zusätzlich 
Pflichtbeiträge zur gesetz­
lichen Rentenversicherung 
zu zahlen. Dies erfolgt aus 
einer Bemessungsgrund­
lage in Höhe von mindes­
tens 80 % des Regel­
arbeitsentgelts, ggf. be­
grenzt auf den Unter­
schiedsbetrag zwischen 
90 % der Beitragsbemes­
sungsgrenze und dem 
Regelarbeitsentgelt. Der 
Arbeitgeber hat die zusätz­
lichen Rentenversiche­
rungsbeiträge allein zu 
tragen. Bei einem Beginn 
der Altersteilzeit vor dem 
1.1.2010 werden sie ihm 
unter bestimmten Voraus­
setzungen von der 
Bundesagentur für Arbeit 
erstattet. 
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den Regelungen einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 
rentenversicherungsfrei (§ 5 Abs. 4 Nr. 1 oder 2 SGB VI), kann 
demnach Altersteilzeitarbeit nicht geleistet werden. 

Dies gilt auch dann, wenn aus den vor dem zur Rentenversiche­
rungsfreiheit führenden Versorgungsbezug zurückgelegten Bei­
tragszeiten (z. B. bei ehemaligen Berufssoldaten) ein Anspruch auf 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung besteht. Dies gilt erst 
für ab 2011 vereinbarte Fälle. 

Auch beim Bezug einer Altersteilrente der gesetzlichen Renten­
versicherung ist Altersteilzeitarbeit nicht möglich. Der Altersteil­
rentenbezug begründet zwar keine Rentenversicherungsfreiheit. 
Mit dem Teilrentenbezug erfolgt jedoch bereits der Eintritt in den 
(Teil-) Ruhestand, der nicht mit der Altersteilzeitarbeit kombinier­
bar ist. Der Bezug einer ausländischen Altersrente, der nicht zur 
Rentenversicherungsfreiheit in der Beschäftigung führt, schließt 
hingegen Altersteilzeitarbeit noch nicht aus, da in diesen Fällen 
nicht von einem bereits erfolgten Eintritt in den Ruhestand ausge­
gangen wird. 

Altersteilzeitarbeit und weiteres Wertguthaben 
Wertguthaben vor Beginn der Altersteilzeitarbeit 
Wertguthaben, das bereits vor Beginn der Altersteilzeitarbeit 
angespart wurde, kann im Rahmen der Altersteilzeitarbeit 
berücksichtigt werden. Hierdurch kann während der Altersteilzeit­
arbeit im Teilzeitmodell die regelmäßige Arbeitszeit oder im 
Blockmodell die Arbeitsphase verkürzt werden. Dies gilt auch für 
eine durch den Arbeitgeber zuvor freiwillig erfolgte Aufstockung 
eines entsprechenden Wertguthabens. Dessen Berücksichtigung 
kann auch dazu führen, dass eine tatsächliche Arbeitsleistung 
während der Altersteilzeitarbeit nicht mehr erforderlich ist. 

Das Wertguthaben kann jedoch nicht als zusätzliches Arbeitsent­
gelt zur Reduzierung der Aufstockungsleistung und der zusätz­
lichen Rentenversicherungsbeiträge des Arbeitgebers verwendet 
werden. Vielmehr würde durch das zusätzliche Arbeitsentgelt das 
Regelarbeitsentgelt und damit auch die Berechnungsgrundlage 
für die Aufstockungsbeträge und zusätzlichen Rentenversiche­
rungsbeiträge erhöht werden. 
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Für Wertguthaben, das nicht ins Wertguthaben für die Altersteilzeit­
arbeit übernommen wird, tritt ein Störfall ein, wenn nach der jewei­
ligen Wertguthabenvereinbarung eine Wertguthabenverwendung 
während oder nach der Altersteilzeitarbeit nicht mehr möglich ist. 

Wertguthabenaufbau während der Altersteilzeitarbeit 
Der Aufbau eines zusätzlichen Wertguthabens für die Altersteil­
zeitbeschäftigung im Rahmen einer neben der Altersteilzeitver­
einbarung bestehenden weiteren Wertguthabenvereinbarung ist 
während der Altersteilzeitarbeit nicht möglich. Für die Altersteil­
zeitarbeit wird die Reduzierung der Arbeitszeit und das daraus 
resultierende Regelarbeitsentgelt, die Aufstockung des Altersteil­
zeitarbeitsentgelts und der Rentenversicherungsbeiträge sowie 
der Aufbau von Wertguthaben für die Freistellungsphase während 
der Arbeitsphase im Blockmodell vereinbart. Es widerspricht dem 
Charakter und Ziel dieser Altersteilzeitarbeitvereinbarung, wenn 
durch einen zusätzlichen Verzicht auf Teile des Regelarbeitsent­
gelts die Aufstockungsleistungen wieder reduziert und ein zweites 
Wertguthaben z. B. für eine Verkürzung der Arbeitsphase im 
Blockmodell aufgebaut werden soll. Dies wäre nicht mit der Vor­
aussetzung der Altersteilzeitarbeit zur hälftigen Reduzierung der 
Arbeitszeit vereinbar. Daher ist nach Beginn der Altersteilzeit­
arbeit auch die Aufstockung eines Altersteilzeitwertguthabens 
durch den Arbeitgeber nur noch in Ausnahmefällen möglich (z. B. 
in Zeiten der Arbeitsunfähigkeit oder Kurzarbeit). 

Der zusätzliche Wertguthabenaufbau ist nur dann möglich, wenn 
das Wertguthaben ausschließlich für Zeiten nach dem Ende der 
Altersteilzeitarbeit verwendet werden soll. Durch den Verzicht auf 
Teile des Regelarbeitsentgelts werden jedoch die Bemessungs­
grundlage für die Aufstockungsbeträge und die zusätzlichen Ren­
tenversicherungsbeiträge und somit die zusätzlichen Arbeitgeber­
leistungen gemindert. Darüber hinaus gelten für das zusätzliche 
Wertguthaben, anders als für das Altersteilzeitwertguthaben, die 
besonderen Regelungen zur Insolvenzsicherung nach § 7f SGB IV. 

Freistellung in der Arbeitsphase der Altersteilzeitarbeit 
Zu den Voraussetzungen der Altersteilzeitarbeit zählt die Reduzie­
rung der Arbeitszeit auf die Hälfte der bisherigen Arbeitszeit und 
der damit verbundene gleitende Übergang in den Ruhestand. Eine 
Freistellung der Arbeitnehmer von der hiernach verbleibenden 
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Arbeitsleistung widerspricht grundsätzlich dieser Voraussetzung. 
Dies würde insbesondere für eine vollständige Freistellung von der 
Arbeitsleistung gelten (vgl. BAG, Urteil vom 10. Februar 2004, 9 AZR 
401/02). In diesen Fällen kann zwar eine Beschäftigung nach § 7 
Abs. 1 SGB IV bzw. bei verblockter Arbeitszeit in der „eigentlichen“ 
Freistellungsphase nach § 7 Abs. 1a SGB IV vorliegen (vgl. BSG, Urteil 
vom 24. September 2008, B 12 KR 27/07 R), jedoch keine Alters­
teilzeitbeschäftigung im Sinne des Altersteilzeitgesetzes. 

Verzichtet der Arbeitgeber aus betriebsbedingten Gründen – nicht 
nur vorübergehend – auf die im Rahmen der Altersteilzeitverein­
barung vorgesehene Arbeitsleistung des Arbeitnehmers, ohne 
dass vereinbart ist, dass ein bereits angesammeltes Wertgut­
haben in dieser Freistellungsphase abgebaut wird, und wird nicht 
vereinbart, dass diese Freistellung noch nachgearbeitet und damit 
ein negatives Wertguthaben ausgeglichen wird, sind die Voraus­
setzungen der Altersteilzeitarbeit demnach nicht erfüllt. 

Möglich ist lediglich eine vorübergehende Freistellung, die nicht 
zur Unterbrechung der Altersteilzeitarbeit führt, wenn das 
Arbeitsentgelt und die zusätzlichen Arbeitgeberleistungen weiter­
gezahlt werden. Vorübergehende Freistellungen liegen jedoch nur 
vor, wenn kurzfristige betriebsbedingte Anlässe die Arbeits­
leistung nicht mehr zulassen und unplanbar eingetreten sind. Der 
Arbeitnehmer muss dabei weiterhin dienstbereit bleiben, der Ver­
fügungsmacht des Arbeitgebers unterstehen und auch tatsächlich 
wieder eine Tätigkeit aufnehmen, wenn der betriebsbedingte An­
lass weggefallen ist. Zur Vermeidung dieser Freistellungen sind 
auch Beschäftigungsmöglichkeiten auf einem anderen zumut­
baren Arbeitsplatz, auch in einem anderen Betrieb des Unterneh­
mens zu prüfen. 

Arbeitgeberbeitragsanteil im Wertguthaben 
Seit dem 1. Januar 2009 ist neben dem Arbeitsentgelt auch der 
darauf entfallende Arbeitgeberbeitragsanteil ins Wertguthaben 
einzustellen (vgl. SUMMA SUMMARUM 2/2010). In der Freistel­
lungsphase oder bei Übertragung des Wertguthabens ist dieser 
nach dem aktuellen Beitragssatz und Versicherungsstatus des 
Arbeitnehmers aus dem Wertguthaben zu finanzieren. Sind dabei 
die vom Arbeitgeber zu tragenden Beiträge z. B. aufgrund gestie­
gener Beitragssätze höher als die in der Ansparphase eingestell-
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ten Arbeitgeberbeitragsanteile, vermindert sich das Entgeltgut­
haben des Arbeitnehmers entsprechend. Im umgekehrten Fall 
erhöht sich das zur Verfügung stehende Entgeltguthaben. Die Ent­
sparung kann in diesen Fällen durch eine Anpassung der letzten oder 
der laufenden monatlichen Wertguthabenentnahme erfolgen. 

Beispiel (vereinfachte Darstellung) 

Altersteilzeitarbeit im Blockmodell über 4 Jahre 
mit Regelarbeitsentgelt i. H. von 1.500,00 EUR 

Wertguthabenaufbau in der Arbeitsphase mtl. 1.800,00 EUR 
Arbeitsentgelt 1.500,00 EUR 
Arbeitgeberbeitragsanteil 
(bei hälftigem Gesamtbeitragssatz i. H. von 20 %) 

300,00 EUR 

Wertguthaben am Ende der Arbeitsphase 43.200,00 EUR 
Arbeitsentgelt 36.000,00 EUR 
Arbeitgeberbeitragsanteil 7.200,00 EUR 

Reduzierung des im Wertguthaben enthaltenen Entgeltguthabens auf­
grund Erhöhung des Gesamtbeitragssatzes mit Beginn der Freistellungs­
phase auf 44 %: 

Wertguthaben 43.200,00 EUR 
abzgl. Arbeitgeberbeitragsanteil 
(bei hälftigem Gesamtbeitragssatz i. H. von 22 %) 

7.790,16 EUR 

verbleibendes Entgeltguthaben 35.409,84 EUR 

Lösung 

Wertguthabenabbau in der Freistellungsphase 

Variante 1 
vereinbarungsgemäße Entsparung (Arbeitsentgelt) mtl. 1.500,00 EUR 
zzgl. Arbeitgeberbeitragsanteil i. H. von 22 % 330,00 EUR 
angepasstes Arbeitsentgelt im letzten (24.) Monat 
der Freistellungsphase 909,84 EUR 
zzgl. Arbeitgeberbeitragsanteil i. H. von 22 % 200,16 EUR 

Variante 2 
angepasste Entsparung (Arbeitsentgelt) mtl. 1.475,41 EUR 
zzgl. Arbeitgeberbeitragsanteil i. H. von 22 % 324,59 EUR 

Durch die Reduzierung des Regelarbeitsentgelts ist auch die 
Berechnung des Aufstockungsbetrags und der zusätzlichen Ren­
tenversicherungsbeiträge anzupassen. 

Die Reduzierung der monatlichen Arbeitsentgeltzahlung ist in diesen 
Fällen – auch bei Unterschreitung der Beträge der Mindestnetto­
betrags-Verordnung nach § 15 AltTZG – unschädlich für die Alters­
teilzeitarbeit. Dies gilt auch bei einer Anpassung der letzten Wertgut­
habenentnahme zum Ende der Freistellungsphase bis zu dem 
Monat, in dem kein Wertguthaben mehr zur Auszahlung kommt. Zur 
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Einhaltung der Mindestdauer der Altersteilzeitarbeit von 24 Monaten 
für die Altersrente nach § 237 SGB VI könnte daher eine monat­
liche Reduzierung der Arbeitsentgeltzahlung erforderlich sein. 

Der Arbeitgeber kann jedoch durch eine (monatlich oder zum 
Ende der Freistellungsphase erfolgende) freiwillige Aufstockung 
des aus dem Wertguthaben zu finanzierenden Arbeitgeberbei­
tragsanteils die Arbeitsentgeltzahlung in der vereinbarten Höhe 
ermöglichen. Bei dieser freiwilligen Aufstockung handelt es sich 
nicht um einen beitragspflichtigen geldwerten Vorteil. 

Aktuelles Rundschreiben 
Das aktuelle Rundschreiben zum Altersteilzeitgesetz vom 2. No­
vember 2010 mit detaillierten Ausführungen zum Versicherungs-, 
Beitrags- und Melderecht bei Altersteilzeitarbeit finden Sie unter 
www.deutsche-rentenversicherung.de (Rubrik Arbeitgeber und 
Steuerberater/Publikationen, Vorträge und Termine/Rundschreiben). 

Geldwerter Vorteil bei Autokauf für 
Werksangehörige 

Personalrabatte, die Hersteller von Autos bzw. Autohändler 
ihren Beschäftigten beim Kauf von Kraftfahrzeugen gewähren, 
gehören grundsätzlich als geldwerte Vorteile zum lohnsteuer-
und beitragspflichtigen Arbeitslohn. 

Die Höhe des geldwerten Vorteils ist unter Anwendung des § 8 
Abs. 3 EStG zu ermitteln. Danach sind bei der Wertbestimmung 
die um 4 % geminderten Endpreise zu berücksichtigen, zu denen 
der Arbeitgeber die Kraftfahrzeuge im allgemeinen Geschäftsver­
kehr anbietet. Die Differenz zwischen diesem Wert und dem vom 
Arbeitnehmer gezahlten Betrag ist nach Abzug eines Freibetrags 
von 1.080 EUR im Kalenderjahr steuerpflichtiger Arbeitslohn und 
damit beitragspflichtiges Entgelt. 

Beispiel 

Maßgebender Endpreis 26.432,00 EUR 
abzüglich 4 % 1.057,28 EUR 

25.374,72 EUR 
Zahlung des Arbeitnehmers 21.000,00 EUR 
Differenz 4.374,72 EUR 
abzüglich Steuerfreibetrag 1.080,00 EUR 
geldwerter Vorteil 3.294,72 EUR 
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Bei der Bestimmung der Endpreise kann nach der Rechtspre­
chung des BFH anstelle der unverbindlichen Preisempfehlung des 
Herstellers ein nach den Gepflogenheiten der Automobilbranche 
im allgemeinen Geschäftsverkehr fremden Letztverbrauchern tat­
sächlich angebotener niedrigerer Wert angesetzt werden. 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 
18. Dezember 2009 ausgeführt, dass es im Hinblick auf die Schwie­
rigkeiten bei der Ermittlung des tatsächlichen Angebotspreises nicht 
zu beanstanden ist, wenn als Endpreis im Sinne des § 8 Abs. 3 EStG 
der Preis angenommen wird, der sich ergibt, wenn 80 % des Preis­
nachlasses, der durchschnittlich beim Verkauf an fremde Letztver­
braucher im allgemeinen Geschäftsverkehr tatsächlich gewährt 
wird, von dem empfohlenen Preis abgezogen wird. Dabei ist der 
durchschnittliche Preisnachlass modellbezogen nach den tatsäch­
lichen Verkaufserlösen in den vorangegangenen 3 Kalendermonaten 
zu ermitteln und jeweils der Endpreisfeststellung im Zeitpunkt der 
Bestellung (Bestellbestätigung) zugrunde zu legen. 

Beispiel 

Bestellung eines neuen Kraftfahrzeugs am 10.4.2010, 
Unverbindlicher Listenpreis 28.000 EUR 
Durchschnittlicher Preisnachlass in den letzten 3 Kalendermonaten 
für das betreffende Modell 7 % 
80 % des Preisnachlasses = 5,6 % = 1.568 EUR 
Endpreis im Sinne des § 8 Abs. 3 EStG: 26.432 EUR 

Bei neu eingeführten Modellen kann in den ersten 3 Kalender­
monaten ein pauschaler Abschlag von 6 % der unverbindlichen 
Preisempfehlung als durchschnittlicher Preisnachlass angenom­
men werden. 

Der im o. g. Schreiben des BMF genannte Wert von 80 % des durch­
schnittlichen Preisnachlasses gilt hinsichtlich der Bestimmung des 
lohnsteuerpflichtigen Entgelts rückwirkend für Zeiten ab 1. Januar 
2009. In der Sozialversicherung kann dieser Prozentsatz nur für seit 
Dezember 2009 fällige Beitragsansprüche angewendet werden. Der 
Arbeitgeber hat die Grundlagen für den ermittelten geldwerten 
Vorteil als Beleg zum Lohnkonto zu nehmen. 
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Auf einen Blick:
 
Voraussichtliche Rechengrößen 2011
 

Auch zu diesem Jahreswechsel werden viele Rechengrößen der 
Sozialversicherung an die wirtschaftliche Entwicklung ange­
passt. Die nachfolgenden Werte geben einen Überblick. 
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 Rechengrößen ab 1. Januar 20111 West Ost 

Beitragsbemessungsgrenzen 

Allgemeine Rentenversicherung 

Monat 5.500,00 4.800,00 
Jahr 66.000,00 57.600,00 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

Monat 6.750,00 5.900,00 
Jahr 81.000,00 70.800,00 

Kranken- und Pflegeversicherung 

Monat 3.712,50 
Jahr 44.550,00 

 Versicherungspflichtgrenze, Krankenversicherung2

Jahr 49.500,00 

Geringfügigkeitsgrenze 

Monat 400,00 

Gleitzone 

Faktor F 0,7435 

Bezugsgröße (Monat) 

RV/ALV 2.555,00 2.240,00 

KV/PV 2.555,00 

Sachbezüge (Monat) 

Freie Verpflegung 217,00 
Freie Unterkunft 206,00 

Beitragssätze 

Krankenversicherung (allgemein/ermäßigt) 15,5 %/14,9 % 
Pflegeversicherung 1,95 % 
– Beitragszuschlag für Kinderlose (Arbeitnehmeranteil) 0,25 % 
Allgemeine Rentenversicherung 19,9 % 
Knappschaftliche Rentenversicherung 26,4 % 
Arbeitslosenversicherung 3,0 % 
Insolvenzgeldumlage 0,0 % 

1 Vorläufige Werte, Beträge in EUR. 
2 Für am 31. Dezember 2002 privat krankenversicherte Arbeitnehmer: 44.550 EUR. 


	summa_summarum_1_2010
	Modellprojekt GeniAL als neuer Arbeitgeberservice:
Unterstützung für ein demografiefestes Unternehmen

	Neue Geringfügigkeits-Richtlinien: Auslegungen und Neuregelungen

	Freistellung von der Arbeitsleistung: Fortbestand des Beschäftigungsverhältnisses

	Beiträge aus Wertguthaben in der gesetzlichen Unfallversicherung

	Künstlersozialabgabe: Neue Entscheidungen

	ELENA entlastet Arbeitnehmer 

	summa_summarum_2_2010
	Neues europäisches Koordinierungsrecht

	Kurzarbeit und Beitragsberechnung

	Kurzarbeit und Arbeitsunfähigkeit 
	Entgeltbescheinigungsrichtlinie seit 1. Januar 2010 in Kraft
	Aufzeichnungspflichten der Arbeitgeber 
	Statusfeststellung von Erwerbstätigen 
	Prüfdienste der Rentenversicherungsträger haben hohe Akzeptanz bei den Arbeitgebern und Steuerberatern


	summa_summarum_3_2010
	Sieben (Un)richtigkeiten zu ELENA 
	Flexible Arbeitszeitregelungen:
Die wichtigsten Fragen und Antworten

	Statusfeststellung von Erwerbstätigen 
	Rentenantrag – nun auch online möglich 

	summa_summarum_4_2010
	Gesundheitsreform: Regierungskoalition einigt sich auf Eckpunkte
	Geringfügige Beschäftigungen: Minijob-Zentrale stellt Versicherungspflicht fest
	Kapitalbeteiligung von Mitarbeitern am Unternehmen
	Rente und Hinzuverdienst
	Berufseinsteigerbonus

	summa_summarum_5_2010
	Aufgeschoben ist nicht aufgehoben 
	Versicherungsrechtliche Beurteilung von Teilnehmern dualer Studiengänge

	Verlängerung der Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld

	Ausgleichsverfahren nach dem AAG: Klarstellungen für die betriebliche Praxis

	Krankenversicherungsfreiheit für Höherverdiener:
Neuregelung ab 2011 beabsichtigt


	summa_summarum_6_2010
	Zeitarbeit: Entscheidung des Bundesarbeit
sgerichts
zur CGZP steht bevor
	Insolvenzsicherung von Wertguthaben: Erste Erfahrungen aus der Praxis

	Altersteilzeitarbeit 
	Geldwerter Vorteil bei Autokauf für Werksangehörige

	Auf einen Blick:
 Voraussichtliche Rechengrößen 2011 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings true
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
    /DIN-Black
    /DIN-Bold
    /DIN-Light
    /DIN-Medium
    /DIN-Regular
    /ZapfDingbats
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /None
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName (Euroscale Coated v2)
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice




